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117. Sitzung 

Bonn, den 20. September 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll die Tagesordnung um 
die folgenden vier in der Ihnen vorliegenden Liste 
aufgeführten Vorlagen ergänzt werden: 

1. Beratung des Antrags des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktionen der SPD, FDP betr. Ver-
fahren gemäß §§ 76 ff. BVerfGG zur Prüfung der Ver-
fassungsmäßigkeit des 5. StrRG 
— Drucksachen 7/2353 (neu), 7/2546 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Erhard (Bad Schwalbach), 
Abgeordneter Gnädinger 
Aufruf 9 Uhr 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Waffen-
gesetzes 
— Drucksache 7/2379 —

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Innenausschuß 

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neurege-
lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern (ErgG 
2. BesVNG) 
— Drucksache 7/2442 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Innenausschuß (feder

-

führend), Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

4. Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 
— Drucksache 7/2468 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

— Ich höre keinen Widerspruch. Das Haus ist ein-
verstanden. Die Erweiterung der Tagesordnung ist 
damit beschlossen. 

Es ist des weiteren vorgeschlagen, den ersten die-
ser Punkte als ersten Punkt der Tagesordnung zu 
behandeln, die übrigen Punkte am Ende der Tages-
ordnung. — Ich höre auch hier keinen Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Die Fraktion der SPD schlägt für den Abgeordne-
ten Kahn-Ackermann, der seine Mitgliedschaft in 
der Beratenden Versammlung des Europarates und 
der Westeuropäischen Union niedergelegt hat, den 
Abgeordneten Mattick vor. — Ich höre keinen Wi-
derspruch; es ist so beschlossen. Der Abgeordnete 
Mattick ist als Mitglied der Beratenden Versamm-
lung des Europarates und der Westeuropäischen 
Union gewählt. 

Es liegt Ihnen, meine Damen und Herren, folgende 
Liste von Vorlagen vor, die keiner Beschlußfassung 
bedürfen und die nach § 76 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung den zuständigen Ausschüssen überwiesen 
werden sollen: 

Betr.: Tagung der Beratenden Versammlung des Europa-
rates vom 6. bis 10. Mai 1974 in Straßburg 

— Drucksache 7/2314 — 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend), Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die 
Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

— Drucksache 7/2344 — 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Finanzaus-
schuß 

Betr.: Erfahrungsbericht der Bundesregierung über die Aus-
führung des Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

— Drucksache 7/2346 — 
zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federfüh

-

rend), Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen bei 
der Anwendung des Arbeitsnehmerüberlassungsge-
setzes — AUG 

— Drucksache 7/2365 — 
zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zu den 
am 28. März 1974 vom Gemischten Parlamentarischen 
Ausschuß EWG—Türkei in Berlin angenommenen 
Empfehlungen 

— Drucksache 7/2370 — 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die 
Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 

— Drucksache 7/2371 — 
zuständig: Rechtsausschuß (federführend), Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über 
I. den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat für eine Richtlinie über 
Beihilfen für den Schiffbau 
II. die Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat betreffend die Modali-
täten einer Aktion auf dem Gebiet des Schiffbaues 

— Drucksache 7/2372 — 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Betr.: Jährlichen Bericht über den Fortgang des Bundes-
fernstraßenbaues — Straßenbaubericht für das Jahr 
1973 

— Drucksache 7/2413 — 
zuständig: Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen 

Betr.: Bericht NATO-Truppenstatut und Zusatzvereinba-
rungen 
hier: Abkommen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland, Kanada und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nordirland 
über die Durchführung von Manövern und an-
deren Übungen im Raum Soltau-Lüneburg (Sol-
tau-Lüneburg-Abkommen) vom 3. August 1959 

— Drucksache 7/2443 — 
zuständig: Innenausschuß (federführend), Auswärtiger Ausschuß, 
Verteidigungsausschuß 
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Betr.: Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 2. Viertel-

jahr des Haushaltsjahres 1974 
Bezug: § 37 Abs. 4 BHO 
— Drucksache 7/2463 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Betr.: Außerplanmäßige Ausgabe bei Kap. 08 06 Tit. apl. 
83109 (Erwerb von VW-Aktien von der Stiftung 
Volkswagenwerk) 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO 

— Drucksache 7/2492 —
zuständig: Haushaltsausschuß 

— Gegen die beabsichtigte Überweisung erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann ist auch dies so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
18. September 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wohl-
rabe, Frau Berger und der Fraktion der CDU/CSU betr. Lage der 
Wirtschaft West-Berlins — Drucksache 7/2514 — beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 7/2548 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 17. September 1974 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Leicht, Höcherl, Dr. Althammer, 
Dr. Häfele und der Fraktion der CDU/CSU betr. propagan-
distische Maßnahmen der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der sogenannten Steuerreform — Drucksache 7/2509 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/2551 verteilt. 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Rückwärtsgang und den Ge-
schwindigkeitsmesser in Kraftfahrzeugen 

— Drucksache 7/2529 — 

überwiesen an den Ausschuß für Verkehr mit der Bitte um Vor-
lage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbe-
diensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in der 
Bundesrepublik dienstlich verwendet werden 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Berichterstat-
tung innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen den Vorschlag erhoben werden 

Verordnung (EWG) Nr. 1967/74 des Rates vom 23. Juli 1974 
zur Einführung eines Prämiensystems für eine geregelte 
Vermarktung bestimmter ausgewachsener Schlachtrinder 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen den Vorschlag er-
hoben werden 

Überweisung von Zoll-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Aufhebbare verkündete Zweiunddreißigste Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig dem Plenum am 15. Januar 1975 

Aufhebbare verkündete Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Teil-Zolltarifs (Nr. 13/74 — Erhöhung des Zollkontin-
gents 1974 für Bananen) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig dem Plenum am 18. Dezember 
1974 

Ich komme damit zum ersten Zusatzpunkt, der vor-
weg beraten werden soll: 

Beratung des Antrags des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktionen 
der SDP, FDP betr. Verfahren gemäß §§ 76 ff. 
BVerfGG zur Prüfung der Verfassungsmäßig-
keit des 5. StrRG 
— Drucksachen 7/2353 (neu), 7/2546 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Erhard (Bad Schwalbach) 
Abgeordneter Gnädinger 

Als Berichterstatter hat der Abgeordnete Erhard 
(Bad Schwalbach) das Wort. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Nicht 
als Berichterstatter!) 

— Will das Haus keinen Bericht entgegennehmen? 
— Gut, das Haus verzichtet auf die Berichte der Ab-
geordneten Erhard (Bad Schwalbach) und Gnädinger. 

Damit treten wir in die Aussprache ein. Als erster 
spricht der Abgeordnete Gnädinger. 

(Unruhe) 

— Ich bitte Sie um etwas mehr Ruhe und Aufmerk-
samkeit für den Redner. 

Gnädinger (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf für die so-
zialdemokratische Bundestagsfraktion zum vorlie-
genden Antrag in zwei Sätzen kurz Stellung neh-
men. Wir halten es für erforderlich und geboten, daß 
sich der Deutsche Bundestag im Verfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht zur Normenkontrolle zur 
Reform des § 218 äußert. So wie es das Recht der 
Opposition war, dieses Normenkontrollverfahren an-
zustrengen, so muß es auch das Recht der Mehrheit 
dieses Bundestages sein, dort an geeigneter Stelle 
ihre Auffassung darzustellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wird die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
dem vorgelegten Antrag zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erhard (Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU- 
Fraktion bedauert, daß die Koalition diesen Antrag 
gestellt hat. Mit ihm wird eine 20jährige Tradition 
gebrochen. Es ist kein guter Stil, so meinen wir, 
wenn sich der Bundestag als solcher vor dem Bun-
desverfassungsgericht in einem Verfahren äußert, 
das zum Schutz der qualifizierten Minderheit von 
mehr als einem Drittel der Mitglieder des Bundes-
tages geschaffen wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bundestag ist auch die Minderheit. Früher genügte 
es der parlamentarischen Mehrheit, wenn die von 
ihr getragene Regierung die Mehrheitsmeinung vor 
dem Bundesverfassungsgericht vertrat. Da aber die 
Mehrheit im jetzt anstehenden Verfahren sich offen-
bar selber vor dem Gericht äußern will, geht dies 
nur auf dem eingeschlagenen Wege. Wir haben Ver-
ständnis für diesen Willen, und zwar auch dafür, 
daß Sie, meine Damen und Herren von der SPD und 
von der FDP, sich in diesem Verfahren durch die 
eigene Regierung nicht hinreichend vertreten füh-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da der Antrag in seiner Zielrichtung gegen die Vor
- stellungen der CDU/CSU gerichtet ist, können wir 

ihm nicht zustimmen. Wir fühlen uns vor dem Bun- 
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desverfassungsgericht auch ganz sicher nicht durch 
Frau Funcke und Herrn Ehmke vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da es sich aber mehr um Stil- und Verfahrensfragen 
handelt, wollen wir diese nicht zu einem Streit auf-
blasen. Wir meinen deshalb, wir sollten uns in die-
sem Fall, da wir andere Möglichkeiten nicht haben 
und auf keinen Fall zustimmen können, der Stimme 
enthalten; einige Kollegen werden aber auch dage-
gen stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir haben uns zuletzt vor vier Jahren 
hier im Hause anläßlich des Antrags der CDU-Frak-
tion über eine Beteiligung des Bundestages an 
einem Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
unterhalten. Es handelte sich seinerzeit um Artikel 
10 des Grundgesetzes, hessische Klage. Wir haben 
damals festgestellt, daß uns eine Vertretung nicht 
notwendig erschien, daß damit aber überhaupt nichts 
für spätere Fälle präjudiziert sein solle und daß 
immer dann, wenn zu erwarten ist, daß es wegen 
der Bedeutung der Diskussion auch auf die gering-
ste Nuance, die dem Gericht noch zusätzlich vor-
getragen werden kann, ankommen könnte, eine 
solche Vertretung des Bundestages stattfinden solle. 
Darüber bestand seinerzeit zumindest im Grundsatz 
Einigkeit. 

Wir verfahren heute entsprechend diesem Grund-
satz, weil insbesondere die Fraktion der CDU/CSU 
diese Angelegenheit zu einer Sache von ganz be-
sonderer Bedeutung — zum Teil sind sogar Äuße-
rungen gefallen, daß sie von Bedeutung für das Be-
stehen und die Einigkeit dieses Landes sein könnte 
— hochdiskutiert hat. Wenn das so ist, wie Ihre 
Freunde hier und insbesondere draußen gesagt 
haben, dann ergibt sich daraus geradezu selbstver-
ständlich, daß sich die Mehrheitsfraktionen in die-
sem Rechtsstreit vor dem Gericht selbst vertreten, 

(Dr. Klein [Göttingen] (CDU/CSU) : Sich 
selbst!) 

und zwar in vollem Respekt vor der Institution. — 
Diese Betonung, Herr Professor Klein, im Hinblick 
auf den etwas zur Erheiterung gemachten Einwurf 
des Herrn Kollegen Erhard, daß wir uns durch die 
Bundesregierung nicht richtig vertreten fühlten. 
Wenn ein Recht des Bundestages zur Stellung-
nahme vorgesehen ist, dann spielt unser Verhältnis 
und unser Vertrauen zu dieser Bundesregierung 
nicht die geringste Rolle für unsere Entscheidung, 
sondern maßgeblich ist ausschließlich unsere Ge-
wichtung der Frage. In dieser Frage haben wir ent-
schieden, und wir werden entsprechend abstimmen. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
des Rechtsausschusses zuzustimmen wünscht, gebe 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Das erstere war die Mehrheit. Der Antrag ist ange-
nommen. 

(Anhaltende Heiterkeit bei der SPD) 

— Es bleibt dem amtierenden Präsidenten leider 
verborgen, was die Quelle der Heiterkeit ist, aber 
ich freue mich immer, meine Damen und Herren, 
wenn Sie schon in so früher Morgenstunde guten 
Mutes sind. 

Wir fahren nunmehr in der Aussprache zu Punkt 3 
der Tagesordnung fort. 

Es liegt nur eine einzige Wortmeldung vor. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr. Zeitel. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Verlauf der 
gestrigen Debatte gibt Anlaß zu dem Versuch, noch 
einmal zu verdeutlichen, worin zwischen der Frak-
tion der CDU/CSU und der Regierungskoalition in 
der Beurteilung der Lage, der Entwicklungstenden-
zen und der Therapie Unterschiede bestehen. 

Gestatten Sie mir zunächst einige Bemerkungen 
zur Lagebeurteilung. Um das Wesentliche vorweg-
zunehmen: Wir haben weniger Differenzen in der 
Lagebeurteilung, so wie sie von der Regierung in 
bezug auf die Konjunktur vorgenommen wird, im 
engeren Sinne. Wir meinen aber, daß es eine ge-
fährliche Blickwinkelverengung ist, wenn man mit 
dem überkommenen Analyseschema an die Beurtei-
lung der Lage herangeht. Die Besonderheit der 
gegenwärtigen Situation besteht nach unserem Da-
fürhalten in dem Überlappen von konjunkturpoli-
tischen, strukturpolitischen und ordnungspolitischen 
Einflußfaktoren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf Sie noch einmal um etwas mehr 
Ruhe im Saal bitten, damit die Verhandlungen ruhig 
ablaufen können. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Ich lasse dahingestellt, 
ob die Prognosen in bezug auf die Preisentwicklung, 
die hier gestern von Graf Lambsdorff mit 6,5 % oder 
7 % bis zum Jahresende abgegeben worden sind, 
zutreffen werden. Die Regierungskoalition hat sich 
wahrlich nicht als Meister der Prognose herausge-
stellt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern sie hat mehr Fehlprognosen als richtige 
Prognosen geliefert. 

Die fundamentalen Differenzen beziehen sich — 
ich will das wenigstens an einem Beispiel deutlich 
machen — auf den Sektor der Strukturpolitik. Wenn 
wir den Wirtschaftsminister richtig interpretieren, 
dann stilisiert er gewissermaßen das, was sich 
gegenwärtig an Anpassungsvorgängen vollzieht, zu 
einer normalen Strukturbereinigung herunter. Da-
von kann indessen keine Rede sein, wie etwa das 
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Beispiel der Bauwirtschaft zeigt. Die Regierung hat 
noch bis in die jüngste Vergangenheit hinein die 
hohen Zahlen der Bauwirtschaft als Erfolge ihrer 
Politik gepriesen. Unter diesen Umständen kann sie 
jetzt nicht einfach sagen, daß hier Überkapazitäten 
entstanden seien, die nun normal abgebaut würden. 
Wir glauben, daß die Strukturprobleme eben auch 
eine Folge der Inflationspolitik, die die Regierung 
betrieben hat, sind. Insofern handelt es sich nicht 
um eine normale Strukturbereinigung, sondern es 
handelt sich um Strukturprobleme im Gefolge einer 
bestimmten Politik dieser Regierung. 

Wir meinen auch — das ist der zweite Punkt der 
Differenz in der Beurteilung der Lage —, daß es 
nicht angängig ist, die ordnungspolitische Verun-
sicherung in der Gesamtanalyse außer Betracht zu 
lassen. Konjunkturpolitik und Ordnungspolitik sind 
auf das engste miteinander verbunden. Ohne eine 
Übereinstimmung in beiden Bereichen helfen ein-
zelne konjunkturpolitische Maßnahmen nicht sehr 
viel. Die Regierung erklärt ausdrücklich, daß sie 
eine Politik der Kontinuität betreibe; das heißt, sie 
hält unverändert an einem ganzen Bündel ord-
nungspolitischer Strangulierungsmaßnahmen fest, 
die eben das bewirkt haben, was mit der „Angst-
lücke" in unserem Lande bezeichnet wird. Ohne ein 
Schließen dieser „Angstlücke" werden sich einfache 
konjunkturpolitische Maßnahmen nicht als beson-
ders wirksam erweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können auf diesen zentralen Sachverhalt nur 
immer wieder hinweisen, weil wir anders mit den 
Schwierigkeiten, die entstanden sind, nicht fertig 
werden werden. 

Aus den Differenzen, die sich für die Beurteilung 
der Lage im struktur- und ordnungspolitischen Be-
reich ergeben, ergibt sich auch eine etwas abwei-
chende Bewertung der eingetretenen Entwicklungs-
tendenzen. Wir meinen eben, daß das Problem 
der Arbeitslosigkeit eine andere Dimension hat, als 
es mit Bemerkungen aus dem Regierungslager abge-
tan worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Arbeitsminister hat gestern damit begonnen, 
den Versuch zu unternehmen, den wir aus anderen 
Bereichen kennen, diese Frage erneut zu relativie-
ren. Nunmehr wird begonnen zu versuchen, wie 
man aus 530 000 möglicherweise nur 200 000 Arbeits-
lose ausweisen kann. Wir sollten auch damit auf-
hören, den Eindruck zu erwecken, als wenn es sich 
hier um grundsätzliche andere Probleme handle als 
im Jahre 1966/67, als von Regierungsvertretern bei 
einer ungleich günstigeren Situation die Lage ganz 
anders dramatisiert worden ist, als wir sie heute 
darstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Von einer anderen Bewertung der Arbeitslosig-
keit ausgehend, haben wir auch eine etwas andere 
Bewertung der Ursachen der gegenwärtigen Ent-
wicklung, Herr Kollege Graf Lambsdorff. Wir strei-
ten nicht darüber — niemand in der CDU/CSU-Frak-
tion hat das getan —, daß die deutsche Wirtschaft 
entscheidend in den internationalen Verbund ein-

gebettet ist, von dem wir abhängen und den wir be-
jahen. Wir bestreiten auch nicht, daß wir im inter-
nationalen Vergleich eine ungewöhnlich günstige 
Position haben. Diese Position ist freilich nicht ganz 
so neu, wie Sie sie darstellen. Nur meinen wir, daß 
dies eben nur die halbe Wahrheit ist. Und das 
Schlimme in der ganzen Diskussion sind die halben 
Wahrheiten, die gegenwärtig in dieser Hinsicht ver-
breitet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Sehr wahr!) 

Der Herr Wirtschaftsminister hat gestern erfreu-
licherweise gesagt — und Herr Ehrenberg, da stim-
men wir nun endlich überein —, daß er etwa 50 % 
der Inflation als hausgemacht bezeichne. Wenn wir 
dies doch einmal festhalten wollten, wären wir schon 
ein Stück weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn dann stellt sich die Frage, woher denn eigent-
lich dieser hausgemachte Teil kommt. Hier knüpfen 
wir wiederum an das an, was wir in diesem Hohen 
Hause ausgeführt haben, daß die wesentliche Wur-
zel der inflationären Fehlentwicklung im Bereich 
einer zu expansiven Finanzpolitik liegt. Herr Kol-
lege Graf Lambsdorff, verweisen Sie doch nicht nur 
auf den Bundesbankausweis vom Jahre 1973. Die 
Wurzeln liegen vielmehr in den Jahren 1970, 1971 
und 1972. Das ist das Urteil der Bundesbank ein an-
deres, als Sie es aus dem Jahre 1973 zitieren. Wir 
sollten doch in der Beurteilung der Lage ein biß-
chen Kontinuität wahren. 

Was mir aber noch entscheidender zu sein scheint, 
ist der Tatbestand, daß die CDU/CSU-Fraktion im 
Mai des Jahres 1973 hier erklärt hat, daß wir die 
Stabilitätspolitik voll bejahen, daß wir aber das 
vorgelegte Programm als einseitig ausgerichtet be-
trachten. Und ich habe wörtlich hinzugefügt: Dies 
wird zu schwerwiegenden strukturellen Verwer-
fungserscheinungen in unserer Wirtschaft führen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Zeitel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Ehrenberg? 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Professor Zeitel, 
wenn Sie schon von dieser 50 %-Rechnung ausge-
hen, die Sie ja soeben selber vorgetragen haben, 
müßten Sie dann nicht darauf verzichten, die Finanz-
politik als eine wesentliche Ursache zu bezeichnen? 
Denn wenn 50 % aus dem Ausland kommen und es 
im Inland sicher eine ganze Facette von Gründen 
und Motiven gibt, kann ja die wesentliche Ursache 
nicht mehr bei der Finanzpolitik liegen. Und würden 
Sie darüber hinaus mit dieser 50 %-Rechnung auch 
zugeben, daß sich diese 50 %, die verbleiben, im 
guten Durchschnitt Erhardscher Zeiten bewegen? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Ehrenberg, um mit 
dem letzten zu beginnen: man kann nicht immer 
— genau das werfe ich Ihnen vor — so lange rech-
nen, bis man hingerechnet hat, was man gern 
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möchte. Und was die 50 % angeht, Herr Ehrenberg, 
so habe ich ja gesagt: Für den Teil der hausgemach-
ten Inflation, der verbleibt, ist unseres Erachtens 
die Finanzpolitik die wesentliche Ursache. Und nun 
weiß ich nicht, warum Sie darüber groß diskutieren, 
nachdem Ihr Bundeskanzler in der Finanzpolitik ge-
nau den Kurs einschlägt, den wir immer gefordert 
haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Zeitel, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Dr. von Dohnanyi? 

Dr. von Dohnanyi (SPD) : Herr Kollege Zeitel, 
ist Ihnen bekannt, daß der Ausdruck „hausgemachte 
Inflation" vom Sachverständigenrat im Gutachten 
1970 zum erstenmal verwandt wurde für die Nicht-
aufwertung im Jahre 1969, daß der ganze Begriff 
zum erstenmal in der Kritik des Verhaltens der 
Großen Koalition und damit des Verhaltens von 
Franz Josef Strauß und des damaligen Bundeskanz-
lers Kiesinger in die Debatte kam? Ist Ihnen das  be-
kannt? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Dohnanyi, der Be-
griff der hausgemachten Inflation ist kein neuer, 
und daß ihn der Sachverständigenrat einmal auf-
klebt, ist für unsere Analyse völlig belanglos. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich würde bitten, daß wir keine Kriegsgeschichte 
treiben. Ich dachte, Sie wollten die Zukunft mei-
stern und nicht die Vergangenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. von Dohnanyi? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Bitte! 

Dr. von Dohnanyi (SPD) : Herr Kollege Zeitel, 
geben Sie mir damit zu, daß die Debatte über die 
Vergangenheit, die Sie hier führen, entweder sach-
lich geführt werden muß — das heißt: „hausge-
macht" geht wesentlich auf das Jahr 1969 zurück --, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

oder aber wir sehen nach vorn, und dann, Herr Kol-
lege Zeitel, sollten Sie nicht die ganze Zeit in der 
Debatte über die Vergangenheit reden. Geben Sie 
mir das zu? 

Dr.  Zeitel (CDU/CSU) : Herr Dohnanyi, ich habe 
nicht groß von der Vergangenheit gesprochen, ich 
habe von der Entwicklungstendenz der Jahre 1973/74 
gesprochen. Ich kann mir gut denken, daß sie eher 
in der Vergangenheit stecken. Aber dies ist im 
Augenblick nicht mein Anliegen, sondern es geht 
darum — lassen Sie mich auf den wesentlichen 
Punkt zurückkommen —, daß wir meinen, daß die 
Stabilitätspolitik der Regierung die Investitionen in 
einer Phase, in der sie konjunkturell gerade in der 
Belebung waren, heruntergepeitscht hat. Eine Poli-

tik, die so verfährt, legt die wesentlichen Schwung-
kräfte einer Wirtschaft und einer dynamischen Wirt-
schaftsentwicklung lahm. Denn die Sicherheit der 
Arbeitsplätze in Verbindung mit notwendigen Struk-
turbereinigungen ist nur dann zu realisieren, wenn 
sie in einer entsprechenden Investitionspolitik ihren 
Ausdruck findet, und hier sind die Aussichten nicht 
rosig. Dies müssen wir festhalten. 

Gestatten Sie mir nun einige Hinweise zu den 
Folgewirkungen im strukturellen Bereich. Ich finde 
es wirklich merkwürdig, und es erinnert fast ein 
wenig an Rumpelstilzchen, wenn der Wirtschafts-
minister die Schwierigkeiten, die hier für den Mittel-
stand entstanden sind, so darstellt, als wären sie 
quasi selbstverschuldet. Es ist nachweisbar, daß die 
mittelständische Wirtschaft, die die wesentliche 
Grundlage unserer marktwirtschaftlichen Ordnung 
bildet, die auch ein Stück der besonderen Leistungs-
fähigkeit unserer Wirtschaft im Vergleich zu ande-
ren Ländern darstellt, von der Politik der Regierung 
einseitig getroffen worden ist. Das sollte nicht ein-
fach zu einer Normalisierungskrise herabstilisiert 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Zeitel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Graf Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Zei-
tel, können Sie uns darüber aufklären, wo Sie die 
Basis finden, um unsere mittelständische Wirtschaft 
mit Rumpelstilzchen zu vergleichen? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Offensichtlich, Graf 
Lambsdorff, sind Sie nicht aufmerksam gefolgt; das 
kann bei Ihnen vorkommen. Ich habe mit Rumpel-
stilzchen jemand anders gemeint und nicht den Mit-
telstand, nämlich Ihren Wirtschaftsminister, der im 
pathetischen Ton immer so tut, als lege er eine 
seriöse Analyse vor, und das Wesentliche überhaupt 
nicht sagt. Das geht in diesem Bereich eben nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was die Therapie angeht, so hat meine Fraktion 
erklärt, daß wir den neuen Ansatz in der Finanz-
politik begrüßen. Ich möchte jedoch nicht in eine 
nähere Analyse des Streites hier eintreten, ob das 
8,7 % sind oder 13%. Lassen Sie mich nur festhal-
ten: Wir sind leider in einer Entwicklungsphase, in 
der es auch einem einigermaßen Sachverständigen 
im Haushaltswesen wegen dauernder methodischer 
Änderungen in den Berechnungen, die nicht sorg-
fältig am Rande ausgewiesen werden, schwerfällt, 
die genauen Zahlen bereitzustellen. Lassen Sie mich 
das hier ganz deutlich sagen. 

Ich darf aber eine Bemerkung hinzufügen über 
das, was der Finanzminister zur Finanzplanung hier 
gesagt oder besser: nicht gesagt hat. Was ist das 
eigentlich für eine Finanzplanung, in der, wenn man 
jahrelang weiß, daß die Steuerreform ein Defizit 
von mindestens — und ich bleibe bei den Zahlen 
der Regierungseckwerte — 10 bis 11 Milliarden DM 
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verursacht, keine entsprechende Vorsorge getroffen 
wird? 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Man tue doch jetzt nicht so, als wenn dies der über-
raschend hereingekommene Einbruch in der Finanz-
politik sei, als wenn dies der Haushalt der Steuer-
reform sei, obwohl in allen zuständigen Gremien die 
Untergenze des Ausfalls seit Jahren bekannt ist 
und eigentlich in die Dispositionen hätte mit einbe-
zogen werden sollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was ist dies für eine Finanzplanung, wenn sich der 
Finanzminister unter Bezugnahme auf Vorgänge im 
Bankwesen zum Anwalt der Sparer macht, aber in 
der Finanzplanung — und Graf Lambsdorff hat 
das gestern als richtig bestätigt — bis 1978 mit 
einer durchschnittlichen Preissteigerungsrate von 
5 bis 6 O/0 gerechnet wird? Wenn wir mit diesem 
Satz in den nächsten vier Jahren leben müssen, 
dann verschwinden alle Bankprobleme im Augen-
blick hinter jener Vertrauenseinbuße, die die Sparer 
als Folge einer solchen Inflationspolitik zu erleiden 
haben. Hier liegen die Hauptprobleme des Ver-
trauensschutzes für den Sparer und nicht in anderen 
Bereichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir teilen die Besorgnis über die Vorgänge im 
Bankwesen. Lassen Sie mich nur hinzufügen, damit 
wir nicht immer nur auf einem Auge sehen: Es 
gibt spektakuläre Vorgänge im privaten Bereich, 
es gibt spektakuläre Vorgänge auch im öffentlichen 
Bankensektor. Ich darf in diesem Zusammenhang 
nur an den Fall der Hessischen Landesbank erin-
nern, bei dem laufend auch neue Tatsachen zutage 
gefördert werden. Wir werden als CDU/CSU-Frak-
tion in dieser die Bevölkerung beunruhigenden 
Frage unseren Beitrag zu einem vermehrten Ein-
agenschutz sicher leisten unter Berücksichtigung 
aller Einflußfaktoren, die hier eine Rolle spielen. 

Ich möchte auch hinzufügen, daß wir hier in die-
sem Hause keinen guten Debattenstil haben werden, 
wenn über die Steuerreform so gesprochen wird, 
wie das der Finanzminister anläßlich seiner Antritts-
rede zum Haushalt hier getan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist nichts anderes als politische Brunnenvergif-
tung, und ich glaube, daß wir davon in der Ausein-
andersetzung nicht sehr viel haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist bedauerlich, daß der Finanzminister offen-
sichtlich keine Kenntnis vom Gang der Beratung im 
Finanzausschuß hat. Ich finde es noch bedauerlicher, 
daß er offensichtlich überhaupt nicht in der Lage ist, 
sachverständig das Ergebnis des Kompromisses zu 
werten; denn da stimmt so gut wie nichts. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie sollten wissen, daß der Hauptstreitpunkt die 
Abzugsfähigkeit der Sonderausgaben war. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Aber doch erst in 
letzter Sekunde!) 

Hier ist genau das Gegenteil von dem richtig, was 
Sie dauernd in der Öffentlichkeit deutlich zu machen 
versuchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Vorschlag der Regierungskoalition wäre nicht 
den Armen zugute gekommen, nicht den sozial 
Schwachen, sondern Ihr Vorschlag war eine Rege-
lung zugunsten der Hochverdienenden. 

(Lachen bei der SPD) 

Wir meinen, daß das nicht haltbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie müssen schon mit den richtigen Zahlen ope-
rieren; offensichtlich haben Sie sich die Dinge nicht 
näher angesehen. — Es stimmt nicht, was der Bun-
desfinanzminister über die Entstehungsgeschichte des 
Familienlastenausgleichs und die Tarifgestaltung 
sagt. Diese Fragen sind im Ausschuß weitgehend 
einvernehmlich behandelt worden. Wenn es sich 
um einen politischen Kompromiß handelt, dann 
sollte man in der öffentlichen Darstellung auch kon-
sequent argumentieren 

(Zurufe von der SPD) 

und nicht so einseitig verfahren, wie das der Finanz-
minister tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber vielleicht ergibt sich die Gelegenheit, daß wir 
dies auch noch ein wenig mehr ausdiskutieren. Mir 
jedenfalls scheint: So sollten wir die Ergebnisse 
politischer Abstimmungen nicht interpretieren; denn 
das hat Folgewirkungen, die Sie jetzt bereits an 
anderen Stellen nachlesen können. 

Nun zu einem letzten Kreis von Fragen, auf den 
ich kurz eingehen möchte: Er bezieht sich auf die 
Konsequenzen, die sich aus dieser Beurteilung der 
Lage, der Ursachen der Entwicklungstendenz für 
die Therapie ergeben. Hier stimmen wir in den 
Ansätzen — soweit sie sich auf die Finanzpolitik 
beziehen — überein. Wir werden freilich zu prüfen 
haben, ob das, was hier groß progammiert wird, 
auch tatsächlich realisiert wird. 

Wir meinen, daß eine Alternative zu dieser Po-
litik der Regierung in zwei wesentlichen Punkten 
ansetzen muß. Das eine ist der Bereich der Inve-
stitionen, und das zweite ist der ordnungspolitische 
Bereich. Wir werden nicht nachlassen in dem Hin-
weis darauf, daß die Sicherheit der Arbeitsplätze 
von den Investitionen abhängig ist und daß die 
Investitionspolitik eine bestimmte Ertragsgestaltung 
der Unternehmungen voraussetzt, ohne die es eben 
kein entsprechendes Verhalten gibt. Solange man 
nicht aufhört, diesen Sachzusammenhang zu verteu-
feln, so lange darf man sich über die Ergebnisse 
hinsichtlich des Verhaltens derjenigen, die davon 
betroffen werden, nicht wundern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei geht es uns nicht primär um Unternehmun-
gen und Unternehmer, sondern um die Arbeitneh-
mer, deren Arbeitsplätze eben nur mit Investitionen 
zu sichern sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
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Der zweite und grundlegende Unterschied bezieht 

sich auf die anderen ordnungspolitischen Zielvor-
stellungen, die wir haben. Wir meinen, daß das 
Bündel von Reformvorhaben zur Vermögensbil-
dung, zur Bodenwertpolitik, zur Steuerreform bis hin 
zur Bildungspolitik im ganzen — nicht im einzel-
nen — den Weg zu einer anderen Republik eröffnen 
hilft. In diesem Bereich trennen uns nicht nur kleine 
Differenzen, sondern hier trennen uns Abgründe in 
der Zielrichtung und in der Ausgestaltung einer 
zukunftsweisenden Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der erste Tag der Haushaltsdebatte hat 
ganz offensichtlich ein Formtief bei der Opposition 
gezeigt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das war, so scheint mir, der Grund dafür, daß Sie 
gestern eine Spielunterbrechung beantragt haben 
oder, wie es bei einer Sportart heißt, eine Outside 
nahmen. Sonst hätten wir ja dieses Thema schon 
gestern zu Ende bringen können. 

(Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller [SPD] : Sehr 
richtig!) 

Nach dem ersten Debattenbeitrag, der offenbar 
„Abgründe auftun sollte", hat sich dieser Eindruck 
nur noch verstärkt. Aber, Herr Kollege Carstens, 
Sie müssen das nun alles wieder herausreißen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich muß, nachdem Sie 
die Debatte heute fortsetzen wollten, auf einige 
kritische Bemerkungen zurückkommen, die gestern 
von Ihren Sprechern gemacht worden sind und bei 
denen unrichtig oder mit Unterstellungen argu-
mentiert worden ist. 

Es tut mir leid, Herr Kollege Althammer, daß ich 
mich da zunächst an Sie wenden muß; denn bei 
Ihnen ist es ganz ungewöhnlich, daß Sie sich einer 
solchen Methode bedienen. Ich nehme deshalb an, 
daß es wahrscheinlich ein Irrtum oder mangelnde 
Aufmerksamkeit war, was Sie dazu verleitet hat, 
dem Bundeswirtschaftsminister zu unterstellen, er 
habe mit seinen Ausführungen den Willen der Re-
gierung bekundet, mit Arbeitslosigkeit und mit Ar-
beitsplätzen politisch spielen zu wollen. Sie werden 
sich inzwischen davon überzeugt haben — und ich 
lege Wert darauf, das hier zu sagen —, daß der 
Bundeswirtschaftsminister mit keinem Wort davon 
gesprochen hat. Vielmehr ist von der Bundes-
regierung stets versichert worden, daß sie zu keiner 
Zeit und unter keinen Umständen die Absicht hat, 
die Arbeitsplätze zum Mittel ihrer Stabilitätspolitik 
zu machen. Es erscheint mir wichtig, daß wir uns 
hier miteinander wieder in Übereinstimmung be-
finden. Gerade in diesem wichtigen wirtschaftspoliti-
schen Bereich sollte die Ausgangslage der Debatte 
eindeutig und klar sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Alt-
hammer? 

Hoppe (FDP) : Aber bitte. 

Dr. Asthammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Hop-
pe, ist Ihnen erinnerlich, daß ich mich auf den von 
Ihrem Minister angezogenen Gegensatz zwischen In-
flationsentwicklung und Beschäftigungsrisiko bezo-
gen habe, und ist Ihnen erinnerlich, daß der Mini-
ster ausdrücklich darauf hingewiesen hat, daß die 
Regierung nicht eine weitere Inflationsentwicklung 
zugelassen hat, so daß sich die logische Folge er-
gibt, daß dann wegen überhöhter Lohnforderungen 
nur das Beschäftigungsrisiko als Konsequenz bleibt? 
Dies war die Bezeichnung. 

Hoppe (FDP) : Herr Kollege Althammer, ich habe 
Ihren Beitrag sehr gut in Erinnerung, muß aber an-
nehmen, daß Sie die Ausführungen des Bundeswirt-
schaftsministers nur schlecht und mangelhaft in Er-
innerung hatten und deshalb zu Ihrer falschen 
Schlußfolgerung gekommen sind. Ich wäre dank-
bar, wenn wir das durch dieses Zwischenspiel nun-
mehr ausgeräumt hätten. 

In dem von der Bundesregierung vorgelegten Ent-
wurf des Haushaltsplans sind Licht und Schatten 
gleichermaßen verteilt, und damit spiegelt der Plan 
die Problematik unserer gegenwärtig schwierigen 
finanzpolitischen Situation nüchtern wider. Er zeigt 
kein geschöntes Bild der Fiskalpolitik, sondern er 
läßt die haushaltspolitischen Risiken deutlich wer-
den, stellt damit aber gleichzeitig die ernsthaften 
Bemühungen der Bundesregierung dar, vor dem 
ständigen Zielkonflikt zwischen Stabilität und Er-
füllung der öffentlichen Aufgaben im Interesse des 
Gemeinwohls mit Anstand zu bestehen. 

In einer parlamentarischen Aussprache ist nun 
keineswegs überraschend oder gar sensationell, 
wenn sich die Opposition in ihrer kritischen Wer-
tung dieser Finanzpolitik nicht auf die Butterseite 
stürzt, sondern sich der finanzpolitischen Problema-
tik, der haushaltspolitischen Risiken mit „besonde-
rer Liebe" annimmt und sich dabei manchmal auch 
in überzeichnender Schwarzmalerei übt. Auf die-
sem Gebiet ist insbesondere Kollege Strauß kein 
Anfänger. Nein, ich habe manchmal den Eindruck, 
er hat diese Art der Auseinandersetzung geradezu 
zu einer kabarettistischen Kunstform entwickelt, 
und das ganz gewiß nicht wirkungslos, wenn auch 
wegen der sich ständig wiederholenden Vortrags-
leistung mit abschwächender Tendenz. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn er der 
Regierung Märchenerzählung vorwirft, will er ihr 
damit doch wohl das Etikett „unseriös" aufkleben. 
Nicht vom Bundesfinanzminister ist dem Grimm-
schen Märchen ein neuer Abschnitt zugefügt wor-
den, dagegen braucht der Kollege Strauß mit dem 
literarischen Anspruch selbst nicht so bescheiden 
zu sein. Tatsächlich ist er es ja, der hier zum großen 
Märchenerzähler wird, und sein Metier sind Grusel- 
und Schauergeschichten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Wennschon in Figuren der Märchen- und Sagenwelt 
gedacht werden muß, dann — ich bitte, es so abzu-
nehmen — stellt sich beim Kollegen Strauß eher 
der Gedanke an Rübezahl im Gruselkabinett ein. 

Das Bild, das Herr Strauß hier in seiner Haus-
haltskritik von der Bundesrepublik entworfen hat 
als einem Land mit hohen Inflationsraten, mit sich 
ständig vermehrenden Arbeitslosenzahlen, sinken-
den Investitionen, einem Land, das am Rande des 
Abgrunds dahintaumelt und alsbald in einem Meer 
von Schulden versinkt, wirkt wie eine christlich

-

soziale Version der Apokalyptischen Reiter, die Sie 
als Tagtraum immer wieder neu vor der staunen-
den Bevölkerung ausbreiten. Wir sollten mit diesen 
Spukgeschichten endlich aufhören und uns den tat-
sächlich bestehenden Problemen zuwenden, die nie-
mand aus dieser Welt verdrängen kann und die 
niemand verharmlosen will. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Hoppe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Jäger (Wangen) ? 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Hop-
pe, wenn Sie den Kollegen Franz Josef Strauß mit 
der Märchengestalt Rübezahls vergleichen, ist Ihnen 
dann in Erinnerung, daß Rübezahl eine Gestalt ist, 
die im Bewußtsein unseres Volkes vor allen Dingen 
die Bösen geschreckt, aber den Guten immer wieder 
aus der Not geholfen hat? 

(Allgemeine Heiterkeit — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Hoppe (FDP) : Verehrter Herr Kollege Jäger, ich 
wäre durchaus dankbar, wenn das auch bei dem 
Kollegen Strauß geschähe. Nur ist er der Meinung, 
daß er sich mit dem Schreckensteil begnügen kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sollten nicht leugnen, daß der uns vorliegende 
Haushaltsentwurf mit den Mitteln der Fiskalpolitik 
versucht, den anstehenden Problemen gerecht zu 
werden. Neben den finanziellen Risiken auf der Aus-
gabenseite — und dazu ist vielleicht noch kurz ein 
Wort zu sagen — ist in der Tat das Problem der In-
anspruchnahme des Kapitalmarkts zum zentralen 
Punkt der Auseinandersetzungen geworden. In einer 
für den Bund bisher unbekannten Höhe müssen Mit-
tel am Kapitalmarkt aufgenommen werden. Der Vor-
gang ist ganz gewiß nicht unproblematisch, aber an-
ders, als von den Sprechern der Opposition darge-
stellt, ist er nun keineswegs Ausdruck eines finan-
ziellen Bankrotts der Bundesregierung. 

Herr Kollege Zeitel, jetzt nehme ich das auf, was 
Sie als Forderung nach Wahrhaftigkeit der Argu-
mentation und als Appell an die Bereitschaft des 
Bekenntnisses zum gemeinsamen Tun an die Regie-
rung und die Koalitionsfraktionen eben angespro-
chen haben. Ich darf daran anknüpfend feststellen: 
Was wir auf der Einnahmenseite des Haushalts an 
Problematik mit der Inanspruchnahme des Kapital-
markts vor uns haben, ist eine zwingende Folge des 
mit der Steuerreform verbundenen Einnahmever-
zichts. Und bestimmte unumstößliche Fakten sollte  

man nicht wegdiskutieren wollen. Schließlich be-
stand bei allen Fraktionen dieses Hauses ein edler 
Wettstreit um den Inhalt und damit um die fianzielle 
Auswirkung der Steuerreform. Letztlich ist es dann 
gerade die Opposition gewesen, die das Volumen 
des Steuerausfalls durch den gefundenen Steuer-
kompromiß entscheidend bestimmt und gegenüber 
den Vorstellungen der Bundesregierung und der 
Koalitionsfraktionen ausgeweitet hat. Deshalb 
müßte sich die Opposition auch der daraus resul-
tierenden Verpflichtung bewußt sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Zeitel? 

Hoppe (FDP) : Bitte sehr, Herr Dr. Zeitel! 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Kollege Hoppe, 
wäre es dann nicht richtig gewesen — wenn man 
jahrelang weiß, was an plötzlichen Ausgaben als 
Folge der Steuerreform entsteht —, diesen Tatbe-
stand zu berücksichtigen und nicht, wie der Bundes-
kanzler, auf Fragen im Finanzausschuß das Dek-
kungsproblem in der Hoffnung auf zufällige Lösung 
offenzulassen? 

(Zuruf von der SPD: Doch nicht auf „zu

-

fällige" Lösung!) 

Hoppe (FDP) : Verehrter Herr Kollege Professor 
Zeitel, hier ist nicht mit Hoffnung und Glauben ge-
arbeitet worden, sondern hier ist stets — das machen 
der Etat und die Rede des Bundesfinanzministers 
deutlich —, ganz nackt an die neuen Fakten mit sinn-
vollen Mitteln praktischer Politik herangegangen 
worden. 

Meine Damen und Herren, niemand wird leugnen, 
daß dem Kapitalmarkt zur Deckung des Bundeshaus-
halts jetzt einiges zugemutet werden muß. Für ein 
Parlament, daß sein Budgetrecht ernst nimmt, be-
deutet dies die fortwährende Verpflichtung, den 
Umfang des Finanzbedarfs an Kapitalmarktmitteln 
möglichst zu senken, und das geht, wie wir alle wis-
sen, nur dann, wenn die Ausgabenseite weiter ver-
ringert wird. Wir sollten in den Anstrengungen da-
zu nicht nachlassen, auch dann nicht, wenn der 
Finanzminister die Möglichkeiten der Ausgabenkür-
zung für nicht sehr realistisch hält. Aber was sollte 
er auch anderes sagen, wenn er sich nicht selber zu 
großer Nachgiebigkeit gegenüber den Ressortwün-
schen zeihen wollte? Das Parlament aber wird be-
weisen müssen, daß es für ändernde Haushaltsbe-
schlüsse bei der Beratung den Willen und die nötige 
Kraft hat. Der Haushaltsausschuß wird dazu sach-
kundige Ratschläge gern entgegennehmen. Der Kol-
lege Kirst hat in seinem Beitrag die zuständigen 
Fachausschüsse — wie ich meine, mit Recht — zur 
Aktivität ermuntert. 

Auf der anderen Seite werden die Länder bei 
ihrem Marsch an dem Kapitalmarkt hoffentlich ein-
mal kürzertreten. In den vergangenen Jahren hat 
der Bund hier Zurückhaltung geübt. Die Länder 
könnten dies im nächsten Jahr einmal honorieren 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 117. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. September 1974 	7835 

Hoppe 
und damit ein Stück gemeinsamer Finanzverantwor-
tung von Bund und Ländern praktizieren. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Vor allem der spar-
same Freistaat Bayern! — Schauen Sie doch 

mal die Zuwachsrate an!) 

Meine Damen und Herren, in den verschiedenen 
Diskussionsbeiträgen ist mehrfach auf das Verhält-
nis von investiven und konsumtiven Ausgaben hin-
gewiesen worden. Eine sich verändernde Relation 
zum Nachteil des investiven Bereichs muß in der 
Tat sorgfältig beobachtet werden. Gewiß sind In-
vestitionen solide nur in dem Umfang zu finanzie-
ren, in dem die volkswirtschaftlichen Erträge das 
zulassen. Andererseits darf die Kraft der öffent-
lichen Finanzen nicht über Gebühr in die Personal-
kosten abfließen. Die Alimentierung der Mitarbeiter 
des öffentlichen Dienstes muß unter allen Umstän-
den angemessen sein. Das darf aber nicht umgekehrt 
dazu führen, daß die Bediensteten des öffentlichen 
Dienstes die Finanzkraft dieses Landes aufzehren. 

Ohne an dieser Stelle die Diskussion um Orien-
tierungsdaten und Lohnleitlinien erneut beleben zu 
wollen — der auf der Grundlage des Bekenntnisses 
zur Marktwirtschaft dazu gegebenen Antwort des 
Bundeswirtschaftsministers ist nichts hinzuzufü-
gen —, möchte ich aber ganz eindeutig anmerken, 
daß der Haushalt 1975 einen so kräftigen Zugriff 
des öffentlichen Dienstes wie bei dem letzten Tarif-
abschluß ganz gewiß nicht mehr verträgt. Es bleibt 
nur zu wünschen, daß die Tarifabschlüsse des öffent-
lichen Dienstes künftig nicht noch einmal falsche 
Signale zu Lasten der öffentlichen Haushalte setzen. 
Allerdings bleibt auch zu wünschen, daß diesmal 
nicht eine Branche unserer Wirtschaft den Platz des 
öffentlichen Dienstes aus der letzten Tarifrunde ein-
nehmen muß. Der für die Gesamtwirtschaft rele-
vante Datenkranz gesamtwirtschaftlicher Faktoren 
darf nicht aus dem Auge verloren werden. 

Mit der Erörterung von zwei herausragenden Pro-
blemkreisen dieses Haushalts, und zwar jeweils 
einem auf der Einnahmen- und einem auf der Aus-
gabenseite, soll es in der Aussprache in der ersten 
Lesung genug sein. Der von der Bundesregierung 
vorgelegte Entwurf ist eine solide Grundlage für 
die Arbeit des Parlaments am Haushaltsbuch der 
Nation. Verzichten wir jetzt auf Spekulationen und 
Spökenkiekerei! Begeben wir uns mit dem Haus-
haltsausschuß an die Arbeit, und prüfen wir kritisch 
das vorgelegte Zahlenwerk! Meine Damen und Her-
ren, das Parlament wird dann in der zweiten und 
dritten Lesung ausreichend Gelegenheit haben, zu 
werten, zu würdigen und zu entscheiden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Mir ist es wie eben dem Kolle-
gen Hoppe gegangen. Gestern abend um 18.15 Uhr, 
als kein Oppositionsredner mehr das Wort ver-
langte, habe ich gedacht: Wie kommt das eigentlich? 
Eine Generalabrechnung war angekündigt, Herr Pro-

fessor Carstens. War nach sieben Stunden schon 
alles Pulver zu Ende oder naßgeworden? 

(Heiterkeit) 

Offenbar hatten die Redenschreiber die Manuskripte 
noch nicht fertig und brauchten noch die inzwischen 
vergangene Nacht. Ich habe sie natürlich auch ge-
nutzt und mir heute nacht Stichworte für Sie, Herr 
Professor Carstens, notiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Nacht ist 
nicht nur zum Schlafen da!) 

Zunächst einmal möchte ich sagen, daß mir die 
wirtschaftspolitische Debatte gestern daran zu kran-
ken schien — das gilt auch für den Herrn Professor, 
der eben gesprochen hat — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Hoppe?) 

— Nein, Herr Zeitel ist gemeint. Herr Hoppe ist ein 
normaler Mensch. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Professoren sind, wenn sie Wirtschaftswissen-
schaftler sind, Herr  Zeitel, vielleicht in der Lage 
und müßten eigentlich auch willens sein, einen 
Fehler nicht zu machen, an dem die ganze gestrige 
wirtschaftspolitische Debatte ein bißchen gekrankt 
hat. Es ist der Fehler, auf seiten der Opposition die 
vielerlei Quantensprünge, die insgesamt eine Qua-
litätsveränderung der Weltwirtschaft mit sich ge-
bracht haben, durch das, was zunächst etwas populär 
ausgedrückt die Ölkrise genannt worden ist, nicht 
zu berücksichtigen. 

Es ist die Tatsache, daß sich in den zwölf Monaten 
des Jahres 1974 in einem kleinen Teil der Erde, 
nämlich in den ölexportierenden Staaten, 60 oder 
gar 80 Milliarden Dollar Überschüsse bilden, die es 
voriges Jahr nicht und davor niemals in der Welt-
geschichte gegeben hat. Dieses zusätzliche, neuge-
bildete Einkommen — 60 bis 80 Milliarden Dollar 
sind mehr als der ganze Bundeshaushalt in einem 
Jahr, über den wir uns streiten — wird natürlich an 
anderer Stelle weggenommen. Wie könnte es sich 
dort sonst bilden? Das bewirkt in den Zahlungs-
bilanzen und in den Preisen der Welt allerdings 
tiefgreifende Veränderungen. Sie machen all die 
Argumente des Herrn Strauß, der auf das Jahr 1960 
oder 1950 oder wie lange Sie früher schon regiert 
haben, zurückgreifen möchte — weil nur unter an-
deren, heute nicht gegebenen Voraussetzungen zu-
treffend —, heute überflüssig und irrelevant; das 
hätte der Ökonom, der Wirtschaftsprofessor Zeitel 
eigentlich mal herausarbeiten können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es tut mir leid, die Opposition kann nicht so tun, 
als ob die Vermehrung unserer Importpreise um 
30 %, unserer Rohstoffimportpreise um 100 % in 
zwölf Monaten, unserer Ölimportpreise um 300 bis 
400 % das Verschulden der sozialliberalen Koalition 
ist. Da piept's doch wohl! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das alles sind Importpreiszahlen in dem Aufwer
-

tungsland Bundesrepublik. Wenn wir das gemacht 
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hätten, was Herr Strauß jahrelang verlangt hat, 
nämlich nicht aufzuwerten, sondern den Wechsel-
kurs zu halten, wo er war, dann wären das nicht 
30 %, sondern 40 %, nicht 100 %, sondern 120 %, 
und für das 01 wären das nicht 300 bis 400%, son-
dern 400 bis 500 %. Das haben wir doch bei den 
Abwertungsländern gesehen, die ihre Währungen 
nicht halten konnten; für sie sind die Wirkungen 
dieser Weltmarktpreisexplosion ja viel schlimmer. 

Dazu hat Herr Strauß gesagt: Was interessiert 
mich, wie es in Italien, in England ist; ich möchte 
hier einmal darin schwelgen, darzustellen, daß es 
bei uns schlecht ist. — Das war der Grundtenor der 
Rede von Herrn Strauß. Nun ist es allerdings so, 
daß natürlich alle Länder mit diesen schlimmen 
Konsequenzen einer explosiven Veränderung der 
Struktur der Weltwirtschaft zu kämpfen haben; das 
gilt für alle unsere Wirtschaftspartner; wir sind da-
mit aber am besten fertig geworden. 

Hier war ein Anklang in der Rede des Kollegen 
Strauß, den ich unterstreichen möchte. Es ist keine 
Sorge, daß die Bundesrepublik Deutschland zah-
lungsbilanzpolitisch nicht mit diesen Rohstoffpreis-
steigerungen fertig würde. Wir haben so viel Wäh-
rungsreserven wie sonst kaum jemand auf der Welt. 
Wir haben den größten Vorrat an Währungsreser-
ven. Das ist nicht unsere Sorge. Wir können sogar 
vorübergehend noch etwas ausleihen, Swap-Kredite 
an andere geben. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Das ist eine 
Aufforderung, daß sie kommen sollen!) 

— Lieber Herr Althammer, auf der einen Seite redet 
Herr Carstens von europäischer Solidarität, und auf 
der anderen Seite macht die CSU unsere Hilfe an 
Italien schlecht. Wo ist denn da die Logik? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich fordere niemanden auf, Kreditanträge an uns 
zu stellen. Außerdem haben wir uns auch noch ein 
Pfand geben lassen, damit nicht zu leichtfertig der 
Wunsch an uns gerichtet werde. Ich fordere nieman-
den auf; aber ich möchte den Punkt unterstreichen, 
an dem Herr Strauß nach meiner Meinung einen 
richtigen Gedanken hatte. Unsere Zahlungsbilanz-
schwierigkeiten, die vielleicht in den Vorstellungen 
einiger eintreten werden, gibt es in Wirklichkeit 
nicht. Aber es gibt die Zahlungsbilanzschwierigkei-
ten der anderen, unserer Partner, der Entwicklungs-
länder, der Industriestaaten, die, weil sie für das Öl, 
dessen Verbrauch sie etwas reduziert haben, so viel 
mehr bezahlen müssen als früher, nicht genug De-
visen übrigbehalten, um auch die anderen Importe 
in ihre Länder noch so wie früher zu bezahlen. Sie 
können das, was sie an Importen, die sie früher 
zur Ernährung oder zur Ausstattung für den Lebens-
standard ihrer Völker getätigt hatten, heute nicht 
mehr kaufen, und sie bestellen deshalb weniger bei 
den Exportländern. Und da liegt das eigentliche Pro-
blem für uns Deutsche. 

Nun hat Herr Strauß gestern beklagt, daß unser 
Export so groß sei. Herr Strauß, weswegen ist er 
denn so groß? Weil unsere Waren so viel billiger 
sind als die, die in den inflationsgeschüttelten Län-

dern hergestellt werden. Wir haben doch den Export 
nicht künstlich verbilligt, wir haben doch sogar 
durch die Aufwertung der D-Mark, durch das Ab-
koppeln von den festen Wechselkursen noch dazu 
beigetragen, daß unsere Waren etwas teurer wur-
den. Auch im Innsbrucker Lehrbuch steht, daß Auf-
wertungen den Export erschweren. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es hat deswegen nicht durchgeschlagen, weil 
sich die Inflation draußen in der Welt relativ schnell 
ausweitet. Nehmen Sie ein Nachbarland — ich will 
es nicht nennen —, wo das Geld gedruckt wurde. 
Da wurde so viel Nachfrage geschaffen, daß man 
damit mühelos auch in Deutschland Bestellungen tä-
tigen konnte. Wenn Geld gedruckt wird, will man 
damit auch etwas kaufen. Wenn im eigenen Land 
dann nicht genug ist, kauft man im Ausland, z. B. 
in Deutschland. Wenn nun einer diesen Geldhahn, 
diese autonome Geldschöpfung in inflatorisch han-
tierenden Ländern zudreht, dann wird die Nachfrage 
dort weniger werden. Und dann erst kann über-
haupt die Gefahr kommen, die Herr Strauß sah. 
Herr Strauß, die Gefahr liegt nicht in den gegen-
wärtig zu hohen Exporten, sie liegt in der zu erwar-
tenden Einschränkung der Zahlungsfähigkeit einer 
Reihe von Handelspartnerländern und ihrer Nachfra-
ge nach unseren Gütern. Sie wird uns nach meiner 
Vorstellung dann beschäftigen müssen, wenn sie 
eintreten sollte; sie beschäftigt unsere Gedanken 
heute schon. Aber noch ist es nicht so weit. Noch 
ist es so, wie Herr Strauß gesagt hat: eine Über-
nachfrage aus dem Ausland. Solche Inflationen, 
solche Geldschöpfungen und solche Kaufkraftaus-
weitung dort gehen eben nicht nur innerhalb der 
italienischen Grenzen und innerhalb der englischen 
Grenzen zu Markte, sie gehen eben auch bei uns zu 
Markte. Es wird versucht, aus Deutschland die Gü-
ter herauszuziehen, die man zu Hause mit dem Geld 
nicht mehr kaufen kann. 

Mit anderen Worten: die heutigen Exportüber-
schüsse sind eine Konsequenz des Inflationsgefälles, 
bei uns so niedrig und bei denen so hoch, bei uns we-
nig Geld, bei denen viel. Da wird es nämlich gedruckt, 
Dann versuchen sie, mit dem vielen Geld bei uns 
zu kaufen. Und dann gibt es in diesen Ländern die 
Notwendigkeit, sich entweder durch Bardepots 
— siehe Italien — dagegen zu wehren, daß ihre Un-
ternehmen so viel importieren, wie die italienische 
Zahlungsbilanz nicht mehr aushält, oder es gibt die 
Möglichkeit, durch weitere Abwertung der eigenen 
Währung, durch den Kursverfall der eigenen Wäh-
rung, den man dann nicht mehr verhindern kann, 
sich dagegen zu wehren, daß die eigenen Unterneh-
men so viel im Ausland, das heißt in Deutschland, 
kaufen. Das sind alles Möglichkeiten, mit denen 
man rechnen muß. 

Herr Friderichs hat völlig recht, der gestern ge-
sagt hat, wenn das eintreten sollte, daß die anderen 
nun wirklich nicht mehr kaufen können und Nach-
frage aus dem Ausland hier bei uns in Deutschland 
ausfällt, dann, aber auch wirklich erst dann ist der 
Zeitpunkt, Binnennachfrage hier bei uns zusätzlich 
zu schaffen. Aber es geht nicht, additiv, gleichzeitig 
auf die von Herrn Strauß und von ein paar anderen 
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Rednern der CDU mit Recht beklagte, gegenwärtig 
überhöhte Auslandsnachfrage hin noch zusätzliche 
Binnennachfrage, Binnenkaufkraft zu schaffen. Da 
hat Herr Friderichs doch ganz recht gehabt, das war 
doch ganz durchsichtig, Herr Zeitel. Nun müssen 
Sie doch nicht so tun, als ob man bei der mittel-
fristigen Finanzplanung vor vier oder vor drei oder 
vor zwei Jahren alles dies und die Ölkrise hätte 
voraussehen können. Du lieber Gott, du lieber Gott! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundeskanz-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmidt, Bundeskanzler: Augenblick. Der Pro-
fessor Zeitel stellt sich im Ernst vor, daß man bei 
der mittelfristigen Finanzplanung vor zwei oder drei 
oder vier Jahren die Ölkrise hätte voraussehen 
sollen und den Krieg zwischen Ägypten und Israel, 
der sie ausgelöst hat. 

(Dr. Zeitel [CDU/CSU] : So stellen Sie es 
dar!) 

So steilen sich die Wirtschaftswissenschaftler manch-
mal die politische Welt und die Geschichte vor. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Zeitel. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, wenn 
Sie schon dabei sind, einen Volkshochschulvortrag 
über bestimmte Zusammenhänge zu halten, 

(Zurufe von der SPD) 

meinen Sie nicht, daß zur Erklärung der Zusammen-
hänge auch der Hinweis gehört, daß die Export-
erfolge der deutschen Wirtschaft zu einem nicht 
unbeträchtlichen Teil bei großen Unternehmungen 
mit erheblichen existenzgefährdenden Ertragsein-
bußen verbunden sind? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Zeitel, im Gegen-
satz zu der Erwartung Ihrer Kollegen, die dazwi-
schenrufen, ich wollte das nicht wissen, ich weiß 
es sehr wohl und würde es zugestehen. Sie brau-
chen nur nachzulesen, was ich vor einem Viertel-
jahr am 17. Mai in meiner Regierungserklärung hier 
über die Notwendigkeit der Erträge vorgetragen 
habe. Natürlich würde ich es zugestehen. Es gilt 
allerdings nicht für alle Großunternehmen, die ex-
portieren. Es gilt nicht für Bayer Leverkusen, und 
es gilt auch nicht für Thyssen, um einmal zwei Bei-
spiele zu nennen. Es gilt für einige, aber keineswegs 
für alle und für die Masse. Für die Großchemie gilt 
es nicht, und für den Stahl gilt es auch nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: VW!) 

— Es gibt auch ein paar andere. Für die Bauwirt-
schaft, wo keine Erträge sind, gilt Ihr Beispiel nicht, 
sie exportiert nämlich nicht, Herr Zeitel. 

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Bei VW ist es schon 
schlechter! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Mir kommt es darauf an, daß der Professor Car-
stens, der ja nun heute morgen gleich reden will, 
wie ich gehört habe, — -- 

(Heiterkeit bei der SPD — Seiters [CDU/ 
CSU] : Ahlers hat doch recht! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wir haben uns in aller Ruhe das angehört, was 
der Herr Strauß 51, nein, 61 Minuten lang gestern 
vorgetragen hat. Das war weiß Gott eine stilistische 
Zumutung. Sie werden ja wohl ein ganz klein biß-
chen Antwort ertragen können, meine Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP — Rawe [CDU/CSU] : Nur hat der Herr 
Strauß nicht so dumm geredet wie Sie! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundeskanz-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Jäger (Wangen)? 

Schmidt, Bundeskanzler: Im Augenblick nicht; 
etwas später, bitte, Herr Kollege. 

(Zurufe) 

Ich möchte darauf zurückkommen, Sie, Herr Pro-
fessor Carstens, zu bitten, sich mit der Tatsache 
auseinanderzusetzen, daß die Weltwirtschaft von 
heute mit Inflationsraten von 30 bis 40 % pro Jahr 
in Entwicklungsländern, mit Inflationsraten von 15 
bis 25 % im Jahr in Industrieländern, mit Rohstoff-
preissteigerungen von 100 % und Ölpreissteigerun-
gen von 300 %  im letzten Jahr eine andere Welt 
ausweist und daß es andere Umstände sind, die 
heute Gefährdung herbeiführen, als die Umstände, 
die uns etwa Mitte der sechziger oder der fünfziger 
Jahre beschäftigt haben. Ich bitte Sie, uns Ihre Mei-
nung darüber zu sagen, ob es denn stimmt, daß, 
wenn in zehn arabischen Ländern in einem einzigen 
Jahr zusätzlich 60 bis 80 Milliarden Dollar — das 
sind grob 200 Milliarden DM — entstehen, wenn 
dort diese Einkommen entstehen, daß sie natürlich 
woanders weggenommen werden; ob sie sich zu 
diesen globalen Änderungen der Lage bekennen 
wollen oder ob Sie im Ernst Ihr Publikum glauben 
machen wollen, das könnte man von Bayern oder 
von München aus mit einem Trick auch anders 
regeln. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Ich frage Sie, ob Sie dem Publikum zugestehen 
wollen, daß es wahr ist, daß infolge dieser Lage in 
vielen Staaten der Welt die realen Einkommen der 
Menschen natürlich entweder sinken oder in ihren 
Zuwächsen sinken, daß in den Vereinigten Staaten 
von Amerika in den letzten zwölf Monaten das 
Nettorealeinkommen der Arbeitnehmer um 4,5 % 
gesunken ist, daß dasselbe in europäischen Nachbar-
ländern passiert, daß es bisher in der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht passiert ist, daß es in der 
Bundesrepublik Deutschland auch im nächsten Jahr 
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dank der Kindergeld- und Steuerreform nicht pas-
sieren wird. Wollen Sie das bitte auch mal Ihrerseits 
darlegen und dann die Antwort auf die Frage hinzu-
fügen, wie es denn kommt, daß, wenn die ganze 
Welt in Unordnung ist, in der Bundesrepublik 
Deutschland trotzdem sowohl die Preise als auch die 
Beeinträchtigung der Realeinkommen so haben ab-
gefangen oder, wie Herr Friderichs es sagt, abge-
federt werden können. Die Antwort, die wir auch 
schon gehört haben, war: Ja, das ist 25 Jahren Auf-
bauarbeit der CDU zu verdanken. 

(Lachen bei der SPD) 

— Da lachen meine Kollegen, und trotzdem ist an 
der Antwort auch etwas Richtiges. 

(Windelen [CDU/CSU]: Lacht noch mal!) 

— Es ist auch etwas Richtiges daran. — Das sichere 
Sozialgefüge dieses Landes, das gestern Walter 
Arendt und Werner Staak nochmals dargelegt ha-
ben, mit den Netzen, die gespannt sind, spielt natür-
lich bei unserer Elastizität und Widerstandsfähigkeit 
eine Rolle, und ich würde weiß Gott unehrlich sein, 
wenn ich nicht anerkennen wollte, daß Sie daran 
einen großen Teil mitgetragen haben, nicht gerade 
25 Jahre, 16 Jahre aber immerhin, danach kam ja 
das mit der Koalition, die Sie nicht wünschten, aber 
eingehen mußten. Es ist nicht so, daß die deutschen 
Arbeiter besser als die französischen sind oder daß 
die deutschen Bankiers besser als die englischen 
sind und besser finanzieren oder daß die deutschen 
Ingenieure besser als die italienischen sind. Dies 
anzunehmen, wäre sehr anmaßend. 

(Seiters [CDU/CSU]: Die Regierung auch 
nicht!) 

— Auf Ihren Zwischenruf bezüglich der Regierung 
will ich aus Höflichkeit gegenüber anderen Regie-
rungen lieber nicht eingehen. 

(van Delden [CDU/CSU] : Sie sind aber 
trotzdem darauf eingegangen!) 

Wir haben hier in den letzten 25 Jahren gemeinsam 
vor allen Dingen eine besondere Sozialordnung ge-
schaffen. Wir haben sie in den letzten acht Jahren, 
in den letzten viereinhalb Jahren nochmal gewaltig 
verdichtet und ausgebaut, was den Menschen die 
Zuversicht gibt, daß sie ihren gerechten Anteil be-
kommen, und das ist der ganz wesentliche Grund 
dafür, daß bei uns geordnet verlaufen kann, was 
anderswo zu Eruptionen führt. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Trotzdem ist auch bei uns das reale Wachstum, 
z. B. des Volkseinkommens, in den letzten zwölf 
Monaten durch die Gewinne in den Ölländern stark 
beeinträchtigt. Wenn der eine Gewinne macht, muß 
der andere ja wohl bezahlt haben. Das gibt es nir-
gendwo im Leben anders. Und wir verbrauchen 
enorm viel 01 und enorm große Rohstoffmengen. 
Wir haben bezahlt. Natürlich hat das auch bei uns 
reale Einkommenskonsequenzen. Zum ersten: Die 
Realeinkommen der Arbeitnehmer steigen in diesem 
Jahr lange nicht mehr so schnell wie das noch vor 
zwei, drei oder vier Jahren der Fall gewesen ist. 
Zum zweiten: Es gibt eine große Zahl von Selbstän

-

digen in unserer Wirtschaft, von mittelständischen 
Unternehmen, deren Realeinkommen im Augenblick 
fallen oder jedenfalls viel schwächer steigen als 
noch vor zwei Jahren. Das gilt im großen und gan-
zen auch für die Landwirtschaft, mit Ausnahmen. 
Man kann sagen: Die sind alle in die Knautschzone 
geraten, um einen modernen Ausdruck aus der Auto-
mobiltechnik zu nehmen. Da staucht sich das. Es 
staucht sich auch bei den öffentlichen Händen; es 
staucht sich auch bei den Städten und Kommunen, 
bei den Ländern, auch im Bundeshaushalt. Es staucht 
sich auch dort, wo bisher auf die alten Erwartungen 
hin gebaut worden ist, etwa auf dem Markt der frei-
finanzierten Wohnungen. Es stehen rund 250 000 
Wohnungen leer; vielleicht sind es auch ein paar 
Wohnungen mehr. 

Es sind also Anpassungen notwendig, in vielen 
Zweigen der Wirtschaft sind Anpassungen notwen-
dig. Wir müssen aufpassen, daß wir die Anpassungs-
prozesse nicht kataraktartig mit schlimmen Konse-
quenzen sich ablaufen lassen. Andererseits dürfen 
wir aber die Anpassungen der Struktur auch nicht 
verhindern wollen. Wer strukturelle Anpassungen 
in seiner Volkswirtschaft verhindern will, der ver-
hindert gleichzeitig auch Produktivitätsfortschritte 
und damit sozialen Fortschritt. Das ist, glaube ich, 
klar. — Bitte, Herr Kollege! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Jäger (Wangen) ! 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundeskanz-
ler, nachdem Sie wieder zurückgekommen sind auf 
das Verhältnis der Ölländer zur Bundesrepublik 
Deutschland und zu unserer Wirtschaftssituation, 
darf ich meine Frage nachholen: Warum beschäfti-
gen Sie sich dann nicht mit dem Argument unseres 
Kollegen Strauß, daß angesichts der zweimaligen 
Erhöhung der Mineralsölsteuer durch diese Bundes-
regierung und ihre Mehrheit die Ölländer geradezu 
hätten mit Blindheit und Torheit geschlagen sein 
müssen, wenn sie nicht durch ihre Preiserhöhungen 
von diesem Segen etwas hätten abschöpfen wollen? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Kollege, ich will 
gern darauf eingehen. Bitte, gestatten Sie mir aber, 
daß ich das erst an späterer Stelle in anderem Zu-
sammenhang tue. Ich werde aber darauf eingehen, 
und Sie werden aufpassen, daß ich es nicht ver-
gesse. Ich möchte nämlich zunächst noch zu einem 
anderen Punkt kommen, auch in der Auseinander-
setzung mit den Darlegungen des Abgeordneten 
Strauß. 

Sie, Herr Kollege Strauß, haben das so vom Tisch 
wischen wollen, daß es in anderen Ländern doppelt 
so schnelle Preissteigerungen und doppelt so hohe 
Arbeitslosigkeit gibt wie bei uns. Ich bitte Sie, sich 
ganz plastisch das vorzustellen, was der Kollege 
Friderichs gestern hier im Hause gesagt hat: Es 
häufen sich nun die Besuche hier in Bonn von aus-
ländischen Ministern, es häufen sich die Klagen von 
Ministerpräsidenten der Außenhandelspartner der 
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Bundesrepublik Deutschland, die verlangen, wir sol-
len gefälligst etwas mehr Inflation zulassen, weil sie 
nicht mehr mitkämen. Ich bitte, das ganz ernst zu 
nehmen, meine Damen und Herren. 

Heute nacht — ich habe wenig Schlaf gekriegt, 
weil der Josef Ertl und ich miteinander telefonieren 
mußten — haben einige unserer Partner in der EG 
in Brüssel verlangt, wir sollen gefälligst die Agrar-
preise ordentlich anheben in der ganzen EG. Wes-
halb denn? Weil das bei ihren Inflationsraten zu 
Hause in ihren Staaten allerdings angemessen ist, 
nicht allerdings für diese Bundesrepublik. Es gibt 
noch einen großen Konflikt in der EG wegen der 
Agrarpreise. 

Aber dies muß man doch sehen, daß unser ge-
glückter Versuch, auszuscheren aus dem Geleitzug, 
achtern auszusacken bei diesem Inflationstempo, 
uns nicht nur mit unseren unmittelbaren EG-Partnern 
auch schon in politisch spürbare Interessenkonflikte 
bringt, sondern auch mit Ländern wie Kanada oder 
wie Norwegen, weit weg, mit denen wir Handel 
treiben. Die sagen: „Nun macht doch ein bißchen 
mehr Inflation! Ihr könnt hier nicht der Muster-
knabe sein; ihr könnt hier nicht durch die Gesund-
heit eurer Wirtschaft und eurer Zahlungsbilanz uns, 
die anderen, zusätzlich noch in die Defizitposition 
drücken; es ist schon schlimm genug, daß uns die 
Ölländer in die Defizitposition gedrückt haben!" 

Das ist die Rede, die wir in den letzten Wochen 
und Monaten zunehmend hören, und zwar ganz offi-
ziell, wobei wir gemahnt werden, uns ein bißchen 
mehr dem durchschnittlichen Verhalten der anderen 
Staaten anzupassen. Hier liegt ein dickes Problem. 
Wir sagen bis heute nein dazu. 

(Pieroth [CDU/CSU] : Aber 1976 im Wahl

-

jahr!) 

Wir wissen aber, daß der Druck der anderen Staaten 
auf uns größer werden muß in dem Maße, in dem 
deren inflatorisches Tempo — — Herr Pieroth, wenn 
Sie es verstehen, ist es gut; wenn nicht, sprechen 
Sie bitte nicht dazwischen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier gibt es doch die Möglichkeit, mit einem Mikro-
fon eine Zwischenfrage zu stellen, Herr Pieroth, 
nicht wahr? 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— Also gut, redet der Herr Zeitel für Herrn Pieroth. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Zeitel! 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, Sie 
haben bei der Erörterung der Erdölprobleme auf die 
Differenzen der Inflationsraten zwischen uns und 
den anderen europäischen Partnern hingewiesen. Sie 
haben offensichtlich Ihre besondere Leistung her-
ausgestellt. Wie erklären Sie es sich, daß, wenn 
diese anderen Länder mit höheren Inflationsraten 
die Agrarpreissteigerung verkraften können, wir 
dieses nicht tun sollen? 

(Lachen bei der SPD) 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Zeitel, ich ver-
suche eine ernste Antwort. Aber ich möchte erst 
sicher gehen, ob ich Ihre Frage richtig verstanden 
habe. War die Tendenz Ihrer notwendigerweise der 
Geschäftsordnung wegen in Frageform gekleideten 
Intervention die, wir sollten doch bitte die Agrar-
preise schneller steigen lassen? 

(Dr. Zeitel [CDU/CSU] : Das war meine 
Meinung, weil wir in einer günstigen Posi

-

tion sind ) 

— Das war Ihre Meinung? — Bitte, nehmen Sie doch 
noch einmal das Wort! Das ist eine hochinteressante 
Kontroverse. Nehmen Sie doch mal das Mikro-
phon! 

(Lachen bei der SPD) 

Ich bin immer noch nicht ganz sicher, ob ich den 
Kollegen Professor Zeitel richtig verstanden habe. 
Aber wenn ich ihn richtig verstanden habe, hat er an 
die Bundesregierung appelliert, gefälligst die Agrar-
preise schneller steigen zu lassen, als sie es tatsäch-
lich tut. Das war offensichtlich der Sinn. Man kann 
dieser Meinung sein, Herr Professor Zeitel. Die 
Verbände der Landwirtschaft sind dieser Meinung. 
Nur kann man dann nicht gleichzeitig wie Herr 
Strauß und Herr Althammer die Inflationsrate in 
Deutschland anklagen und der Regierung anlasten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger:  Herr Bundeskanz-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Ey? 

Schmidt, Bundeskanzler: Nein, ich bitte um Ent-
schuldigung. Zunächst wäre immer noch der Kollege 
Wagner dran, und den habe ich schon vertröstet. Ich 
möchte mit meinem Vortrag weiterkommen. 

Das, was ich vorzutragen versucht habe, unter-
brochen durch Antworten und Zwischenfragen, habe 
ich vor ein paar Tagen vor der Industriegewerk-
schaft Metall und ihren Delegierten in Hannover 
auch vorgetragen. Hinter mir kam ein bedeutender 
Redner der CDU, Professor Biedenkopf, der sich sehr 
höflich und sehr freundschaftlich über das ausließ, 
was ich vor ihm gesagt hatte. Und nun kommt ein 
entscheidender Satz — man könnte viel aus Bieden-
kopfs Rede zitieren —: „Die Tatsache", sagt er, „daß 
die Bundesrepublik Deutschland in der Weltliga, wie 
der Bundeskanzler vorgetragen, im richtigen Sinne 
des Wortes, an erster Stelle steht, diese Tatsache ist 
eben auf alle Faktoren unserer Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung zurückzuführen, die eine Einheit 
darstellen" — und jetzt füge ich für Herrn Carstens 
von mir aus ein, man muß auch den Unterschied zu 
den Ausführungen von Herrn Strauß von gestern 
beachten, und ganz ohne Schlenker geht es natürlich 
bei Professor Biedenkopf auch nicht — „und die, 
auch da stimme ich mit dem Bundeskanzler überein, 
das Ergebnis 25jähriger Aufbauarbeit sind" — jetzt 
kommt der Schlenker —, „wobei 20 Jahre auf das 
Konto der CDU gehen". Ich will mal den Schlenker 
weglassen. Herr Biedenkopf sagt: Jawohl, es stimmt, 
dieses Land steht besser da als andere, und man 
muß es anerkennen. Damit es nicht so schwer fällt, 
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es anzuerkennen, sagt er, die CDU habe einen gro-
ßen Anteil. Sie aber sagen hier, es stehe schlecht 
und das liege einzig und allein an der soziallibera-
len Koalition. So reden Sie hier, so reden Sie dort, 
und anders reden Sie am dritten Ort. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben Ihnen zwei Tage lang vorgetragen, 
was wir tun werden, nämlich den Grundkurs halten, 
aber mit Aufmerksamkeit auf das blicken, was in 
der Weltwirtschaft, was in den anderen Ländern, 
was auf den fremden Märkten geschieht, von denen 
wir abhängen, wo wir unsere Rohstoffe zu kaufen 
und wo wir unsere Exporte zu verkaufen haben. Da 
werden wir aufmerksam sein und wir sind bereit, 
das Ruder zu legen, falls das und soweit das von 
den Märkten draußen her notwendig wird. Im In-
nern sind wir für Sparsamkeit in den öffentlichen 
Haushalten, nicht nur im Haushalt des Bundes, son-
dern auch in den Haushalten der anderen. Und so-
weit es möglich ist, sind wir für die ökonomische 
Zusammenarbeit mit unseren EG-Partnern und mit 
den Partnern außerhalb der EG. 

Vor allem sind wir für eine gemeinsame Energie- 
und Ölpolitik. Diese fehlt nämlich. Das ist eine der 
Sorgen, die mich bei der ansonsten in Deutschland 
ja nicht schlechten wirtschaftlichen Lage am meisten 
beschäftigen, daß wegen des Fehlens einer gemein-
samen Ölpolitik der Konsumentenländer und der 
Produzentenländer noch einmal große Unordnung 
über die Weltwirtschaft hereinbrechen kann. Das 
bedrückt uns, und das sagen wir auch den anderen 
Regierungen, das sagen wir auch den Mitgliedsre-
gierungen in der EG. 

Und eine meiner Fragen an Sie, Herr Professor 
Carstens, wird sein: Sie, die Sie die Europapolitik 
der Regierung kritisieren, sagen Sie uns bitte, wie 
wir denn, mit welchen Zugeständnissen wir denn 
Frankreich und England zu einer gemeinsamen 
Energiepolitik bewegen sollen! Sagen Sie uns das! 
Vielleicht ist es schwer, das zu sagen; denn wir ha-
ben es bisher ja auch nicht fertiggebracht. Nur 
würde ich dann in der Kritik an der Europapolitik 
vorsichtig sein. Es ist nicht so, Herr Professor Car-
stens, daß die Bundesrepublik Deutschland oder ihre 
Regierung die Schuld daran hätte, daß die anderen 
Staaten so viel mehr Arbeitslosigkeit und so viel 
mehr Preisanstieg haben. Es ist nicht unsere Ver-
antwortung, daß es nicht möglich war, die Wirt-
schaftspolitik in diesen neun Ländern auf einen 
gemeinsamen Level zu heben, auf eine gemeinsame 
Richtung einzusteuern. Das sind die eigentlichen 
Schwierigkeiten heute in Europa, und nicht die 
Frage, ob die Kommission zu viele Beamte hat oder 
ob die Ministerpräsidenten gemeinsam zu Abend 
essen dürfen oder nicht. Die wirklichen Schwierig-
keiten liegen in der Auseinanderentwicklung der 
ökonomischen Daten. 

Ich möchte Ihnen sagen, Herr Professor Carstens: 
Wir möchten überhaupt von Ihnen hören, was Sie 
anders tun würden, nicht nur auf dem Felde Europa. 
Wir haben gestern insgesamt sieben Stunden Kritik 
gehört. Aber was ist denn eigentlich die Vorstel-
lung, die die Opposition verfolgt? Ich habe gemerkt: 

I Sie haben keinen Mut zur Unpopularität, keinen 
Mut zur unbequemen Ehrlichkeit. Das kann man 
vielleicht auch nicht verlangen. Einen gewissen Mut 
zum Risiko muß man aber doch von der Opposition 
erwarten können, sie muß sich doch in diesem Hause 
und gegenüber der öffentlichen Meinung festlegen 
können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Carstens, Sie kommen doch sowieso so bald 
nicht an die Regierung. Es ist also keine Gefahr, 
wenn Sie sich auf das festlegen, was Sie tun würden, 
falls Sie an die Regierung kämen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Der Politiker in der Opposition muß kritisieren. Es 
ist sein Beruf, die Regierung zu kritisieren. Es ist 
sein Beruf, sie herauszufordern. Aber auch der Poli-
tiker in der Opposition muß zeigen können, wo sein 
Weg hingehen soll, was er denn eigentlich anders 
machen will. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Keine 

Sorge, das werden wir tun!) 

Die Rolle der Opposition ist vor mehr als einem 
Vierteljahrhundert von niemand anderem als Kurt 
Schumacher vorausschauend für dieses zweite deut-
sche Parlament zu definieren versucht worden. In-
zwischen hat die Praxis vielleicht das eine oder 
andere daran geändert. Aber, Herr Carstens, Sie 
haben immer noch nicht verstanden, daß außer dem 
Kritisieren auch nötig ist, der Öffentlichkeit, den 
Wählern, aber auch uns zu zeigen, was man denn 
vielleicht besser, anders machen könnte. Sie haben 
doch der Regierung gestern in sieben Stunden kei-
nen einzigen Rat gegeben. Sie wiederholen nur im-
mer wieder: Früher, als wir, die Christdemokraten 
regiert haben, war es besser. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Waren Sie ge
-stern nicht hier, Herr Bundeskanzler?) 

— Hören Sie mal, ich war länger hier als die Masse 
Ihrer 250 oder 240 Abgeordneten. Ich habe sie ge-
zählt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind ja Bun

-

deskanzler!) 

— Ja, sicher, und ich habe auch zugehört. Ich habe 
auch Herrn Althammer gelesen, ich habe Herrn 
Strauß zugehört, ich habe Herrn Höcherl zugehört, 
ich habe die dazwischen liegenden Redner gelesen. 
Vorschläge, was nach Ihrer Meinung die Regierung 
tun soll, fehlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben Sie 
überhört!) 

Der erste, der zwei Vorschläge gemacht hat --
wir wollen sie einmal ansehen —, war Herr Zeitel 
heute morgen: Man sollte die Investitionen ernster 
nehmen. Wie soll das eigentlich praktisch gesche-
hen? Wie meinen Sie das? 

(Zuruf von der SPD: Die Agrarpreise er

-
höhen!) 

Was sollen wir machen? 
(Dr. Zeitel [CDU/CSU] : Lesen Sie nach!) 
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Diese Allerweltsweisheiten, es müsse mehr in-
vestiert werden, teile ich ja mit Ihnen. Nur müssen 
Sie uns sagen, wie man das macht, welchen konkre-
ten Gesetzentwurf Sie vorschlagen, damit mehr in-
vestiert wird. Sie bringen doch nur Gesetzentwürfe 
ein, damit mehr konsumiert wird. Herr Kollege 
Wagner, Sie haben einen Gesetzentwurf eingebracht, 
damit mehr Benzin konsumiert werden soll. Das 
Benzin soll billiger gemacht werden, damit die Leute 
mehr Autos kaufen. Dieser Art sind Ihre Gesetzent-
würfe! Die Logik fehlt da. 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU) 

Es ist richtig, es müßte mehr investiert werden, Herr 
Zeitel. Nur müßten Sie uns sagen, was nach Ihrer 
Meinung geschehen soll, damit dies bewirkt werde. 

(Rawe [CDU/CSU]: Sie hören ja doch nicht 
zu!) 

Das einzige, was er positiv gesagt hat, war doch, 
die Investitionen würden behindert, weil wir in der 
Ordnungspolitik von Vermögensbildung bis Mitbe-
stimmung die Leute beunruhigten. Das war alles, 
was Sie gesagt haben. Das war doch nicht positiv. 
Das war doch kein Vorschlag. Das war doch nur der 
Versuch, mit einer wirtschaftskonjunkturpolitischen 
Begründung abermals auf die Mitbestimmung einzu-
schlagen, Herr Zeitel, weiter gar nichts. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundeskanz-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Pieroth? 

Schmidt, Bundeskanzler: Aber gerne! 

Pieroth (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, könn-
ten Sie sich vorstellen, daß die Investitionen auch 
dadurch angeregt werden könnten, daß die Arbeit-
nehmer in einer individuell angelegten Politik brei-
ter Vermögensstreuung an dieser deutschen Wirt-
schaft wieder mehr interessiert würden, die  Sie  bis 
1978 vertagt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Wenn ich einmal von 
dem polemischen letzten Halbsatz absehe, 

(Windelen [CDU/CSU] : Das ist doch eine 
Tatsachenfeststellung!) 

würde ich im übrigen Ihre Frage mit Ja beantwor-
ten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie doch bitte die Antwort! Diese Regie-
rung, diese Koalition will auch dieses Problem 
lösen. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Aber erst 
in der nächsten Legislaturperiode!) 

Es ist technisch sehr viel schwieriger, als man denkt 
— das werden diejenigen zugeben müssen, die auch 
auf Ihrer Seite daran gearbeitet haben —, und alle 
bisherigen Vorarbeiten, einschließlich sehr ernst zu 
nehmender Vorarbeiten von einzelnen Personen 

aus dem Kreise der CDU sind bisher nicht in der 
Lage, das Bewertungsproblem bei Anteilen an Fir-
men richtig zu lösen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Aber versprochen ha

-

ben Sie es!) 

— Wir haben es alle versprochen, Sie auch. Sie ha-
ben es auch nicht zustande gebracht. 

(Seiters [CDU/CSU] : Wir sind nicht die Re

-

gierung!) 

Wir haben es versprochen, und wir sind ehrlich 
genug gewesen, hier vor vier Monaten öffentlich 
zu erklären: Die Sache ist noch nicht so reif, daß 
wir glauben können, sie in dieser Legislaturperiode 
verabschieden zu können. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Was zu 
beweisen wäre!) 

Ich glaube aber, daß wir jedenfalls in dieser Legis-
laturperiode den Gesetzentwurf hier noch werden 
einbringen können. Wir haben dazu nun extra eine 
interministerielle Arbeitsgruppe gebildet, die sich 
hauptamtlich damit beschäftigt, und ich habe die 
Hoffnung, daß die technischen Probleme dieser 
Sache gelöst werden. — Ich würde gern in meinem 
Vortrag fortfahren, meine Herren Kollegen. — Nein, 
Herr Kollege Strauß hat natürlich das Recht, eine 
Zwischenfrage zu stellen, nachdem ich ihn etwas ge-
ärgert habe. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, haben 
Sie schon wieder vergessen, oder ist es nie zu Ihrer 
Kenntnis gekommen — das letztere kann nicht 
sein, weil es in dem Gespräch im Bundeskanzler-
amt in der Nacht des Kompromisses über die Steuer-
reform war —, daß wir Ihnen damals dringend emp-
fohlen haben, auf die Erhöhung der Vermögensteuer 
von 0,7 % auf 1 % in der wirtschaftlichen Situa-
tion, in der wir uns befinden, deshalb zu verzichten, 
weil diese Erhöhung der Vermögensteuer mit der 
Wirksamkeit von 1,5 Milliarden DM abermals die 
Substanz belastet, die Erträge vermindert und in der 
gegebenen wirtschaftlichen Situation geradezu Gift 
gegen die Investitionsneigung ist? Ich glaubte da-
mals annehmen zu dürfen, daß dieses mein Argu-
ment bei Ihnen gar nicht auf so unfruchtbaren Bo-
den gefallen ist. 

Zweite, damit zusammenhängende Frage: Haben 
Sie nie zur Kenntnis genommen, daß ich in meinen 
Vorschlägen, die gestern zum Teil falsch, zum Teil 
unvollständig wiedergegeben worden sind, ange-
regt habe, für eine befristete Zeit Verlustvortäge 
nicht nur für die Zukunft gelten zu lassen, auf fünf 
Jahre, wie es dem geltenden Steuerrecht entspricht, 
sondern einmal auf die Erträge der beiden letzten 
Jahre anrechnen zu lassen, um damit die Investi-
tionskraft im gegenwärtigen Zeitpunkt in der priva-
ten Wirtschaft zu heben und ein Signal zu setzen, 
daß der private Unternehmer auch den Mut hat, zu 
investieren? Das sind doch Tatsachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sind das keine Vorschläge?) 
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Schmidt, Bundeskanzler: Auf den zweiten Punkt, 
Herr Strauß, komme ich nachher noch zurück. Ich 
will mich daran nicht vorbeimogeln. 

Was den ersten Punkt angeht: Jawohl, ich kann 
mich erinnern — und Sie erinnern sich richtig —, 
wir sind nicht eingegangen auf Ihren Versuch, bei 
Gelegenheit der Steuerreform im letzten Augen-
blick noch die Vermögensteuer zu senken. Wir sind 
darauf nicht eingegangen. 

(Strauß [CDU/CSU] : Die Erhöhung zu un

-

terlassen!) 

Wir sind nicht darauf eingegangen, die längst in der 
Öffentlichkeit akzeptierte Erhöhung zurückzuneh-
men und die Vermögensteuer wieder zu senken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie drehen einem 
doch das Wort im Munde herum!) 

Ich stimme in der Sache mit Ihnen überein. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber, Herr Strauß, das Interessanteste aus der Sit-
zung war doch noch etwas anderes. — Ich will das 
doch nicht umdrehen. Das Parlament hatte beschlos-
sen, die Vermögensteuer wird erhöht, und Sie haben 
versucht, sie in der letzten Stunde wieder zu sen-
ken. Das ist doch wahr! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich drehe doch nichts um. Aber wenn wir schon 
über diese Kompromißverhandlungen zur Steuer-
reform reden: Die waren wirklich in mancher Be-
ziehung interessant und auch lehrreich. 

(Strauß [CDU/CSU] : Das ist eine andere 
Frage! — Heiterkeit bei der SPD) 

Nachdem Sie aus der Schule plaudern, darf ich es 
jetzt auch, Herr Strauß. Für mich war das besonders 
Lehrreiche — uns gegenüber am Tisch saß Herr 
Kohl, von mir aus gesehen rechts davon Herr Strauß, 
links davon Herr Stoltenberg —: Herr Strauß sagte 
relativ wenig. Aber das, was er sagte, hatte Hand 
und Fuß. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Herr Kohl sagte gar nichts, und Herr Stoltenberg 
redete am meisten, und er hat die Steuerreform 
teurer gemacht, als Sie beide es gewollt haben. So 
war es. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich sehe auf Ihrem Gesicht, Herr Strauß, daß es 
stimmt, woran ich mich erinnere. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und 
der FDP) 

Jetzt geht derselbe Ministerpräsident Stoltenberg 
im Lande herum und behauptet, er hätte nicht genug 
Geld, weil die Steuerreform zu teuer geworden sei. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Er müßte für Schleswig-Holstein einen höheren An-
teil zu Lasten des Bundesanteils haben. So ist es 
wirklich gewesen. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Der Stol
-tenberg ist größer als Sie, deswegen können 

Sie ihn nicht leiden! — Lachen bei der SPD) 

— Wissen Sie, Herr Kollege, so wichtig muß man 
das im Augenblick nicht nehmen. Im Augenblick gibt 
es bei der CDU/CSU noch vier Bewerber um die 
Kanzlerkandidatur — und einen fünften heim-
lichen —: der Herr Stoltenberg, der Herr Strauß, der 
Herr Carstens und der Herr Kohl und heimlich der 
Herr Biedenkopf. Solange das noch fünf sind, brau-
chen wir keinen von ihnen ganz so ernst zu nehmen. 
Das kommt erst später. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und 
der FDP — Rawe [CDU/CSU] : Wer ist bei 
Ihnen dran, wenn der Wehner Sie nach 

Hause geschickt hat?) 

Wenn der eine im Fernsehen zur Wirtschaftspolitik 
redet, 

(Breidbach [CDU/CSU] : Purer Neid!) 

dann fragt sich der andere: Was mache ich bloß? 
Dann fährt er nach Peking. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Es ist ja noch gar nicht so lange her, da fuhren die 
Abgeordneten der CDU/CSU immer nach Formosa. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Wir haben das damals kritisiert. Wir begrüßen, daß 
Sie heute die Realitäten in der Welt ein bißchen 
besser erkennen, wenn das auch nur in einem weit 
entfernten Erdteil ist. Es findet bei der CDU/CSU so 
etwas statt wie ein Wandel durch Annäherung, so 
würde ich es nennen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und der 
FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Soll das 
eine Aufforderung zur Großen Koalition 

sein?) 

Ich möchte in dem Zusammenhang dessen, was 
ich eigentlich sagen wollte — Sie provozieren mich 
immer zu solchen Ausflügen wie den mit der Be-
merkung über den Ministerpräsidenten aus dem 
kühlen Norden —, meiner eigenen Fraktion und 
auch der FDP eines sagen, was sich nicht so sehr an 
die Opposition richtet: Es ist wahr, daß die Steuer-
reform und die Kindergeldreform, die auf der einen 
Seite Realeinkommen bei den Steuerzahlern und 
Kindergeldempfängern schaffen, auf der anderen 
Seite die Städte, die Kommunen, die Länder und 
den Bund, was die Verringerung der Finanzmasse 
angeht, bedrängen. Es ist auch wahr, daß das min-
destens vorübergehend und mindestens dem An-
schein nach im Widerspruch zu gewissen Grund-
vorstellungen steht, d_o meine eigene Partei — 
notabene unter meiner eigenen federführenden Mit-
wirkung — formuliert hat, was die Ausweitung des 
Dienstleistungsangebots angeht, von dem wir er-
warten, daß der Staat es seinen Bürgern anbieten 
soll. Es ist sicher so, daß die Steuerreform und die 
Kindergeldreform vorübergehend das, was wir den 
„öffentlichen Korridor" genannt haben, wieder 
etwas zurücknehmen. Solange diese Krise der Welt-
wirtschaft andauert — und ich bin noch nicht ganz 
sicher, daß sie ihren tiefsten Punkt schon erreicht 
hat —, wird es auch kaum möglich sein, das reale 
Volkseinkommen insgesamt stärker zu steigern, das 
Bruttosozialprodukt insgesamt wieder auf die alten 
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Raten zu steigern. So lange wird man ein bißchen 
kurztreten müssen mit der Wiederausweitung des 
öffentlichen Korridors. Übrigens sind die Verschie-
bungen im Korridor mal ein bißchen dünner, mal ein 
bißchen breiter, aber sie sind minimal. Die sind 
mehr theoretisch zu erkennen als praktisch, wenn 
man sich die Prozentsätze anguckt. Weil ja bis-
weilen im Lande gerätselt wird, ob wir denn mit 
unserem ganzen Eifer das, was in der Gesellschaft 
geändert werden muß, auch tatsächlich ändern, oder 
ob wir diesen Impetus der Reform hinter uns ge-
lassen hätten, möchte ich klarstellen: Das haben wir 
nicht! Wir wissen nur, daß wir im Augenblick auf-
passen müssen, daß unser Land nicht von dem-
selben wirtschaftlichen Schicksal ergriffen wird, wie 
manche anderen Länder in unmittelbarer Nachbar-
schaft. Das wird aber nicht ewig so bleiben. Darüber 
kommen wir weg. Das mag ein Jahr dauern, das 
mag zwei Jahre dauern. Es braucht sich niemand zu 
täuschen, daß wir etwa das, was wir uns vorgenom-
men hatten, dann nicht wieder auf den Tisch legen 
und voranbringen würden. Das wäre ein Irrtum. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Wandel durch An-
näherung!) 

Übrigens: Wenn Sie die Menschen fragen in unse-
rem Land, die verstehen das ganz gut. Da gibt es 
naive Fragestellungen und etwas kompliziertere. 
Wenn man ganz naiv fragt: Sag mal, bist du eigent-
lich auch dagegen, daß die Preise steigen?, dann sagt 
er: Ja, dagegen bin ich schon lange! — Und bist du 
eigentlich auch dagegen, daß es Arbeitslosigkeit gibt 
und Kurzarbeit und daß sie vielleicht noch ein biß-
chen mehr wird? Dann wird er sagen: Dagegen bin 
ich auch! — Ich habe mich gestern mit Frau Noelle-
Neumann unterhalten — die Firma hatte ein Jubi-
läum; einige von Ihnen waren auch da —, und da 
sprach sie darüber, daß dies Fragestellungen seien, 
die eigentlich zu unkompliziert seien und den wah-
ren Sachverhalt des Denkens im Publikum, im Volk 
verzerren würden. Man müßte vielmehr fragen, 
sagte sie: Bist du dafür, daß man im Augenblick den 
Preisen mehr Luft läßt, daß sie sich entwickeln 
können, damit — und das ist das Eigentliche — die 
Beschäftigung wieder schneller steigt, allerdings mit 
der Gefahr, daß später die Inflation noch stärker 
steigt und später die Arbeitsplätze noch stärker ge-
fährdet werden? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Das ist die Frage eins von Frau Noelle-Neumann. 
Die Frage zwei ist: Oder aber bist du dafür, daß wir 
jetzt die Zähne zusammenbeißen, damit auf die 
Dauer die Arbeitsplätze sicher sind und wir nicht 
um Augenblickserfolgen wegen das tun, was Herr 
Strauß vorschlägt, nämlich noch mehr Steuern zu 
senken und noch mehr auf Investitionen zu ver-
zichten? Frau Noelle-Neumann sagt uns: Wenn so 
richtig gefragt wird, dann würde eine große Mehr-
heit des Publikums der Frage zwei zustimmen, d. h.: 
Zähne zusammenbeißen, die Preise noch ein bißchen 
drücken, wenn es geht, bis zum Jahresende, Gewehr 
bei Fuß stehen für den Fall, daß wirklich die Aus-
landsnachfrage ausbleibt oder drastisch zurückgeht, 
und dann etwas tun, und nicht vorher, und auch 
nicht mehr. 

Nun kommt wieder der Zwischenruf: Wir hätten  
schon lange vorher Stabilität machen sollen! Das ist 
Ihnen ja gestern von Graf Lambsdorff wirklich aus-
einandergesetzt worden, daß vor der Abkoppelung 
vom festen Wechselkurs zum amerikanischen Dollar 
und der damit gegebenen Liquiditätsüberschwem-
mung unserer eigenen Wirtschaft, dies wirklich nicht 
möglich gewesen wäre. Ich sehe den Fürsten Bis-
marck hier im Augenblick nicht; der hat an dieser 
Stelle dem Grafen Lambsdorff dazwischengerufen: 
Das sei ja nicht so ganz gräflich gewesen! Ich hatte 
den Eindruck des Einblicks in die Gepflogenheiten 
des Hochadels, als ich das hörte: es sei nicht so ganz 
gräflich gewesen. 

(Heiterkeit bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Wie bitte? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dohnanyi war 
das!) 

— Der spielt sich ja nicht auf mit Fürsten- und Gra-
fentiteln, das ist ja ein Sozialdemokrat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Rawe 
[CDU/CSU]: Den haben Sie ja auch richtig 

heruntergespielt!) 

Lambsdorff kann sich dagegen auch selber wehren. 
Der braucht mich nicht, um sich dagegen zu wehren. 
Nur hatte ich das Gefühl, wenn ich mir den Namen 
dessen angucke, der da sprach, daß alles das, was 
die Opposition sonst gestern geboten hat, so fürst-
lich auch nicht gewesen sei. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Sie haben gestern gesehen — und das, finde ich, 
soll man für das Publikum draußen ganz klar hin-
stellen —: eine geschlossene Konzeption, ob hier 
der Finanzminister Apel spricht, ob der Wirtschafts-
minister Friderichs oder der Arbeitsminister Arendt. 
Hören Sie doch endlich auf, dem Publikum glauben 
machen zu wollen, wir würden uns in die Haare 
kriegen. Das steht nur in den Illustrierten. Hier im 
Deutschen Bundestag wird nicht nur etwas anderes 
dargestellt, sondern da sind Sie ja nicht einmal in 
der Lage, sich mit dieser einheitlichen Front richtig 
so auseinanderzusetzen, daß Sie Punkte sammeln 
können. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die gestrige Debatte ist 3:1 für die sozialliberale 
Koalition ausgegangen. Einige behaupten bei uns 
4:1; kann sein. Mir tut es beinahe leid, weil nämlich 
die beiden FDPisten so besonders gut waren. Ich 
gebe mir heute morgen Mühe, noch ein bißchen 
etwas nachzutragen. Das wird jeder verstehen: 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Zu

-

ruf bei der CDU/CSU: Ein Spiel dauert 
90 Minuten!) 

Jetzt möchte ich etwas sagen zu den Abgeordne-
ten im Bundestag, die hier gleichzeitig als Vertreter 
von Interessengruppen sitzen, die einerseits als 
Abgeordnete reden und andererseits als Präsidenten 
oder Landespräsidenten oder Vorsitzende oder Syn-
dizi oder wie das immer heißt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gewerkschaften!) 
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— einschließlich Gewerkschaften —, sprechen, was 
ihr gutes Recht ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Wienand 
ist heute nicht da!) 

Worauf es mir heute morgen ankommt, ist, hier im 
Parlament selber einmal ins Bewußtsein zu heben, 
daß es da Grenzen gibt, daß es für das Parlament 
als Ganzes Grenzen geben muß, wo man sich dem 
Druck der Interessengruppen nicht stärker aussetzen 
darf. Mir scheint, daß wir in diesem Winter 1973 
auf 1974 mit den Öleinsparungen, mit den Benzin-
einsparungen, die fast jeder in Deutschland willig 
auf sich genommen hat, mit dem ganzen Verlauf des 
Jahres bisher ein erfreulich hohes Maß an Einstel-
lung, an freiwillig, aus eigenem Entschluß vorge-
nommener Ausrichtung auf das Gemeinwohl, auf 
das Gesamtwohl erlebt haben. Ich will hier kein 
„Wort zum Sonntag" über Staatsraison einflechten. 
Aber man muß das auch einmal sagen. Ich nehme 
an, Bundesregierung und Opposition stimmen darin 
überein, daß das Verständnis der Bürger und das 
Verständnis vieler Organisationen, die die Interes-
sen einzelner Gruppen von Bürgern vertreten, für 
die Realität der Weltwirtschaft, für die Gegeben-
heiten unserer eigenen wirtschaftlichen Lage, für die 
Auswirkungen der Weltwirtschaft auf uns gewach-
sen ist und daß das nicht nur der Bundesregierung, 
sondern auch dem Parlament erleichtert, in schwie-
rigeren Fahrwassern zurechtzukommen. 

Auf der anderen Seite gibt es, wenn man sich 
verbeugt und für den Common sense bedankt, für 
das Verständnis, das dem Gemeinwohl von vielen 
entgegengebracht wird, allerdings auch Gegenbei-
spiele. Ich möchte hier zwei oder drei ausdrücklich 
nennen, und ich weiß schon, daß es bei den Betrof

-

fersen nicht gut klingen wird und mir jedenfalls kein 
Lob und keinen Beifall einbringen wird. Ich habe 
kein rechtes Verständnis für den ungeschminkten 
Interessenegoismus, der hier und da lautstark zum 
Vorschein kommt in den Auseinandersetzungen mit 
dem Parlament oder mit der Regierung. Ich habe 
z. B. kein Verständnis dafür, daß Verbandssyndizi 
der Automobilindustrie dem Staat ansinnen, erstens 
die Mineralölsteuer zu senken, zweitens die Kilo-
meterpauschale zu erhöhen, drittens die Mehrwert-
steuer für den Gebrauchtwagenkauf zu halbieren 
und viertens noch die Kraftfahrzeugsteuer zu ver-
mindern. Man kann das verlangen, aber ob es in 
Ordnung ist, daß das dann von Abgeordneten hier 
im Parlament aufgenommen wird, obwohl es doch 
offensichtlich weder finanzierbar ist noch der not-
wendigen Anpassung der Automobilwirtschaft hel-
fen kann, darüber bitte ich nachzudenken. 

Ich gebe ein anderes Beispiel. Herr Friderichs hat 
gestern klargemacht, daß er — genauso wie wir alle 
in der sozialliberalen Koalition — von Lohnleit-
linien nichts hält, daß er auch keine Lohnleitlinien 
ausgeben will, daß er auch nicht das mit den 10 % 
gesagt hat, was die „Bild"-Zeitung erfunden hat. 
Dies alles ist auch meine Meinung. Trotzdem möchte 
ich auf ein Beispiel zurückkommen, wo die 10 % 
eine Rolle spielen. Ich habe kein Verständnis dafür,  

daß der Vorsitzende des Deutschen Beamtenbundes, 
Herr Krause, 

(Zuruf von der SPD: Ausgerechnet der!) 

schon auf der Höhe dieses Sommers öffentlich gesagt 
hat: für die Beamten nicht unter 10 % Besoldungs-
erhöhung im nächsten Jahr, und das mit warnendem 
Ton in der Stimme, der nicht zu überhören war. Ich 
habe dafür keinen Sinn. Die Preissteigerungen lie-
gen bei unter 7 %; dazu kommt die Steuerreform. 
Was soll das eigentlich? Stellt sich dieser Verband 
oder sein Vorsitzender im Ernst vor, daß die Beam-
ten in der Lohnbewegung der deutschen Wirtschaft 
die Führerschaft einnehmen sollen? Stellt er sich 
das vor? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Herr Loderer 
mit seinen Forderungen?) 

Da frage ich mich, ob Kollegen im Deutschen Bun-
destag, egal, in welcher der drei Fraktionen, sich 
nicht überlegen sollten, daß man zu solchen Leuten 
Distanz halten muß, die in der Vertretung ihrer 
eigenen Interessen das Maß nicht halten können 
gegenüber den Interessen der Gesamtheit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bin ja ganz sicher, daß die große Mehrzahl der 
von diesem Verband vertretenen Beamten sich in 
Wirklichkeit gefragt hat: Na, muß denn das sein? 
und daß sie eher betreten war, als daß sie zuge-
stimmt hätte, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was ist denn 
mit Herrn Kluncker? — Bei der ÖTV gibt es 

so etwas nicht!) 

wie ja häufig die Syndizi und die Präsidenten und 
die Geschäftsführer noch Interessen erfinden und 
verfechten, die die Mitglieder gar nicht so sehen. 
Die Tatsache, daß die Bauerndemonstrationen in 
allen sieben kontinentalen EG-Ländern gleichzeitig 
an den Grenzen stattfinden, ist doch wohl Zeichen 
dafür, daß die Geschäftsführer das organisiert haben 
und daß das nicht spontan war. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird uns als „spontan" dargestellt. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie diese Aktion der Landwirtschaft mit 
einem Streik gleichsetzen wollen, 

(Breidbach [CDU/CSU] : Wilde Streiks und 
wilde Organisation!) 

dann nehme ich das gern auf. Der Baron Heereman 
wird sich hüten, es so darzustellen; aber wenn ein-
zelne Abgeordnete in der Oppositionsfraktion — die 
in den Landesverbänden der Grünen Front großen 
Einfluß haben, meinen, das, was sie da tun, in die 
Nähe eines Arbeitskampfes bringen zu können, 
dann wird, fürchte ich, die andere Seite entspre-
chend antworten müssen. Diese Regierung jedenfalls 
läßt sich in ihren agrarpolitischen Beschlüssen we-
der durch Zermürbungstaktik in Nachtsitzungen in 
Brüssel noch durch Grenzdemonstrationen der an-
geblich europäisch gesonnenen Landwirte von dem 
Konzept wegbringen, das sie für notwendig hält. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Wir werden auf dem Felde der Agrarpreise nicht 
mehr tun, als wir für notwendig halten. 

Ich muß einmal sagen: ich würde mir ein bißchen 
mehr Fairneß gegenüber dem Landwirtschaftsmini-
ster in der deutschen Öffentlichkeit gern wünschen. 
Der steht nämlich immer seinen Mann, nach beiden 
Seiten, in dieser Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deswegen, Hermann Höcherl, ist das auch nicht 
ganz richtig, was Sie gestern gesagt haben: wir 
hätten schon längst die Vorsteuerpauschale um 1 % 
heben müssen. Was heißt denn hier: „schon längst"? 
Die Bauernverbände haben dies schon längst gefor-
dert. Sie haben sogar 1,5 °/o gefordert. Bewiesen, für 
mich als notwendig bewiesen sind sind nur 0,8 %, 
wahrscheinlich im kommenden Wirtschaftsjahr wei-
tere 0,2 %; macht zusammen 1,0 %. „Schon längst"? 
Da will ich Ihnen mal antworten, Herr Höcherl. 
Schon längst wäre es interessant, daß die Landwirte 
— jedenfalls die großen, die sogenannten Guts-
besitzer, die Großbetriebe — endlich mal angefan-
gen hätten, über ihre gezahlte Vorsteuer Buch zu 
fiihren 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD) 

Es gibt ja wohl mehr als 498 große Landwirte in 
Deutschland. Nur so viele führen über ihre Vor-
steuer Buch. Die anderen nehmen die Pauschale in 
Anspruch. Da muß ja noch ein Vorteil bei dieser 
Pauschale sein. 

Woran mir liegt, ist, das Parlament alle drei 
Fraktionen — darauf aufmerksam zu machen, daß 
man in schwierigen Zeiten gegenüber den Inter-
essengruppen noch vorsichtiger sein muß als in Zei-
ten, wo man genug Geld hat. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat Herr 
Professor Carstens, Sie werden sicherlich darauf zu-
rückkommen — eine außenpolitische Erklärung für 
die Bundesregierung abgegeben. Sie müssen auch 
darauf zurückkommen. Denn was unmittelbar an-
schließend für die Opposition gesagt wurde, hat ja 
im Grunde, von Randbemerkungen abgesehen, nicht 
viel hinzugefügt: Da gibt es einen kleinen Punkt, 
den Herr Marx in seiner Auseinandersetzung mit 
Herrn Genscher brachte, auf den ich noch einmal 
zurückkomme. Er hat den Regierungssprecher Grü-
newald der bewußten Unwahrheit geziehen, wenn 
ich das richtig im Ohr habe. Dies ist ungerecht. Re-
gierungssprecher dürfen nichts sagen, was nicht 
wahr ist. Hat er auch nicht getan. Aber sie sind nicht 
verpflichtet, alles zu sagen, was sie wissen. Dazu 
ist nicht einmal die  Opposition verpflichtet. Ich auch 
nicht. Man darf nichts sagen, was nicht wahr ist. Die 
Regierungssprecher haben die Absicht einer Anleihe 
von Deutschland an Italien dementiert. Das haben 
wir auch nie vorgehabt, haben wir auch nicht ge-
macht. Worum es sich handelt, ist ein allerdings 
zwischen Regierungen ausgehandelter, weil unge-
wöhnlich großer Swap-Kredit zwischen Zentralban-
ken. Keine Anleihe, sondern ein Währungs-Swap, 
der ganz routinemäßig wäre, wenn er nicht so groß 
wäre und wenn er nicht — erstmalig in der Welt  — 
die  Goldpfandgrundlage hätte. Wir waren im Recht, 

die Gerüchte von einer Anleihe zu dementieren. Wir 
mußten das übrigens auch tun, weil sonst in der 
Öffentlichkeit eines anderen Landes Erwartungen 
entstanden wären, die wir auf keinen Fall erfüllen 
konnten. Wir konnten keine Anleihe geben. Wir 
waren nicht verpflichtet zu sagen, worüber wir wirk-
lich verhandelten: nämlich über einen in Gold ge-
sicherten kurzfristigen Währungsbeistand. 

Ich bitte also die Kritik, wenn nötig, weiterhin an 
die Regierung zu richten, aber jedenfalls nicht an 
den Regierungssprecher. Der hat sich hier korrekt 
benommen. 

Ich möchte eine Bemerkung machen zu dem 
Abendessen der Regierungschefs in Paris, das Herr 
Professor Carstens in Berlin kritisiert hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: War es nicht 
gut? — Hat es geschmeckt? — Heiterkeit) 

Herr Carstens, so wie es zur Abstimmung der Poli-
tik innerhalb Ihrer Fraktion ab und zu notwendig 
ist, daß ein Arbeitskreis oder die Fraktion zusam-
mentritt, ohne daß damit schon Gesetzesbeschlüsse 
in einem solchen Gremium gefaßt werden, so ist es 
ganz gut, wenn diejenigen, die miteinander Politik 
machen sollen, auch ansonsten und in Europa bis-
weilen mal leger zusammensitzen, ohne daß das 
alles protokolliert und aufgeschrieben wird. Einer 
der Punkte, die in diesen Tagen sehr aktuell gewor-
den sind — Sie werden das heute abend in den 
Nachrichten hören oder morgen in den Zeitungen 
lesen —, war der, daß wir in dieser Unterhaltung 
sehr darauf gedrängt, ja insistiert haben, daß 
man gemeinsam eine Bestandsaufnahme der soge-
nannten gemeinsamen Agrarpolitik macht, der In-
strumente wie auch der bisherigen Resultate, weil 
das in Wirklichkeit ein doppelter Euphemismus ist. 
Weder ist das noch eine Politik, noch ist sie gemein-
sam. Es ist ein sehr durchlöchertes Gewebe gewor-
den, mit großen Beschwernissen für alle, für Konsu-
menten, für Landwirte, mit sehr verschiedenartigen 
Beschwernissen in verschiedenen Ländern, kaum 
noch zu durchschauen. Ich hoffe, daß sich die Be-
standsaufnahme entwickeln wird. 

Eine zweite Bemerkung. Es wird ein bißchen phi-
losophiert über freundschaftliche Beziehungen zwi-
schen dem französischen Staatspräsidenten und mir. 
Es ist wahr, wir sind in einer freundschaftlichen Be

-z

iehung. Aber es wäre ein großer Fehler, daraus 
zu lesen — wie man in der französischen Presse 
das tat —, dies wäre ein Tandem. Ein Tandem ist 
nach meiner Vorstellung ein Fahrrad, auf dem zwei 
strampeln, aber nur einer den Lenker in der Hand 
hat. Das ist es nicht. Es ist auch nicht eine Achse, 
wie zum Teil in den Zeitungen zu lesen steht, son-
dern es ist die enge Zusammenarbeit zwischen Paris 
und Bonn; eine notwendige, aber natürlich in keiner 
Weise eine hinreichende Voraussetzung für den 
weiteren Fortschritt in Europa. 

Ich finde, Herr Professor Carstens, Ihre Fraktion 
sollte das nicht kritisieren, sie sollte sich im Gegen-
teil eher daran erinnern, wie das war zwischen 
Herrn Schröder und Herrn Couve de Murville, wie 
das war zwischen Herrn Kiesinger und Herrn de 
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Gaulle und Pompidou, und sie soll froh sein, daß es 
im Augenblick etwas anders ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP. — Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : 
Und zwischen Adenauer und de Gaulle) 

— Richtig, es gab auch schon mal zwischen Adenauer 
und de Gaulle eine gute Zeit. Aber zwischen Kiesin-
ger und de Gaulle war das schon wieder ganz an-
ders. 

Nun möchte ich für Herrn Professor Carstens noch 
hinzufügen, daß entgegen der Vermutung, die einige 
aus Ihrer Fraktion geäußert haben, ganz sicher die 
Ministerpräsidenten der anderen sieben Staaten we-
der Zweifel haben an dem ernsten und realistischen 
Willen zum europäischen Fortschritt bei der deut-
schen Bundesregierung, noch Zweifel haben an dem 
realistischen Willen zum Fortschritt bei dem fran-
zösischen Staatspräsidenten. Ich finde, aus deutscher 
Quelle sollten solche Zweifel nicht weiter gesät 
werden. 

Ich bin auch eine Antwort schuldig auf die zweite 
Frage von Herrn Strauß vorhin, warum wir das 
mit der Gewährung eines steuerlichen Verlustvor-
trages nicht machten. Herr Strauß, Sie haben gleich-
zeitig mit Herrn Jaumann und Herrn Höcherl — also 
die drei wirtschaftspolitischen  Sprecher  der CSU — 
viele Vorschläge gemacht, und die Summation all 
dieser Ihrer steuerpolitischen Vorschläge erschreckt 
einen und läßt einen zurückschrecken. Es fängt an 
mit der Kilometerpauschale, die Sie erhöhen wollen; 
das sind 1,3 Milliarden DM im Jahr. Es geht wei-
ter mit der Senkung der Mehrwertsteuer für Mine-
ralöl von 11 auf 7 1/2 Prozent; das sind 1,5 Milliar-
den DM im Jahr. Wiederherstellung der Abzugs-
fähigkeit von Schuldzinsen bei Kfz-Krediten; das 
sind 300 Millionen im Jahr. Das war Herr Jaumann, 
nicht Herr Strauß. Dann wieder Herr Strauß: Hal-
bierung der Mehrwertsteuer beim Gebrauchtwagen-
kauf; etwa 100 Millionen im Jahr. Dann Herr Hö-
cherl: befristete Halbierung der Mehrwertsteuer für 
alle Konsumgüter; macht 4,7 Milliarden im Jahr. 

(Zurufe bei der SPD: Hört! Hört!) 

Dann Herr Strauß: Stundung oder Erlaß der Ver-
mögensteuer für Unternehmer, die mit Verlust ar-
beiten; 100 Millionen DM im Jahr. Dann kommt die 
Sache mit dem Verlustrücktrag in die vergangenen 
beiden Jahre, die ich nicht beziffern will, weil im 
Augenblick noch nicht zu übersehen ist, ob und 
wieviel das kostet. Sicher kostet es was. Wenn es 
dem Staat Geld brächte, würden Sie es nicht vor-
schlagen. 

(Heiterkeit) 

Dann Aussetzung der Kfz-Steuer beim Neuwagen-
kauf für ein Jahr — auch Herr Strauß —: 300 Millio-
nen DM. 

Das sind, nur Herr Strauß, Herr Jaumann und Herr 
Höcherl, d. h. nur die CSU, zusammen 10 200 Mil-
lionen. Und wenn die CDU, die noch ein bißchen grö-
ßer ist, dazukommt, dann hat man eine gewisse Vor-
stellung, was man von der Seriosität Ihrer ganzen 
finanzwirtschaftlichen Politik denken darf. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Strauß? 

Schmidt, Bundeskanzler: Bitte sehr! 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, ist Ih-
nen nicht bekannt, wenn Sie diese von mir angeb-
lich und auch so formulierten, richtig wiedergegebe-
nen Vorschläge zitieren 

(Gansel [SPD] : „Angeblich" oder „nicht an
-geblich"?) 

— doch; Sie werden gleich begreifen, warum ich 
„angeblich" sage —, daß ich vor diesen Anregungen 
in einem Interview erklärt habe: Wenn es in der 
Automobilindustrie so weitergeht. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Das sollte keine Aufforderung sein, das jetzt zu tun. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

Ist Ihnen aus der Zeit, in der Sie Fraktionsvorsitzen-
der der SPD in der Großen Koalition waren, nicht 
bekannt, daß damals im Einvernehmen zwischen 
dem damals noch Ihrer Partei angehörenden Wirt-
schaftsminister und dem damaligen Finanzminister 
diese Vorschläge für den Fall eines weiteren Ab-
sinkens der Konjunktur in dem Schlüsselbereich der 
Automobilindustrie als eine weitere Alternative in 
der Schublade bereitgehalten worden sind? Darum 
geht es! 

Schmidt,  Bundeskanzler: Herr Strauß, es war 
mir nicht bekannt, daß Sie Ihre Vorschläge mit die-
ser aufschiebenden Bedingung — — 

(Strauß [CDU/CSU] : Darf ich Ihnen das vor

-

lesen?) 

— Ich glaube es Ihnen ja. Ich wollte gerade sagen: 
ich finde es auch sehr gut, daß Sie unter dem Ein-
druck dieser Debatte nun auch für die Öffentlichkeit 
das reduzieren, was Sie die Öffentlichkeit bisher 
glauben gemacht haben; ich finde das wunderbar. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das, was Sie soeben gesagt haben, kritisiere ich 
nicht; ich stimme dem zu. Herr Strauß, das ist ein 
Schritt der Vernunft, den Sie soeben getan haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist raffiniert!) 

Herr Strauß hat gestern gesagt — ich habe mir 
den Satz mitgeschrieben —: „Konjunkturpolitik ist 
in erster Linie Psychologie". Das war sein Satz, an 
dem sicherlich viel Richtiges dran ist. Wenn wir 
beide anerkennen, daß Psychologie eines der wich-
tigsten Instrumente der Konjunkturpolitik ist — so 
würde ich mich ausdrücken; da sind wir ungefähr auf 
derselben Linie —, dann frage ich mich, warum der 
Spitzenredner Ihrer Fraktion, Herr Professor Car-
stens, wenn das doch Psychologie, wenn das doch 
Konjunkturpsychologie sein soll, hier alles schwarz 
in schwarz gemalt hat, und warum er Steuersenkun-
gen versprochen oder als möglich an die Wand ge-
malt hat, von denen er selber weiß, daß sie nicht 
verwirklicht werden können, d. h. warum er eine 
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Bundeskanzler Schmidt 
Psychologie gegenüber dem Konsumenten, dem Ar-
beitnehmer, dem Unternehmer getrieben hat, die 
nichts anderes als Enttäuschung über das herbeifüh-
ren kann, was der eine verspricht und der andere 
nicht halten kann. Was ist der innere Zweck einer 
solchen schwarzmalerischen Rede, Herr Strauß, die 
weit übertreibt — das können Sie heute auch in den 
Zeitungen bescheinigt finden —, wenn Sie sich doch 
gleichzeitig der Tatsache bewußt sind, daß Sie damit 
Konjunkturpsychologie machen? 

Sehen Sie, das ist eine Selbstenthüllung gewesen. 
Sie möchten allesamt innerlich ganz gern — das 
verstehe ich auch; das würde vielleicht eine Chance 
bieten, uns hier von den Regierungsbänken zu de-
possedieren —, daß es wirtschaftlich noch schlechter 
würde. Wenn es das nicht wird, dann möchte man 
es wenigstens so darstellen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Unverschämt! Ein 
übler Demagoge sind Sie, Herr Bundeskanz

-

ler! Das ist eine Unverfrorenheit der CDU 
gegenüber! Goebbels ist das! — Pfui-Rufe 
bei und weiterer Widerspruch von der 

CDU/CSU) 

Ich möchte am Schluß ein paar Fragen an Pro-
fessor Carstens stellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich bitte zuerst um Ruhe. Dann frage ich den 
Herrn Bundeskanzler, ob er eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Barzel beantworten will.  

Schmidt, Bundeskanzler: Ich würde gern zu je-
der Zeit eine Frage des Kollegen Barzel beantwor-
ten; aber es ist leider so, daß der Herr Kollege 
Barzel nicht mehr für seine Fraktion spricht; das tut 
Herr Strauß, und auf den muß ich mich hier konzen-
trieren. Das tut auch Herr Carstens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Sie Verleumder! Sie 
sind ein übler Verleumder, Herr Bundes

-

kanzler! Goebbels sind Sie, ein übler Ver

-

leumder! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist ganz mieser Stil! — Sie soll

-

ten Propagandaminister werden!) 

Ich möchte diese Oppositionsführung wirklich fra-
gen, ob sie — — 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte um Ruhe! 

Schmidt, Bundeskanzler: Wer hier grobe Klötze 
setzt, der muß auch grobe Keile ertragen können! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Breid

-

bach [CDU/CSU] : Das ist Diffamierung! 
Ein mieser Stil! — Pieroth [CDU/CSU] : 
Goebbels! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Hier ist gestern von Herrn Strauß wörtlich ge-
sagt worden, daß an die Einlassung der Opposition 
in der Haushaltsrede andere Anforderungen zu 
stellen seien als an die Einbringungsrede des Bun-

desfinanzministers. So wohl wörtlich. Ich möchte 
gerne wissen, welche Anforderungen Sie selber an 
Ihre eigene Opposition stellen, was Sie eigentlich 
hier bieten wollen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Jedenfalls nicht so ver

-

leumden, wie Sie das tun! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Ich stelle Ihnen eine Reihe von Fragen, Herr 
C a r s t e n s. Werden wir jetzt von dem Professor 
Carstens wieder nur von dem Guillaume-Ausschuß 
hören oder was die „Wirtschaftswoche" das letzte 
Mal geschrieben hat oder der „Spiegel" oder „Die 
Welt", oder was die „Quick" geschrieben hat, oder 
was Sie Herbert Wehner andichten wollen, oder was 
Sie Willy Brandt andichten wollen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wird das jetzt das Manuskript Ihrer Rede sein? 
Oder, Herr Carstens, sind Sie in der Lage, auf 
Fragen zu antworten, die Sie bisher weder in auf-
geregten Zwischenrufen noch in der vorbereiteten 
Rede des Herrn Strauß oder des Herrn Althammer 
oder des Herrn Höcherl beantwortet haben? Da Sie 
den Zustand Europas so beklagen, was würde 
denn eine Regierung Carstens /Strauß eigentlich 
tun, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Direkte Wah

-

len zum Beispiel!) 

damit die wirtschaftliche Entwicklung in Italien 
und Dänemark und Irland und England ein bißchen 
der unseren angenähert würde? 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Was würde denn eine Regierung Carstens /Strauß 
wirklich auf dem Felde der Steuersenkung tun? 
Würden Sie jetzt eine Steuersenkung von 10 Mil-
liarden DM vornehmen, Herr Carstens? Oder haben 
Sie es nur so mal sagen lassen, damit das Publikum 
denkt, Sie würden es vielleicht machen? Würden 
Sie es tun, oder würden Sie es nicht tun? Ist denn 
das überhaupt ernst zu nehmen? Haben Sie im 
Ernst die Absicht, eine Regierung Carstens/ Strauß 
zu bilden? Das möchten wir auch ganz gerne ein-
mal wissen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Küm

-

mern Sie sich um Ihr Geschäft, nicht urn 
das der Opposition! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Wenn das so sein sollte, Herr Professor Carstens, 
was wäre denn Ihr konkretes Programm, wirt-
schaftlich, finanzwirtschaftlich, gesellschaftspoli-
tisch? Welche Reformen wollen Sie betreiben? 

(Seiters [CDU/CSU] : Tandem Schmidt

-

Wienand!) 

Ich fürchte allerdings, Herr Professor Carstens, 
daß es Ihnen schwerfallen wird. Sie haben sich auf 
diese Fragen nicht vorbereitet. Sie werden jetzt 
eine Polemik aus dem Handgelenk improvisieren 
müssen. 

(Lachen und lebhafte Zurufe bei der CDU/ 
CSU) 
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Bundeskanzler Schmidt 
Vergessen Sie dabei ein Zitat nicht, das ich Ihnen 
aus dem Munde des fünften vorlesen darf. Das 
hat Professor Biedenkopf vor ein paar Monaten 
einen Vortrag gehalten. Darin steht: 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Armes 
Deutschland, wenn die einmal die Mehr-
heit hätten! — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Kriegen die nie!) 

Für die Unionsparteien bietet die zu erwar-
tende wirtschaftliche Strukturveränderung die 
einmalige Chance, ein langfristiges wirtschafts-
politisches Konzept zu entwickeln, das eine 
echte und überzeugende Alternative zum 
Langzeitprogramm der SPD ist. 

Daran ist mehreres interessant, vor allen Dingen 
auch das Futurum, in dem er spricht. Sie wollen 
ein Programm entwickeln. Es ist offenbar noch 
nicht .da. Nun geht es aber noch sehr interessant 
weiter, Herr Carstens. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Sie waren ja zu 
voreilig!) 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Funcke) 

Ein solches wirtschaftspolitisches Kontrastpro-
gramm zum Programmentwurf der SPD hält Herr 
Professor Biedenkopf für um so notwendiger — und 
nun kommt es wörtlich —, als die CDU/CSU ja nicht 
versprechen könne, sie werde die Preise um 3 % 
senken, wenn sie an die Macht komme; wohl aber 
könne überzeugend dargelegt werden, daß man die 
Zeichen der Zeit besser verstehe. 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

Einer Ihrer zugegebenermaßen klügsten und auch 
fairsten Politiker stellt also fest, daß Sie das nicht 
können. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Sie haben verspro-
chen, auf Null zu gehen!) 

Er sagt allerdings draußen, daß Sie das nicht kön-
nen, was Sie hier im Parlament vortragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Drei, zwei, 
eins, null" !) 

Ich finde, Sie sollten dann in Ihrer Polemik etwas 
zurückstecken. Wenn Sie das nicht können, soll-
ten Sie unsererseits Polemik ertragen und sollten 
sich hierherstellen und dem Volk und uns sagen, 
was Sie wirklich machen wollen, und nicht nur 
sagen, alles, was die anderen tun, sei schlecht. Wir 
sagen auch nicht, es sei alles schlecht, was Sie 
denken. Wir erkennen an, daß Sie zu Plänen auf 
dem Felde der Vermögensbildung beigetragen ha-
ben. Wir erkennen an, daß Herr Professor Bieden-
kopf beiträgt. Wir erkennen an, daß viele hier bei-
tragen. Und es tut mir in der Seele weh, daß ich 
Herrn Barzel in dieser Schlußphase nicht habe ant-
worten wolle n. Er hat auch beigetragen, j a. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Bei dem Geschrei, das Sie jetzt erheben, wissen 
Sie doch selber, daß Sie einen guten Fraktions-
führer hergegeben haben und noch nicht genau 

sicher sind, was für einen Sie gekriegt haben, meine 
Damen und Herren. 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Professor Carstens. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Rede des 
Herrn Bundeskanzlers, die wir hier soeben gehört 
haben, bestärkt mich in meiner Absicht, meiner-
seits etwas weiter auszuholen und zu einigen etwas 
grundsätzlicheren Fragen Stellung zu nehmen, als 
dies der Bundeskanzler in seiner Aneinanderrei-
hung von einzelnen Episoden in seiner Rede getan 
hat. 

Es ist jedesmal wieder beeindruckend, Herr Bun-
deskanzler, mit welcher Lautstärke Sie einige Ihrer 
Argumente vorgetragen, und jedesmal, wenn Sie 
das tun, entgleisen Sie insofern, als Sie nicht mehr 
auf die Argumente eingehen, die die Opposition 
bringt, sondern andere Argumente bekämpfen, die 
die Opposition niemals gebracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eines aber muß ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, sa-
gen: Ihre Behauptung, die Opposition wünsche den 
wirtschaftlichen Niedergang dieses Landes, um dar-
aus politisches Kapital zu schlagen, ist eine unge-
heuerliche Verleumdung, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

die ich zurückweisen muß. Sie ist nicht nur eine 
ungeheuerliche Verleumdung, für die kein Sprecher 
der Opposition jemals auch nur andeutungsweise 
Anhalt geboten hat, sondern Sie wissen ebenso wie 
jeder intelligente Politiker in diesem Lande, daß, 
wenn unser Land im wirtschaftlichen Chaos stünde, 
keine Regierung — ganz einerlei, wer es sein 
würde — einen leichten und erstrebenswerten 
Stand haben würde. Deswegen muß ich Ihnen leider 
erneut vorwerfen, Herr Bundeskanzler, daß Sie vor 
den Mitteln unwürdiger Demagogie nicht zurück-
schrecken, um die Opposition zu verteufeln. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU — Zurufe von der SPD) 

Ich möchte, wie ich gesagt habe, weiter ausho-
len und mich mit der Politik des Bundeskanzlers 
etwas grundsätzlicher auseinandersetzen; mit der 
Politik des Bundeskanzlers, der nunmehr etwa 
vier Monate in seinem Amt ist. Der Bundeskanzler 
selbst sieht sich als einen aktiven, kämpferischen 
Politiker an, als einen Mann von Willenskraft und 
schnellen Entschlüssen und als einen Mann, der 
glaubt, auf alle Fragen und Probleme die richtige 
Antwort zu wissen. Bei näherem Zusehen stellt 
sich allerdings heraus, daß er innerhalb relativ 
kurzer Zeit auf die Fragen zu den gleichen Pro-
blemen genau entgegengesetzte Antworten gibt, 
und das mindert das Gewicht seiner Erklärungen in 
erheblichem Maße. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
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Dr. Carstens (Fehmarn) 
Ich möchte Sie, Herr Bundeskanzler, daran erin-
nern, daß es noch keine zwei Jahre her ist, als Sie 
sagten, 2 % Arbeitslosigkeit würden eine schwere 
Fehlentwicklung zur Folge haben und zu schwer-
sten innenpolitischen Verwerfungen führen. Heute 
sprechen Sie, wenn wir eine Arbeitslosenquote von 
2,3 % haben, davon, daß das strukturelle Anpas-
sungserscheinungen seien. Der Arbeitsminister 
stellt sich hier hin und sagt, die meisten Arbeits-
losen seien ohnehin Frauen. Ich weiß überhaupt 
nicht, was das mit diesem Problem zu tun haben 
soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und dann heißt es immer wieder, in Amerika sei 
die Zahl der Arbeitslosen wesentlich größer. Sie, 
Herr Bundeskanzler, betreiben eine systematische 
Verharmlosungspolitik gegenüber dieser wirt-
schaftspolitischen Erscheinung, die Sie selbst noch 
— ich messe Sie an Ihren eigenen Worten — vor 
zwei Jahren als ein schweres wirtschaftliches Übel 
bezeichnet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei verschweigen Sie, Herr Bundeskanzler, Ihren 
eigenen Anteil an dem Zustand, in dem wir uns 
befinden. Sie haben Inflation in diesem Lande ge-
schaffen! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und gewollt!) 

Ich habe nicht gesagt, die Opposition hat nie ge-
sagt — — 

(Mattick [SPD] : Das ist keine Demagogie?!) 

— Lassen Sie mich doch zu Ende reden; unterbrechen 
Sie mich doch nicht sofort! 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Das soll keine Dema-
gogie sein?) 

— Lassen Sie mich doch zu Ende reden, Herr Kollege 
Ehrenberg! Sie werden hören, was ich sage. Ich 
behaupte nicht, die Opposition behauptet nicht, 
daß die Regierung die alleinige Schuld und die 
alleinige Verantwortung für die Inflation trifft. Das 
ist das Argument, gegen das Sie dauernd polemisie-
ren, Herr Bundeskanzler. Damit schießen Sie ins 
Leere. Aber wir behaupten, daß die Regierung und 
speziell Sie, Herr Bundeskanzler, in Ihrer früheren 
Eigenschaft als Bundesminister der Finanzen einen 
erheblichen Anteil an dieser Entwicklung gehabt ha-
ben und daß Sie Inflation in diesem Lande mit her-
beigeführt haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Begründung verweise ich auf die aufgebläh-
ten Bundeshaushalte der zurückliegenden vier Jahre. 
In diesem Jahr wird uns ein Bundeshaushalt vorge-
legt, von dem die Regierung voller Stolz erklärt, er 
enthalte nur eine Steigerungsrate von 8,7 % . Ob das 
richtig ist oder nicht, lasse ich dahingestellt. Wir 
haben dagegen erhebliche Einwendungen. Unsere 
Berechnungen belaufen sich auf 13 % . Aber immer-
hin, die Regierung setzt den Maßstab 8,7 % und 
sagt doch damit ganz offensichtlich, daß eine solche 
Steigerungsrate von 8,7 %  nach ihrer Auffassung 
stabilitätsgerecht ist. Damit fällt aber doch die Re-
gierung, meine Damen und Herren, ein vernichten-

des Urteil über den Mann, der bis vor einigen Mo-
naten der Finanzminister der vorigen Regierung 
gewesen ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn die Haushalte, die in den Jahren seit 1971 
vorgelegt worden sind, enthalten Steigerungsraten 
von 13,1 %, 12,4 %, 10 % und 12 %. Den Versu-
chen der Opposition, diese Haushalte auf ein stabi-
litätsgerechteres Maß zu reduzieren, hat sich die 
Bundesregierung, wie wir uns alle noch deutlich 
erinnern, stets widersetzt. 

Der zweite Vorwurf, den wir der Regierung und 
speziell Ihnen, Herr Bundeskanzler, machen, ist der 
Vorwurf, daß Sie sich in den Tarifrunden — jetzt 
spreche ich von den Tarifrunden im öffentlichen 
Dienst — vor einem Jahr nicht an die Grundsätze 
gehalten haben, die Sie selbst verkündet hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute kritisieren Sie das, was Herr Krause angeb-
lich gesagt hat. Es wäre richtiger und der Wahr-
heit dienlicher gewesen, wenn Sie in diesem Zusam-
menhang den Herrn Kluncker erwähnt hätten 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

und das, was er vor einem Jahr nicht nur gesagt, 
sondern getan hat. 

Meine Damen und Herren! Ich will jetzt nicht auf 
die Frage eingehen, ob und in welchem Umfang die 
Bundesregierung Daten für die Tarifrunden setzen 
sollte. Das ist gestern lange und breit diskutiert wor-
den. Herr Minister Friderichs, Sie haben erklärt 
— und ich nehme Ihnen das selbstverständlich ab —, 
daß in einem Interview, das in der Zeitung „Bild" 
erschienen sei, ein Satz aufgenommen worden sei, der 
nicht von Ihnen autorisiert gewesen sei. Aber, Herr 
Minister Friderichs, ich glaube, Sie hätten dann 
doch wohl gut daran getan, zu erwähnen, daß Sie 
nach einem dpa-Bericht wenige Tage vorher gesagt 
haben: „Generell scheinen mir zweistellige Zu-
wachsraten im Jahr 1975 zu hoch gegriffen zu sein. 
Das gilt nicht nur für den Tarifbereich." Daraus 
schließe ich, daß, wenn auch in der „Bild"-Zeitung 
etwas gestanden haben mag, was Sie nicht gesagt 
haben, Sie an anderer Stelle diese Erklärung abge-
geben haben. 

Und auch Sie, Herr Minister Friderichs, bedienen 
sich der Taktik, die ja im politischen Kampf und in 
der politischen Auseinandersetzung naheliegt, indem 
auch Sie die Opposition mit Argumenten angreifen, 
die überhaupt nicht das treffen, was die Opposition 
fordert. Sie wenden sich in ihrer Rede mit großer 
Vehemenz dagegen, daß man jetzt ein Durchstarten 
verlangt, und richten sich mit Ihren Bemerkungen 
an die Opposition. In Wirklichkeit hat niemand von 
der Opposition im jetzigen Zeitpunkt ein Durch-
starten verlangt. 

(Bundeskanzler Schmidt: Sind Sie da ganz 
sicher?) 

Es wäre gut, wenn Sie das hinzugefügt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Carstens (Fehmarn) 

Ein anderes Beispiel für die Schnelligkeit, mit der 
der Bundeskanzler seine Antworten und seine An-
sichten zu bestimmten politischen Fragen ändert, ist 
ein Interview, das er in der Zeitung „Bild am Sonn-
tag" vor einem Jahr gegeben hat. Damals hat er 
gesagt: „Es ist vielleicht mal ganz gesund, wenn ein 
paar Unternehmen pleite gehen." Herr Bundeskanz-
ler, das müssen Sie sich vorhalten lassen, das sind 
Ihre Worte. Ich kenne kaum eine zynischere Be-
merkung zu diesem Thema. Denn es handelt sich ja 
nicht nur darum, daß die betroffenen Unternehmen 
pleite gehen, daß sie in Konkurs gehen oder daß sie 
insolvent werden oder wie immer Sie das nennen 
wollen, sondern es handelt sich darum, daß die 
Arbeitsplätze verlorengehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es handelt sich darum, daß die Gläubiger in Mit-
leidenschaft gezogen werden, Gläubiger, die nicht zu 
denen gehören, denen man nach Ihrer Auffassung, 
Herr Bundeskanzler, eine Pleite wünschen sollte. 
Allerdings hören wir jetzt plötzlich ganz andere 
Töne, jetzt hören wir schwere Besorgnisse über die 
Folgen der Herstatt-Pleite, Sorgen, die wir selbst-
verständlich voll und ganz teilen. Ich meine nur, 
daß dieses Land von seinem Regierungschef verlan-
gen kann, daß er nicht alle 12 oder 24 Monate seine 
Ansichten in solchen Fragen um 180 Grad dreht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann das letzte Beispiel. Dieses ominöse Wort 
aus dem Wahlkampf haben wir alle noch vor Augen: 
5 % Inflation sind besser als 5 % Arbeitslosigkeit." 

(Zuruf von der SPD: Eine olle Kamelle!) 

— Natürlich ist das eine olle Kamelle. Aber es ist 
ganz gut, wenn man sie zur Auffrischung Ihres Ge-
dächtnisses gelegentlich wiederholt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen, Herr Bundeskanzler, ob das denn nicht 
richtig sei: 5 % Inflation sind besser als 5 % Arbeits-
losigkeit. Das ist nicht der Punkt. Der Punkt ist doch, 
daß Sie zum damaligen Zeitpunkt die Meinung ver-
traten, etwas Inflation sei ganz gut und sei sogar 
à la longue das richtige Mittel, um die Arbeitsplätze 
zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das war der fundamentale Irrtum, dem Sie unter-
legen sind. Das war der Punkt, an dem Sie und wir 
in einem fundamentalen Gegensatz zueinander stan-
den. Es stünde Ihnen gut an, Herr Bundeskanzler, 
wenn Sie heute, wo Sie sagen, Inflation muß überall 
bekämpft werden, wo Sie auf Frau Noelle-Neumann 
hinweisen und sagen, daß ein großer Teil unserer 
Bevölkerung jetzt begriffen hat, daß man durch 
Inflation letzten Endes auch seine Arbeitsplätze ge-
fährdet, erklären würden: Ich habe mich in diesem 
Punkt geirrt. Ich muß Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
überhaupt sagen, die Auseinandersetzung mit Ihnen 
würde außerordentlich erleichtert werden, wenn Sie 
sich dazu durchringen könnten, den Mut oder die 
Ehrlichkeit — wie immer man das nennen will — zu 
haben und zu sagen: Jawohl, ich habe mich damals 
geirrt. Dann würden wir uns über diesen Punkt einig 

sein und könnten wir über viele Fragen wesentlich  
sachlicher diskutieren, als wenn Sie — so wie Sie 
das tun — jede Verantwortung für die Entwicklung 
abstreiten und auf die weltwirtschaftlichen Verwer-
fungen, auf die Steigerung der Rohölpreise, die 
sonstigen Rohstoffkosten usw. usw. hinweisen und 
jedes Mal verschweigen, welches Ihr Anteil an die-
ser Entwicklung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — van Delden 
[CDU/CSU] : Das ist Mittel zum Zweck!) 

Schließlich wird gesagt: Wir konnten ja nicht eher 
eine stabilitätskonforme Politik betreiben, weil wir 
die außenwirtschaftliche Flanke nicht gesichert hat-
ten. Das ist das Argument, das jetzt in zunehmen-
dem Maße — ich möchte sagen, im Quadrat mit der 
zeitlichen Entfernung zu den damaligen Ereignis-
sen — in die Debatte geworfen wird. Der Punkt ist 
doch, daß Sie glaubten, Sie brauchten Inflation, um 
die Arbeitsplätze zu sichern. Das ist doch ein Argu-
ment, das völlig neben der Sache liegt. Ich bin der 
Meinung, daß Sie, wenn Sie die Gefahr der Infla-
tion im richtigen Zeitpunkt wirklich erkannt hätten, 
auch Mittel und Wege gefunden hätten, die außen-
wirtschaftliche Flanke abzusichern. Dies haben Sie 
gar nicht versucht, sondern Sie haben gewartet, bis 
die außenwirtschaftliche Entwicklung ohnehin so 
lief, daß Sie floaten konnten und damit dieses Argu-
ment jetzt in die Debatte werfen können. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Als 
Schiller das machen wollte, hat Herr 

Schmidt ihn rausgekämmt!) 

— In der Tat, ich danke. Als Herr Schiller dies 
machen wollte, hat der damalige Finanzminister 
Schmidt einen Kampf gegen ihn eröffnet, der zum 
Rücktritt des Herrn Schiller geführt hat. 

(Bundeskanzler Schmidt: Sie waren damals 
noch nicht im Parlament, sonst würden 

Sie  —) 

— Nein, ich stütze mich auf Herrn Müller-Her-
mann, der ja, Herr Bundeskanzler, damals im Par-
lament war und der das ja auch offenbar weiß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) — Bundeskanz

-

ler Schmidt: Bloß, Herr Carstens, daß ich 
damals wirklich nicht Finanzminister ge

-

wesen bin! — Zurufe von der SPD) 

— Was immer Sie gewesen sein mögen, Herr Bun-
deskanzler, Sie haben die Rolle gespielt, die Herr 
Müller-Hermann hier zu Recht umschrieben hat und 
die ich aufgenommen habe. 

Meine Damen und Herren, es wird immer gesagt, 
wir malten schwarz in schwarz, wenn wir die Fol-
gen der Inflation schildern. Ja, was sollen wir denn 
tun? Erwartet die Regierung von uns, daß wir sagen: 
7 % Inflation sind eine großartige Sache, laßt uns 
damit möglichst lange leben und zufrieden sein!? 
Wir müssen doch darauf hinweisen, welche ver-
heerenden Folgen diese Inflation nicht nur auf dem 
Sektor der Sicherung der Arbeitsplätze, sondern 
auch in Bereichen hat, von denen hier in diesen 
Tagen wenig gesprochen wird, auf die ich aber doch 
eingehen möchte, z. B. beim Verteidigungshaushalt. 
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Er steigt, wenn man die Personalkosten abzieht, im 
Jahre 1975 —  

(Zuruf von der SPD: Das kann man doch 
gar nicht!) 

— Natürlich, ich muß doch feststellen, welches die 
reale Steigerung der Verteidigungsanstrengungen 
ist! Da kann ich doch nicht die erhöhten Gehälter 
von vornherein als reale Steigerung unserer Ver-
teidigungsanstrengungen ansehen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Der Verteidigungshaushalt steigt nach Abzug der 
Personalkosten um 3,6 %. Das ist die Hälfte der zu 
erwartenden Inflationsrate. Das bedeutet also, daß 
er real sinkt, und dies, meine Damen und Herren, 
in einer Lage, in der es mit der Verteidigung der 
freien Länder Europas nicht zum besten aussieht. — 
Herr  Kollege Gansel, Sie lachen. Ich finde das gar 
nicht lächerlich. Ich finde es in hohem Maße traurig, 
daß das so ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Denn  es si eht auf der anderen Seite , bei unseren 
östlichen Partnern, Gegenspielern — wie immer Sie 
sie nennen wollen —, ganz anders aus. Die Sowjet-
union rüstet systematisch weiter und betreibt eine 
Rüstungspolitik, die uns allen, soweit wir über diese 
Dinge überhaupt nachdenken, zu schaffen macht und 
uns große Sorge bereitet. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege -- 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Ich möchte 
diesen Gedanken zu Ende führen; ich bin gleich 
fertig. — Ich sage ja nicht — und ich will in keiner 
Weise hiermit den Eindruck erwecken — daß ich 
annähme, daß die Sowjetunion mit ihren gestei-
gerten militärischen Kräften einen Angriff auf unser 
Land oder andere westliche Länder vom Zaun bre-
chen würde. Aber es kann doch niemand seine 
Augen vor der Tatsache verschließen, daß militäri-
sches Potential ein Element in der Kräftegleichung 
der Welt ist. Und wenn auf der einen Seite das 
militärische Potential ständig steigt und auf der 
anderen Seite sinkt, wie es leider — wie ich dar-
gelegt habe — hier der Fall ist — und ich gebe zu: 
in anderen westeuropäischen Ländern noch mehr —, 
dann eröffnet das die Möglichkeit eines politischen 
Druckes, der uns mit Sorge erfüllt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Berk-
han? 

Berkhan (SPD) : Herr Kollege Professor Carstens, 
darf ich aus Ihrer Rede entnehmen, daß Ihre Frak-
tion beantragen wird, den Einzelplan 14 zu erhöhen, 
und würden Sie dann bitte dem Haus darlegen, wo 
Abstriche gemacht werden sollen? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Berkhan, auch Sie gehören — wenn ich auch 
zugebe, daß das bei Ihnen seltener ist als bei Ihren 
Kollegen — zu denjenigen, die in eine Richtung 
argumentieren, die ich nicht bezogen habe. Ich habe 
nicht von einer Erhöhung des Verteidigungshaus-
halts gesprochen, 

(Zurufe von der SPD) 

sondern ich habe festgestellt, daß die Inflation nicht 
nur auf dem Sektor der Arbeitsplätze, nicht nur bei 
den Sparern und allen möglichen anderen Bevölke-
rungsgruppen Rückwirkungen, Rückschläge und 
Schäden verursacht, sondern auch im Verteidigungs-
haushalt. Ich möchte annehmen, Herr Kollege Berk-
han, daß wir in diesem Punkte miteinander überein-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ein weiteres Opfer der 
Inflation ist der gesamte Bereich der sozialen Siche-
rung unserer Bürger. Von den sozialdemokratischen 
Rednern wird im Hause und außerhalb dieses Hau-
ses stets mit großem Nachdruck auf die Verbesse-
rung der sozialen Sicherung hingewiesen. Dies wird 
regelmäßig als ein Verdienst der Sozialdemokrati-
schen Partei in Anspruch genommen, was falsch ist. 
Wir alle wissen, welchen entscheidenden Anteil die 
CDU/CSU-Fraktion zum Beispiel bei der Renten-
anpassung geleistet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber lassen Sie uns doch einmal ganz ruhig, nüch-
tern und sachlich feststellen, welche Wirkungen die 
Inflation für den sozialen Bereich hat. Die durch die 
Steuerreform vom 1. Januar 1975 ab wirksam wer-
denden Steuerentlastungen werden zu einem erheb-
lichen Teil durch Beitragserhöhungen in der Sozial-
versicherung aufgezehrt werden. Es drohen Bei-
tragserhöhungen in der Sozial- und Krankenver-
sicherung und in der Arbeitslosenversicherung. Da-
bei ist noch nicht einmal sichergestellt, daß diese 
Mehrbelastung ausreichen wird, um das Finanzie-
rungsproblem der Bundesanstalt für Arbeit im näch-
sten Jahr zu lösen. Auch die Bezieher von Sozial-
einkommen — die Rentner, Kriegsopfer, Lastenaus-
gleichsrentner — sind durch die inflationäre Ent-
wicklung schwer betroffen. Den Rentnern werden 
mehr als zwei Drittel der Rentenerhöhungen durch 
die Preissteigerung wieder weggenommen. Nur die 
von der CDU/CSU durchgesetzte halbjährige Vor-
ziehung der Rentenanpassung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gegen den Wil

-

len der SPD!) 

— gegen den Willen der SPD; so ist es — hat 
sicherstellen können, daß den Rentnern in den letz-
ten Jahren ein geringer Teil des Produktivitätszu-
wachses zugute gekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei diesen Gruppen wirkt sich zusätzlich noch 
verschärfend aus, daß die nominellen Einkommens-
steigerungen vielfach zu erheblichen Kürzungen in 
anderen Bereichen, bei einkommensabhängigen Lei-
stungen der öffentlichen Hand, führen, wie z. B. 
beim Wohngeld oder bei der Ausbildungsförderung. 
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Besonders betroffen von der Wirtschaftspolitik 
und der Inflation sind die kinderreichen Familien. 
Das jahrelange Stagnieren des Familienlastenaus-
gleichs wird durch die Neuordnung vom 1. Januar 
1975 ab nicht ausgeglichen. Der Verzicht auf die 
Anpassung der Leistungen an die wirtschaftliche 
Entwicklung wird auch bei dem neuen Leistungs-
system schnell zu einem weiteren Absinken der 
Kaufkraft kinderreicher Familien führen. Infolge-
dessen müssen wir, ungeachtet gewisser Entlastun-
gen, die die Neuregelung des Kindergeldes bringt, 
die kinderreichen Familien wegen der Inflation wei-
terhin als einen Teil unserer Bevölkerung im Auge 
behalten, dem unsere besondere Obhut und dem 
unsere besondere Aufmerksamkeit gelten muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Betroffen sind die Sparer, insbesondere die älte-
ren Mitbürger, die zeit ihres Lebens Geld zurück-
gelegt haben in der Hoffnung, davon ihren Lebens-
abend bestreiten zu können, und die heute vielfach 
über weniger verfügen als die Sozialhilfeempfän-
ger. Ältere Menschen — dies sind Beispiele, die 
wahrscheinlich jedem von uns vor Augen stehen —, 
die ihr Leben lang gearbeitet haben und in Alters-
heimen wohnen, sind in zunehmender Zahl nicht 
mehr in der Lage, die Kosten für die Unterbringung 
aus ihrem Renteneinkommen zu bestreiten. 

Meine Damen und Herren, wenn wir dies alles 
sagen, malen wir doch nicht schwarz in schwarz, 
sondern wir tun nichts weiter als unsere Pflicht, 
und ich meine, es wäre auch die Pflicht der Regie-
rung, den betroffenen Bevölkerungsgruppen zu sa-
gen: Wir sehen eure Sorgen, wir kennen eure Sor-
gen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zu diesem Thema noch 
ein weiterer Punkt: Es kommt immer die Argumen-
tation — auch der Bundeskanzler hat sie gebracht, 
der Finanzminister und der Wirtschaftsminister ha-
ben sie gestern gebracht —: In den anderen Ländern 
ist die Inflation noch höher als bei uns. Meine Da-
men und Herren, das ist ein ganz schlechtes Argu-
ment. Erstens weise ich darauf hin — und hier 
nehme ich eine Kontroverse mit den Herren Fride-
richs, Graf Lambsdorff und Ehrenberg, den ich lei-
der nicht sehe, aus einer der früheren Sitzungen 
wieder auf—: Es war in den Jahren, in denen die 
Bundeskanzler Adenauer, Erhard und Kiesinger in 
diesem Lande regierten, so, daß die Bundesrepublik 
Deutschland am Ende der Inflationsskala der west-
lichen Länder stand. Ich habe mir die Zahlen aus 
den vom Wirtschaftsministerium veröffentlichten 
statistischen Mitteilungen für das Jahr 1969 heraus-
gesucht. Daraus geht hervor, daß der Verbraucher-
preisindex von 1950 bis 1969 — also gerade die 
Zeit, über die ich soeben gesprochen habe — in die-
sen Ländern wie folgt gestiegen ist: in Spanien um 
186 %, in Japan um 142 %, in Finnland um 155 %, 
in Italien um 102 %, in Schweden um 120 %, in 
Österreich um 115 %, in Norwegen um 155 %, in 
Großbritannien um 110 %, in Frankreich um 149 %, 
in den Niederlanden um 100 %. Nun kommen vier 
Länder, die weit unter der Steigerungsrate von 
100 % liegen: In der Schweiz sind es 54 %, in Bel-

gien 57 %, in der Bundesrepublik Deutschland 52 % 
und in den USA 51 %. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Deutlicher kann doch wohl nicht dargelegt werden, 
daß die Tatsache, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land am Ende der inflationären Entwicklung steht, 
nicht ein Verdienst dieser Regierung ist, sondern 
daß dies das Erbe ist, welches sie von den vorange-
henden Regierungen übernommen hat, nur mit dem 
Unterschied, daß damals die durchschnittliche Preis-
steigerungsrate unter 2 % lag und jetzt bei 7 %. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, greife ich 
jetzt das auf, was Herr Kollege Strauß gestern in 
wesentlich plastischeren Bildern gesagt hat. 

(Zuruf von der FDP) 

Daß in anderen Ländern die Preissteigerungs- und 
Inflationsraten höher sind, entschuldigt doch nicht 
die hier begangenen Fehler und Versäumnisse. Das 
ist doch ein Argument, was gegenüber dem von 
uns erhobenen Vorwurf vollkommen neben der 
Sache liegt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Graf Lambsdorff hat gestern auf Grund eines Ar-
tikels des „Handelsblattes" — wobei ich ausdrück-
lich sagen muß, daß er diesen Artikel des ,,Handels-
blattes" richtig wiedergegeben hat — Dinge vorge-
tragen, die sachlich falsch sind. Vielleicht kann ich 
das bei dieser Gelegenheit richtigstellen. Es trifft 
nicht zu, daß sich der Diskussionskreis Mittelstand 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für die Regle-
mentierung des Wettbewerbs zwischen mittelstän-
dischen und Großunternehmen im Sinne des fran-
zösischen Gesetzes Royer ausgesprochen hat, noch 
viel weniger hat dies die Fraktion der CDU/CSU 
getan, und noch viel weniger habe ich es in dem von 
Graf Lambsdorff zitierten einleitenden Grußwort, 
welches ich zu einem Bericht des Kreises geschrie-
ben habe, getan. 

Ich darf die beiden Sätze, um die es sich hier han-
delt der Ordnung halber und für das Protokoll ver

-

lesen. Sie lauten: 

Der Bericht des Diskussionskreises Mittelstand 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion verdeutlicht, 
daß die Probleme des Mittelstandes aufgegrif-
fen wurden und zu vielfachen parlamentarischen 
Initiativen geführt haben. Damit hat der Dis-
kussionskreis zugleich auch das Recht auf Frei-
heit verteidigt und die Chance des Aufstiegs 
gefördert, die allein die Marktwirtschaft bietet. 

Meine Erklärungen und meine Ausführungen be-
ziehen sich also eindeutig und zweifelsfrei auf 
diejenigen Initiativen des Arbeitskreises, die die 
Fraktion aufgegriffen hat. Ich bedauere, Graf 
Lambsdorff, daß Sie sich nicht die Mühe gemacht 
haben, den Bericht der Mittelstandsdiskussions-
gruppe, auf den das „Handelsblatt" Bezug nimmt, 
selbst anzusehen. Dann hätten Sie es sich erspa-
ren können, hier einen Blindgänger abzufeuern, 
dessen Rauch nun, wie ich meine, in Ihrem Lager 
steht. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Bitte sehr, 
Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Professor Car-
stens, darf ich erstens darauf hinweisen, daß ich 
bereits — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage! — Nur 
fragen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich habe eben die Frage formuliert, ob ich dar-
auf hinweisen darf, — — 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

— Offensichtlich scheint die deutsche Grammatik 
schwierig zu sein. Wenn das Prädikat an erster 
Stelle steht, ist das die Einleitung einer Frage. 

Herr Professor Carstens, darf ich darauf hinwei-
sen, daß ich bereits zwei Tage nach der Veröffent-
lichung im „Handelsblatt" öffentlich — das Exem-
plar habe ich Ihnen gestern gezeigt — Ihre Stel-
lungnahme kritisiert habe, ohne daß in sechs Wo-
chen darauf eine Antwort erfolgt wäre, und darf 
ich Sie zum zweiten fragen, ob Sie ernsthaft demen-
tieren wollen, daß die Mittelstandsvereinigung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion sich für die Einfüh-
rung dieser französischen Vorschrift des Loi Royer 
mit der Begrenzung von Verkaufsflächen in der 
Bundesrepublik einverstanden erklärt hat? Und darf 
ich drittens darauf aufmerksam machen, daß der 
von Ihnen als Blindgänger zitierte Torpedo, der 
gestern losgelassen worden ist, offensichtlich doch 
— wenn nicht mittschiffs, so vielleicht doch jeden-
falls im Vorderschiff — getroffen hat? 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
bei der SPD) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Graf Lambsdorff, wenn Sie glauben, daß jede 
falsche Äußerung von Ihnen — wobei ich Ihre sub-
jektive Gutgläubigkeit jetzt nicht in Zweifel 
ziehe —, die von dem angegriffenen Kollegen rich-
tiggestellt wird, ein Treffer im Vorderschiff oder 
mittschiffs ist, dann haben Sie andere Vorstellun-
gen über das Funktionieren der Marine, als ich sie 
habe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Dr. Ehrenberg [SPD]: Kann man erken-

nen, wo bei Ihnen mittschiffs ist?) 

Zweitens: Der Diskussionskreis Mittelstand — ich 
möchte das noch einmal unterstreichen — hat sich 
mit diesem französischen Lex Royer nicht identi-
fiziert. Das geht auch aus dem Bericht — ich werde 
ihn Ihnen gern zuleiten; wenn Sie die Güte haben, 
sich ihn genauer anzusehen — nicht hervor. 

Und drittens: Es tut mir unendlich leid, Herr Kol-
lege Lambsdorff: Ich habe die öffentliche Verlaut-
barung, auf die Sie hingewiesen haben und die Sie 
mir gestern auch gezeigt haben, leider nicht gelesen. 
Ich bemühe mich, alles zu lesen, was von den hoch-

geschätzten Fraktionen der Koalition veröffent-
licht wird. Aber Sie geben zu: Es ist manchmal so 
viel, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So widersprüch

-

lich!) 

daß es fast unmöglich ist, diesem Wunsch nachzu-
kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So wichtig ist der 
Lambsdorff gar nicht!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich wieder 
dem Bundeskanzler zuwenden als dem Mann — wie 
ich gesagt habe —, der glaubt, auf alle Fragen sofort 
die richtige Antwort zu wissen. Allerdings muß ich 
sagen, ändert sich der Inhalt dieser Antworten 
schnell. Das habe ich dargelegt. Es gibt aber ein 
wichtiges Problem, auf das der Bundeskanzler uns 
bisher die Antwort überhaupt schuldig bleibt, und 
das ist die Frage der Beschäftigung von Radikalen im 
öffentlichen Dienst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist eine ernste Frage, eine Frage, zu der die 
Regierung Stellung nehmen muß, ob ihr das bequem 
ist oder nicht. Aber die Regierung weicht immer 
aus,  aus Gründen, die man leicht erkennen kann. 
Die beiden Regierungskoalitionsparteien sind in die-
ser Frage gespalten. Die nordrhein-westfälische SPD 
ist für die Einstellung von DKP-Mitgliedern in den 
Staatsdienst, die hamburgische SPD ist dagegen. 
Bei der FDP liegt es genau umgekehrt, wobei ich mit 
Staunen festgestellt habe, daß die hamburgische FDP 
die Mitglieder der DKP zu den kritischen Demo-
kraten rechnet. Dies dürfte eine Verkennung, eine 
grundlegende Verkennung des wirklichen Sachver-
halts sein. Ich möchte daran erinnern — ich will die 
Debatte über die Radikalen hier nicht vertiefen —, 
daß in dem Programm der DKP gesagt wird, die DDR 
müsse das Vorbild für die Bundesrepublik Deutsch-
land sein. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wer etwas Derartiges sagt, der ist kein Demokrat 
und schon gar kein kritischer Demokrat, und der 
sollte in diesem Land nicht Beamter werden. Das 
allerdings ist unsere Auffassung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wäre sehr gut, Herr Bundeskanzler, wenn Sie 
sich zu einer ähnlichen Erklärung, mit der Sie viel-
leicht innerlich sympathisieren, durchringen würden. 
Die deutsche Öffentlichkeit hat einen Anspruch 
darauf zu wissen, was die Regierung dieses Landes 
zu dieser Frage denkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler nimmt für sich in An-
spruch — er hat das auch heute wieder deutlich zu 
machen versucht —, die Interessen unseres Landes 
nach außen entschieden und wirksam zu vertreten. 
Aber, Herr Bundeskanzler, ich meine, Ihnen fehlt 
bisher doch noch jedes Gefühl dafür, was Millionen 
Bürger unseres Landes von ihrer Regierung erwar-
ten, daß sie nämlich den Blick über die Auseinander-
setzung der Tagespolitik hinaushebt und deutlich 
macht, was für uns die Einheit der deutschen Nation 
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bedeutet. Für den Bundeskanzler ist das Philoso-
phie, und ich verstehe ihn so, daß das etwas ist, was 
den praktischen Politiker nicht zu beschäftigen 
braucht. So ist es sicherlich zu erklären, daß wir in 

,der Regierungserklärung — wir haben das damals 
erklärt — zu dieser Frage nichts hörten. Am  17. Juni 
gab der Bundesminister für innerdeutsche Beziehun-
gen eine Erklärung ab, die ich auch nur mit Beküm-
mernis gelesen habe. Das Wort und der Begriff des 
Selbstbestimmungsrechts der Nation kam darin 
nicht vor. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Weiterhin bestehen Bestrebungen, den 17. Juni als 
gesetzlichen Feiertag abzuschaffen, und vor wenigen 
Tagen ist der Forschungsbeirat für Wiedervereini-
gung beim Bundesministerium für innerdeutsche Be-
ziehungen aufgelöst worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen und wir 
können nicht jeden Tag unser Bekenntnis zur Ein-
heit der Nation erneuern. Aber wir sollten es we-
nigstens in den grundlegenden Regierungserklärun-
gen, die alle zwei oder vier Jahre abgegeben wer-
den, und wir sollten es wenigstens am 17. Juni jeden 
Jahres tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn wir dürfen den Eindruck nicht aufkommen las-
sen, als ob dieses Thema für uns abgeschlossen sei, 
und wir dürfen es nicht der chinesischen und ande-
ren Regierungen überlassen, uns daran zu erinnern, 
daß es hier zwar zwei deutsche Staaten, aber weiter-
hin eine Nation gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich muß Ihnen auch vorhal-
ten, daß Sie die Berliner Interessen in der kurzen 
Zeit, in der Sie amtieren, nicht ausreichend wahr-
genommen haben. Ich will jetzt nicht davon spre-
chen, daß die beiden Koalitionsfraktionen nicht zu 
Fraktionssitzungen nach Berlin gehen. Ich bedaure 
dies sehr. Ich glaube allerdings die Lage richtig zu 
sehen, daß, solange der Kollege Wehner die SPD-
Fraktion leitet, die Chance, daß dies geschehen 
könnte, wohl ziemlich gering ist. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Der Finanzminister hat hier gestern mit Genug-
tuung darauf hingewiesen, daß wir die Berlin-Hilfe 
erhöhen und daß das ein Ausdruck der Verbunden-
heit zwischen dem Bund und Berlin sei. Ich unter-
stütze das, ich begrüße das. Aber glauben Sie mir, 
für die Verbindung Berlins mit dem Bund sind Men-
schen noch wichtiger als Geld. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, Herr Bundeskanzler, was ich Ihnen vor-
werfe, ist die sehr unglückliche Behandlung des 
Komplexes der Errichtung des Umweltbundesamtes 
in Berlin. Seit Jahr und Tag — das fällt zum Teil 
noch in die Amtszeit Ihres Vorgängers — wußte die 
Bundesregierung, daß sie ein solches Amt errichten 
wollte. Sie wußte auch, darüber war ja von Anfang 
gar kein Zweifel —, daß Sowjetunion und DDR die-
sen Plan mißbilligten. Aber wieder rollte der Ter-

minkalender im Verhältnis zur DDR ab, ohne daß 
auf dieses Ereignis überhaupt in irgendeiner Weise 
Rücksicht genommen wurde. Sie traten beide in die 
Vereinten Nationen ein, die gegenseitigen Vertre-
tungen wurden errichtet und ausgetauscht, anstatt 
daß irgend jemand einmal auf den Gedanken ge-
kommen wäre, die Errichtung des Umweltbundes-
amtes in Berlin zu vollziehen und dann die weiteren 
Schritte zu tun. 

Meine Damen und Herren, ich möchte das mit 
großem Nachdruck unterstreichen, weil das auch zu 
den demagogischen Entstellungen der Position der 
Opposition gehört: Ich rede hier in keiner Weise 
einer militanten Politik gegenüber irgendeinem ost-
europäischen Staat oder gegenüber der DDR das 
Wort. Aber ich bin der Meinung, daß wir, die Deut-
schen in der Bundesrepublik Deutschland, unsere 
Interessen — es sind weitgehend die Interessen aller 
Deutschen — mit Ruhe, Festigkeit und Sicherheit 
und mit einer gewissen Konsequenz vertreten 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es werden so gern Ausflüge in die Vergangen-
heit und in die 50er Jahre gemacht. Lassen Sie auch 
mich einmal auf die 50er Jahre zurückblicken. Im 
Jahre 1955 nahm Konrad Adenauer diplomatische 
Beziehungen mit der Sowjetunion auf. Es war ein 
folgenreicher Schritt; wenn Sie so wollen, ein erster 
Schritt der Entspannung, dem dann allerdings 
eine Reihe von Jahren keine weiteren folgten; im-
merhin ein Signal. Er machte die Aufnahme der 
Beziehungen davon abhängig, daß die Sowjetunion 
10 000 deutsche Kriegsgefangene freiließ, die sie 
damals noch zurückhielt. Er blieb in dieser Frage 
fest. Es kam zu sehr unangenehmen Auftritten. Die-
jenigen, die dabei waren, sagen, es sei Adenauers 
größte Stunde gewesen, wie er in der Auseinander-
setzung mit seinen sowjetischen Partnern stand und 
am Schluß mit aller Ruhe sagte: „Meine Herren, 
wenn Sie das nicht wollen, dann fliege ich morgen 
nach Bonn zurück." Das Ergebnis war, daß die 
10 000 Kriegsgefangenen freigelassen wurden, und 
viele davon leben noch unter uns. 

Sehen Sie, das ist es, was ich meine, wenn ich 
sage: ich halte es für notwendig, daß wir die Inter-
essen, die wir zu vertreten haben, nicht militant, 
nicht aggressiv, aber mit Ruhe, Sachlichkeit und 
Festigkeit auch gegenüber den östlichen Partnern 
und vor allem auch gegenüber der DDR vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann gibt es in dieser Beziehung ein sehr unan-
genehmes Zwischenspiel; das muß ich sagen. In 
einem Bericht der „Wirtschaftswoche" vom 26. Juli 
1974 schreibt unser Kollege Conrad Ahlers — ich 
zitiere ihn wörtlich —: 

Dann kam jemand auf die Idee, daß die West-
mächte eigentlich der Bundesregierung aus der 
Klemme helfen sollten. Sie wurden gebeten, 
einfach von sich aus auf Grund ihrer überge-
ordneten Verantwortung für West-Berlin die 
Errichtung des Bundesamtes zu untersagen. 
Aber der Westen machte dieses Spiel nicht mit. 
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Dazu äußerte sich am folgenden Tage der Regie-

rungssprecher Bölling nach dpa wie folgt: Es treffe 
nicht zu, daß Helmut Schmidt in dieser Frage die 

 Alliierten habe nach vorn schicken wollen — das 
hatte Ahlers gar nicht behauptet! —, er glaube auch 
nicht, daß die Regierung jetzt zu solchen Spekula-
tionen Stellung nehmen solle. Der Kanzler habe bei 
seiner Amtsübernahme bestimmte Fakten vorgefun-
den. Natürlich seien zu einem früheren Zeitpunkt 
verschiedene Faktoren und Argumente erörtert 
worden, dann aber habe die Regierung ihre Posi-
tion bezogen. Diese klare Haltung sei dann auch 
durchgesetzt worden. 

Meine Damen und Herren, wenn ich von Demen-
tis etwas verstehe, dann ist dieses Dementi eine 
Bestätigung der Meldung, die Ahlers gebracht hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun sagte der Bundesaußenminister — das will 
ich nicht verschweigen — in der gestrigen Sitzung 
zu diesem Thema: 

Namens der Bundesregierung stelle ich fest: Die 
Bundesregierung hat es zu keiner Zeit unter-
nommen oder auch nur daran gedacht es zu 
unternehmen, die Alliierten zu veranlassen, 
Einspruch gegen die Errichtung des Umwelt-
bundesamtes in Berlin zu erheben. 

Wir nehmen diese Erklärung zur Kenntnis, obwohl 
mir, offen gesagt, nicht ganz klar ist, wie die Bun-
desregierung es anstellt, wenn sie nicht denkt. Es 
ist schon ziemlich schwer, sich vorzustellen, wie die 
Bundesregierung denkt; 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

aber wie sie es anfängt, wenn sie nicht denkt, das 
sehe ich nicht ganz. Diese Frage bleibt, ich muß es 
leider sagen, ungeklärt. 

Aber was beunruhigender ist, ist die Tatsache, 
daß der Bundeskanzler sich dann kurz danach öffent-
lich von dem Gedanken distanzierte, eine deutsche 
Nationalstiftung in Berlin zu errichten. Er nannte 
dies: „einen weiteren Streitfall in die Welt setzen". 
Sehen Sie, Herr Bundeskanzler: dies ist genau das, 
was ich meine, wenn ich soeben an das Jahr 1955 
erinnert habe. So kann man keine Politik im Inter-
esse unseres Landes machen; 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

dies ist genau die Argumentation der anderen Seite. 
Wir setzen keine Streitfälle in die Welt, wenn wir 
Dinge tun, die nach dem Viermächteabkommen, je-
denfalls so wie die Bundesregierung es uns gegen-
über bisher stets interpretiert hat, durchaus zulässig 
sind. Diese Art von Argumentation ist nach meiner 
Auffassung für die deutsche Seite schädlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte — Sie haben mich dazu aufgefordert — 
auch einiges Kritische, Herr Bundeskanzler, zu Ihrer 
Europapolitik sagen. Ich beanstande, ich kritisiere 
ja nicht, daß Sie sich mit dem französischen Staats-
präsidenten zunächst allein und dann mit den ande-
ren Staats- und Regierungschefs zum Abendessen 
treffen. Ich bin der Letzte, der die Nützlichkeit sol-

cher Abendessen in Zweifel ziehen würde. Nur dür-
fen Sie nicht glauben, Herr Bundeskanzler, daß das 
Ersatz für Europapolitik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem dürfen Sie nicht glauben, daß — jetzt 
methodisch gesprochen — diese Art von rein inter-
gouvernementaler Zusammenarbeit auf die Dauer 
von Erfolg gekrönt sein wird. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Damit, Herr Bundeskanzler, fallen Sie nicht in die 
fünfziger, sondern in die vierziger Jahre dieses 
Jahrhunderts zurück, als WEU, Europarat und OEEC 
gegründet wurden. Schon zu Beginn der fünfziger 
Jahre erkannten die führenden Europäer der dama-
ligen Epoche, daß auf diesem rein intergouvernemen-
talen Weg das erstrebte Ziel der europäischen Eini-
gung nicht zu erreichen sein würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen bedaure ich es außerordentlich, Herr 
Bundeskanzler, daß Sie sich so abfällig und gering-
schätzig über die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften äußern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
mag manches vorschlagen, was aus unserer Sicht, 
aus der Sicht der Regierung — und da wird die 
Opposition in einigen Fällen der gleichen Meinung 
sein — nicht zweckmäßig ist. Die Kommission der 
EWG mag einen zu großen Apparat haben; dann 
wäre es Ihre Aufgabe, Herr Bundeskanzler, dafür 
einzutreten, daß dieser Apparat entsprechend redu-
ziert wird. Aber Sie dürfen dabei nicht verkennen, 
daß in der gegenwärtigen Lage, in der wir uns 
befinden, die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften neben dem Parlament das einzige Ge-
meinschaftsorgan ist, über das Europa verfügt, das 
einzige Organ, welches die Interessen der Gesamt-
heit der europäischen Länder repräsentiert, und die 
Bundesregierung wäre gut beraten, wenn sie mit der 
Europäischen Kommission Verbindung halten und 
sie in ihrer schweren Arbeit unterstützen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich befinde mich hier in vollem Einklang mit dem, 
was das Mitglied der Europäischen Kommission, 
Herr Haferkamp, vor kurzem ausgeführt hat. Man 
muß sich überhaupt fragen, ob es noch irgendeine 
Art von Kontakt zwischen den beiden deutschen 
Mitgliedern der Europäischen Kommission und der 
Bundesregierung gibt, wie es ganz natürlicherweise 
Kontakte zwischen den anderen Mitgliedern der 
Kommission und ihren jeweiligen Heimatstaaten und 
Regierungen gibt. 

Der Bundeskanzler, meine Damen und Herren, 
nimmt weiter für sich in Anspruch, seine Politik 
offen und klar in der Öffentlichkeit zu vertreten. 
Aber auch diesem hohen Anspruch wird er in kei-
ner Weise gerecht. Im Falle des Italien-Kredits 
wurde die Öffentlichkeit falsch informiert. Und das 
ist es, was wir Ihnen vorwerfen, Herr Bundes-
kanzler, nicht daß Sie der Kreditgewährung schließ-
lich zugestimmt haben,  die  wohl im übrigen — wenn 
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ich das richtig sehe — im wesentlichen von den 
beiden Notenbanken vereinbart worden war. 

Sie sagen, der Regierungssprecher darf nie etwas 
Falsches sagen; dem stimme ich zu. Nur bin ich der 
Meinung, daß der Sprecher die Öffentlichkeit wo-
chenlang falsch informiert hat — vielleicht subjektiv 
gutgläubig; ich tadele nicht den Sprecher, sondern 
ich kritisiere die Bundesregierung —, indem er in ihr 
den Eindruck erweckte, daß irgendwelche bilatera-
len Hilfen der Bundesrepublik an Italien nicht in 
Frage kämen, sondern daß alles nur im Wege einer 
Gemeinschaftslösung gemacht werden würde. 

Herr Bundeskanzler, zum Thema Informations-
politik: Ich glaube, nicht nur wir — die CDU/CSU- 
Fraktion —, sondern die Öffentlichkeit in der Bun-
desrepublik insgesamt würde gern mehr über das 
wissen und erfahren, was Sie in Paris besprochen 
haben. Wenn Sie es nicht für zweckmäßig halten, 
die Opposition zu unterrichten, dann verstoßen Sie 
damit gegen Grundsätze, die die von der CDU/ 
CSU geführten Regierungen 20 Jahre lang prakti-
ziert haben. Aber das ist Ihre Sache. 

(Widerspruch bei der SPD) 

- Ja, das ist so gewesen! In Fragen der Europa-
politik ist die damalige Opposition regelmäßig von 
der damaligen Regierung unterrichtet worden. Ich 
weiß das zufällig genau, weil ich einen großen Teil 
dieser Unterrichtungen selbst vorgenommen habe. 
Ich bedaure sehr, daß Sie von dieser Praxis nichts 
mehr wissen wollen, Herr Bundeskanzler; aber das 
ist Ihre Sache. 

Aber ich muß es noch mehr bedauern, wenn ich 
jetzt in „Le Monde" vom 17. September einen langen, 
offenbar sehr gut informierten und inspirierten Ar-
tikel über das lese, was in dem Kreis der neun 
Staats- und Regierungschefs besprochen worden ist, 
einschließlich der Vorschläge, die Sie, Herr Bundes-
kanzler, gemacht haben sollen. Es heißt da: Bun-
deskanzler Schmidt trat dafür ein, in jedem Land 
einen Staatssekretär für Europafragen einzusetzen, 
und Bundeskanzler Schmidt sprach sich für die 
Schaffung eines europäischen Passes aus. Ich meine, 
das sind durchaus erwägenswerte —  

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

— Ob das mit dem Europa-Staatssekretär gut ist 
oder nicht, wollen wir dahingestellt sein lassen. Das 
sind durchaus erwägenswerte Vorschläge. Nur 
meine ich, wenn das in den französischen Zeitungen 
steht und stimmt, sollte doch wohl auch die Oppo-
sition unterrichtet werden. In jedem Fall sollte sie 
über das unterrichtet werden, was sich wirklich ab-
gespielt hat. Dies ist ein unwürdiger Zustand. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber viel schlimmer als diese Dinge, die ich so-
eben erwähnt habe, ist — das muß ich leider sa-
gen — die fundamentale Doppelzüngigkeit in der 
Argumentation des Bundeskanzlers bei der Aus-
einandersetzung über gesellschaftspolitische Fragen 
und Grundsatzfragen der Ordnungspolitik. Auf der 
einen Seite wirbt der Bundeskanzler um das Ver-
trauen der Wirtschaft, wendet er sich gegen Ver-
staatlichung und Investitionskontrolle der  Unter-

nehmen, aber auf der anderen Seite führt er ganz 
deutlich die Sprache des Klassenkampfes und leitet 
damit Wasser auf die Mühle der Jungsozialisten 
und anderer Sozialisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

— Ja, dann werden plötzlich die reichen Leute, das 
große Geld, die oberen Schichten angeprangert. Was 
sind denn das für Begriffe? Werden denn die wirk-
lichen Probleme, um die es in unserem Lande geht, 
z. B. die Frage der Anreizung der Investitionstätig-
keit, erfaßt, wenn der Bundeskanzler sagt: Ich bin 
gegen das große Geld, ich will den reichen Leuten 
etwas mehr abzapfen und dergleichen mehr? Die 
CDU wird natürlich als Unternehmerpartei abge-
stempelt. 

Ich muß sagen, der Höhepunkt dieser Art von 
demagogischer und unsachlicher Argumentation ist 
die Diskussion über die letzte Steueränderung, die 
wir hier beschlossen haben. 

(Zuruf des Bundeskanzler Schmidt) 

Es ist schon einmal gesagt worden — ich wieder-
hole es —: Der Entwurf der Bundesregierung, der 
dem Beschluß vorausging, den der Bundestag ge-
faßt hat, sah eine Begünstigung der Bezieher hoher 
Einkommen vor, indem er die Höchstgrenze für Son-
derausgaben bei Verheirateten auf 20 000 DM 
pro Ehepaar festsetzte. Nun soll mir mal jemand 
sagen, wie jemand mit einem kleineren oder mitt-
leren Einkommen von 30 000 DM oder 40 000 DM 
— oder auch weniger — in der Lage sein soll, 
20 000 DM für Sonderausgaben aufzuwenden. Wir 
haben dagegen durch die Änderungen, die wir in 
diesem Punkte bei den Sonderausgaben erzwungen 
haben, dafür gesorgt, daß in Zukunft ein großer 
Teil der Bezieher mittlerer und kleiner Einkommen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

der Facharbeiter, der Angestellten, der Beamten, 
der Handwerker, in den Genuß größerer steuerlicher 
Vergünstigung kommen wird, als die Regierung es 
vorgesehen hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Ehren-
berg? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Ich möchte 
ganz gerne den Gedanken zu Ende führen. 

Wenn die Inflationsraten auch nur annähernd so 
weitergehen, wie sie in den letzten zwei oder drei 
Jahren gewesen sind, wird spätestens in zwei bis 
drei weiteren Jahren die Mehrzahl der Arbeitneh-
mer in den Genuß derjenigen Vergünstigungen kom-
men, die wir, die CDU/CSU, im Steuerreformgesetz 
durchgesetzt haben. Dies ist die Wahrheit, und die 
Propaganda, die darüber leider durch Sie selbst, 
Herr Bundeskanzler, und viele Ihrer Kollegen aus 
Ihrer Fraktion betrieben wird, ist unwahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bitte, Herr Kollege Ehrenberg! 
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Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Professor Carstens, 
wollen Sie abstreiten, daß durch die von Ihnen her-
beigeführten Änderungen der Bezieher eines Spit-
zeneinkommens für je 100 DM 56 DM Vorteil bei 
den Vorsorgeaufwendungen hat und der Bezieher 
eines durchschnittlichen Einkommens 19 DM oder 
22 DM von den 100 DM und soll ich Ihren Zusatz 
jetzt so verstehen, daß Sie glauben, in wenigen Jah-
ren werden die Facharbeiter alle 250 000 DM im 
Jahr verdienen, weil sie dann auch den Spitzen-
steuersatz zahlen müssen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Ehrenberg, ich kann nur sagen: wie der Herr, 
so's Gescherr. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

— Sie argumentieren gegen Positionen, die ich nicht 
bezogen habe. Ich habe das jetzt drei- oder viermal 
dargelegt. Ich muß sagen, wenn Sie es noch nicht 
verstanden haben, Herr Kollege Ehrenberg, dann tut 
es mir leid. Aber die Tatsache bleibt dennoch unbe-
strittenermaßen bestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Car-
stens, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Rapp? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Prä-
sidentin, ich sehe mit Schrecken, daß ich mich dem 
Ende meiner Redezeit nähere. Ich möchte gern meine 
Ausführungen zu Ende bringen. 

Meine Damen und Herren, der demagogische Füh-
rungsstil, von dem ich hier spreche, wird allerdings 
von dem Altbundeskanzler Brandt in einer Weise 
praktiziert, die man nur noch als unerträglich be-
zeichnen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da ist von den Verbandsspitzen der sogenannten 
Wirtschaft die Rede. Man muß sich einmal vorstel-
len, welche Vorstellung der Altbundeskanzler 
Brandt von der Wirtschaft hat, wenn er sie als soge-
nannte Wirtschaft bezeichnet. Da ist von zwielich-
tigen Organisationen, von organisierter Kampf-
presse die Rede, 

(Zuruf von der SPD: Stimmt doch auch!) 

die den ehrenwerten Genossen in den Hintern tre-
ten. Sind Sie der Meinung, daß das stimmt? 

(Zuruf von der SPD: Allerdings!) 

Bitte schön, wenn das Ihre Auffassung ist, à la 
bonne heure, Herr Kollege! Das ist die Sprache 
derer, welche die demokratischen Spielregeln ein-
deutig verlassen haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Unverschämtheit!) 

Ich appelliere an Sie, Herr Bundeskanzler, in Ihren 
eigenen Reihen dafür einzutreten, daß diese Art von 
demagogischer Verunglimpfung des politischen Geg-

ners unterbleibt. Allerdings müßten Sie, wenn Sie in 
dieser Richtung tätig werden wollen, bei sich selber 
anfangen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Solche Szenen, wie wir sie heute leider zum zwei-
tenmal innerhalb Ihrer viermonatigen Amtszeit er-
lebt haben, sollten und dürften sich nicht wieder-
holen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler möchte schließlich als ein 
Mann dastehen, der für Korrektheit und Sauberkeit 
in den öffentlichen Angelegenheiten eintritt. Herr 
Bundeskanzler, ich möchte ausdrücklich sagen, ich 
ziehe diese Ihre Absicht nicht in Zweifel. Aber Sie 
können nicht einfach so tun, als ob die Skandal-
affären, in die Ihre Partei verwickelt ist, Sie über-
haupt nichts angingen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So tut er!) 

Sie haben als Regierungschef eine Verantwortung 
zumindest zur Aufklärung dieser Skandalaffären. 
Sie können sich nicht davon distanzieren, als ob das 
für Sie eine völlig fremde Welt wäre. 

(Seiters [CDU/CSU]: Stellvertretender Par

-

teivorsitzender!) 

Warum, so frage ich Sie, Herr Bundeskanzler, hat 
Ihrer Meinung nach Herr Kollege Wehner den 
Herrn Kollegen Wienand zwei Jahre lang gegen 
alle Angriffe, gegen alle Verdächtigungen gedeckt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja warum?) 

Weder Sie noch ich, Herr Bundeskanzler, halten den 
Kollegen Wehner für naiv; das wird etwas sein, 
worin wir miteinander übereinstimmen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch nicht zu fassen, daß ein Mann mit so 
langer Lebenserfahrung wie der Kollege Wehner ge-
glaubt haben sollte, daß der Kollege Wienand aus 
seinem Privatvermögen ein Darlehen in Höhe von 
160 000 DM an eine schon damals in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten befindliche Firma gegeben haben 
sollte, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ohne Quittung!) 

— ohne Quittung und ohne daß das in den Büchern 
von Paninternational oder denen des Kollegen Wie-
nand irgendeinen Niederschlag gefunden hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein Wunderkind!) 

Das ist eine Geschichte, der nach der juristischen 
Sprechweise, der ich mich hier einmal bediene, die 
Unglaubwürdigkeit auf die Stirne geschrieben ist, 
und inzwischen ist es ja wohl erwiesen, daß diese 
Geschichte falsch war. Aber der Kollege Wehner hat 
zwei Jahre lang den Kollegen Wienand gegen alle 
diese Angriffe gedeckt. Da fragt sich doch jeder: 
Wozu? Warum? Gibt es hier andere Sachverhalte, 
die noch zu vertuschen sind? Hat das etwas damit zu 
tun, wer am Schluß dieses Geld erhalten hat, und 
dergleichen Dinge mehr? 

Herr Bundeskanzler, Sie haben gesagt: Wir wol-
len keine Watergate-Mentalität in unserem Lande. 
Ein sehr gutes Wort! Aber dann sorgen Sie bitte da-
für, daß diese vielen undurchsichtigen Vorgänge, 
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über welche die deutsche Öffentlichkeit zu Recht auf 
das tiefste besorgt und beunruhigt ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ehmke!) 

endlich aufgeklärt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und dann bitte ich Sie, Herr Bundeskanzler 
ich bitte Sie hier bei dieser Gelegenheit ausdrück-
lich und förmlich —, dem Bundestag und der deut-
schen Öffentlichkeit nunmehr auch mitzuteilen, für 
welchen Zweck der damalige Bundesminister 
Ehmke 50 000 DM aus der Geheimkasse des Bun-
deskanzlers entnommen hat, just zwei Tage, bevor 
Herr Steiner mit einem Betrag von 50 000 DM be-
stochen wurde. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich behaupte ja nicht, daß das die gleichen 50 000 
DM sind. 

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

— Nein, ich behaupte es nicht. Ich kann es nicht 
behaupten, habe es nie an irgendeiner Stelle be-
hauptet. Aber ich behaupte allerdings, daß die 
deutsche Öffentlichkeit und das deutsche Parla-
ment einen Anspruch darauf haben, zu erfahren, 
wofür denn Herr Ehmke die 50 000 DM ausgegeben 
hat, wenn Herr Steiner sie nicht bekommen hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Und sagen Sie mir bitte nicht, der Präsident des 
Bundesrechnungshofes habe das alles geprüft. Der 
Präsident des Bundesrechnungshofes, meine Damen 
und Herren, hat die Vorgänge acht Monate später 
geprüft. Das ist doch keine befriedigende Antwort 
auf das, was sich in den Tagen des April 1972 abge-
spielt hat. 

(Zuruf von der SPD) 

— Nein, es hat mit dem Präsidenten des Bundes-
rechnungshofes gar nichts zu tun; der kann nur 
bestätigen, was er sieht, aber nicht bestätigen, was 
sich acht Monate zuvor ereignet hat. Das sollten 
selbst Sie, Herr Kollege, verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich, Herr Bundeskanzler, möchte ich 
Ihnen sagen, daß die Aufklärung im Falle des 
Untersuchungsausschusses Steiner /Wienand unter 
anderem dadurch erschwert und behindert worden 
ist, daß die Mitglieder der Koalitionsfraktionen die 
Beeidigung irgendeines Zeugen in diesem Ausschuß 
abgelehnt haben. Das war bestimmt kein Beitrag 
zur Wahrheitsfindung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Affäre Guillaume 
nimmt Ausmaße an, die eine gesonderte Darstel-
lung erforderlich machen würden. Wir haben vor 
wenigen Tagen in der Presse gelesen, daß auf dem 
Schreibtisch oder dem Schrank — ich weiß es 
nicht genau — von Guillaume auch noch Hunderte 
von Dokumenten aus dem Bereich des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz gefunden worden seien. 
Diese Dinge zusammen mit allem, was sonst bekannt 
ist, machen deutlich, daß es sich hier um den 
größten Spionageskandal handelt, den die Bundes-

republik Deutschland in ihrer Geschichte erlebt 
hat. Auch hier hilft die Koalition nicht zur Auf-
klärung und trägt sie nicht genügend zur Aufklä-
rung bei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, noch ein abschließen-
des Wort zur Personalpolitik. Herr Bundeskanzler, 
ich appelliere dringend an Sie, mit der Art von 
Personalpolitik Schluß zu machen, die sich im 
Falle Guillaume in einer geradezu katastrophalen 
Weise gezeigt hat, nämlich daß Beamte oder Mit-
arbeiter des öffentlichen Dienstes unter Berück-
sichtigung ihres Parteibuches eingestellt werden, 
ohne Rücksicht auf — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Also, Herr Kollege Dr. Ehrenberg, 

(Seiters [CDU/CSU] : Ausgerechnet Herr 
Ehrenberg!) 

ich bewundere wirklich Ihren Mut — er nötigt mir 
große Achtung ab —, daß Sie als derjenige, der 
dafür verantwortlich ist, daß Guillaume ins Bundes-
kanzleramt hineingekommen ist, 

(Strauß [CDU/CSU] : Der hat's nötig!) 

nun auch noch in Zweifel ziehen wollen, daß seine 
Parteizugehörigkeit zur SPD etwas damit zu tun 
gehabt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte zum The-
ma „Alternativen" ein Wort sagen. Herr Bundes-
kanzler, Sie haben Alternativen der Opposition 
gefordert. Meine Kollegen Strauß, Zeitel und Mül-
ler-Hermann haben Alternativen zu den hier zu 
diskutierenden Sachfragen gegeben. 

(Zuruf von der SPD: Wann? Welche?) 

— Ich will sie nicht alle wiederholen. Sie müssen 
zuhören, sonst ist eine Diskussion mit Ihnen ohne-
hin sinnlos. Aber ich möchte hier eine Alternative 
stellen, mit allem Nachdruck und mit aller Deut-
lichkeit. Das ist die Alternative, die die CDU/CSU 
für die Politik der Bundesrepublik Deutschland ins-
gesamt fordert, daß sie nämlich zu den elementaren 
Maßstäben politischer Moral und politischen An-
standes zurückkehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dazu gehört, daß wir nicht alle paar Jahre die 
moralisch begründeten Ziele unserer Politik wie die 
Einheit der Nation ändern oder preisgeben oder 
aufgeben können. Dazu gehört, daß die Bundes-
regierung in lebenswichtigen Fragen unseres Lan-
des ihre Aussagen nicht beliebig wechselt, sondern 
zu dem steht, was sie gesagt hat, oder daß sie, 
wenn sie glaubt, sich berichtigen zu müssen. einge-
steht, daß sie sich geirrt hat. 

Dazu gehört, daß die politische Auseinanderset-
zung mit einem Mindestmaß an Willen zur Ehrlich-
keit und Wahrhaftigkeit geführt wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu gehört, daß sich diese politische Auseinan-

dersetzung wieder aus den niedrigsten Bereichen 
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Dr. Carstens (Fehmarn) 
— ich kann nur sagen — der Gemeinheit löst, in die 
sie mehr und mehr zu geraten droht. 

(Zurufe von der SPD — Zuruf des Abg. 
Seiters [CDU/CSU]) 

Ich komme aus dem hessischen Wahlkampf. Ich 
könnte Ihnen dazu eine Serie von Beispielen nen-
nen, die so widerlich sind, daß ich sie hier nicht 
über meine Lippen gelangen lassen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu gehört, daß dort, wo Fehler und Mißstände 
oder strafbare Handlungen im öffentlichen Bereich 
vorgekommen sind, diese Tatbestände rückhaltlos 
aufgeklärt werden. Meine Damen und Herren, der 
große Vorteil der Demokratie gegenüber jedem 
anderen System besteht darin, daß sie sich durch 
Offenlegung von Skandalen selbst reinigen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Verschleierung, Verzögerung, Verbreitung von 
Halbwahrheiten und Unwahrheiten, Irreführung der 
Öffentlichkeit sind letzlich schlimmer als die Skan-
dalaffären selbst. 

Dazu gehört, daß wir dann, wenn wir moralische 
Grundsätze vertreten — und verbal tun Sie das ja 
oft , sie dann auch mit dem Ernst und der Folge-
richtigkeit vertreten, die dieser Gegenstand von 
uns verlangt. 

Ich habe gestern einen flammenden Aufruf der 
SPD-Fraktion gegen die Verhältnisse in Chile und 
gegen die dort stattfindende Unterdrückung der 
Menschenrechte gelesen. Meine Damen und Her-
ren, ich würde es sehr begrüßen, wenn Sie auch 
einmal ein flammendes Wort über die Fluchthelfer-
prozesse in der DDR sagen würden! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist die Alternative der CDU/CSU! Es ist das 
einzige Fundament, meine Damen und Herren, auf 
dem ein freiheitliches, demokratisches, soziales und 
rechtsstaatliches Staatswesen wie das unsere auf 
die Dauer gedeihen kann, nämlich Wahrhaftigkeit, 
Recht und moralische Integrität. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Carstens hat am 
Ende dieser Debatte viele Punkte angerührt, und 
manche dieser Punkte werden noch eine Antwort 
bekommen müssen. Wenn es notwendig ist, jeder 
einzelne Punkt. 

Nur eines, Herr Kollege Carstens: Sie haben im 
Höhepunkt Ihrer Ausführungen in bezug auf die 
„Skandale" z. B. gesagt, daß bei jenem Guillaume 
Hunderte von Dokumente gefunden worden seien 
und daß auch hier die Koalition nicht helfe und 
nicht genügend zur Aufklärung beitrage. Ist es 
wahr, daß gestern abend eine Übereinkunft zwi-
schen den Vertretern aller Fraktionen und Parteien  

getroffen worden ist? Ich zwinge Sie hier nicht zu 
einer öffentlichen Antwort. Ich muß Ihnen nur 
sagen: So, Herr Carstens, haben Sie sich hier schon 
einige Male in solchen Fragen, in denen es Schwie-
rigkeiten gibt, die alle zu tragen und auszuräumen 
haben, zu profilieren versucht. Ich habe über diese 
Übereinkunft hier nicht zu reden. Daß sie existiert, 
werden auch Sie nicht bestreiten können. Denn sie 
ist ja nicht völlig in Ihrer Abwesenheit geschehen. 

Nun zu dem, was Sie jetzt zu den übrigen, unter 
dem Sammelbegriff „Skandale" zusammenzufassen-
den Dingen gesagt haben. Die Erklärung des Vor-
standes der sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion in der Angelegenheit ihres von seinen Pflich-
ten entbundenen Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rers Wienand ist auch Ihnen bekannt. Es ist die am 
30. August veröffentlichte und auch vor der Presse 
vertretene Erklärung. Es ist gesagt worden, das, 
worum es sich da handle, sei eine Geschichte, der 
— Sie würden das nun juristisch so ausdrücken — 
die Unwahrheit auf die Stirn geschrieben sei. Ich 
nehme an, daß die Sache juristisch geklärt wird. 
Was unsere Seite betrifft, so ist sie in jedem Falle 
für die gerichtliche Klärung und hat das auch deut-
lich gemacht. 

Ich habe mich seinerzeit, als hier der Bericht über 
den Untersuchungsausschuß in den Sachen Steiner 
usw. erstattet und debattiert wurde, namens mei-
ner Fraktion sofort dagegen gewendet, daß Sie zwei 
Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion un-
beschadet dessen, was darin — in zwei Punkten so-
gar einstimmig — festgestellt worden war, hier 
wieder beschuldigten. Ich sagte, das sieht ganz klar 
nach einer Hexenjagd unter allen Umständen aus. 
Es ist so gekommen. Diese Dinge werden, nehme 
ich an, ihre Klärung finden. 

Sie haben hier, verehrter Herr Kollege Carstens, 
besonders die Sprache des Vorsitzenden der SPD, 
Willy Brandts, angeprangert. Können Sie sich nicht 
vorstellen, daß er, wenn er bei Wirtschaft „so-
genannte" sagte, sagen will: Wirtschaft sind nicht 
nur die Arbeitgeber, das sind auch die Arbeitneh-
mer, das sind auch die Selbständigen, das sind alle 
zusammen? 

(Beifall bei der SPD) 

Halten Sie es für ganz abwegig, dies auch mit in 
Betracht zu ziehen? Ich wollte Ihnen das nur zu be-
denken geben, weil ich glaube, ich kenne das, was 
da gesagt ist. 

Nun haben Sie am Schluß gesagt, Sie möchten 
solche flammenden Aufrufe wie über Prozesse in 
Chile auch in bezug auf Fluchthelferprozesse in der 
DDR hören. Die Fraktion der SPD hat einstimmig 
einer Entschließung zugestimmt und würde es gern 
sehen, wenn der Deutsche Bundestag sich entspre-
chend äußerte. Nur, das hängt von den Fraktionen 
ab. Wir machen anderen keine Vorschriften. Es geht 
hier um die Erinnerung an das Inhaftieren, an das 
Töten und an das Malträtieren von Menschen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sicher, darum handelt es sich. Im übrigen hat die 
sozialdemokratische Fraktion, soweit sie dazu hel- 
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fen konnte, persönlich und auch auf jene Weise, 
die in solchen Fällen nie völlig etwa durch Aufrufe 
abgegolten werden kann, Menschen dort aus 
schwierigsten Situationen herauszuhelfen versucht. 
Das tut sie übrigens in allen Himmelsrichtungen. 
Über Fluchthelferprozesse werden wir ja wohl ein-
mal reden können und reden müssen. Ich nehme an, 
daß hier nicht die Auffassung besteht, daß Sozial-
demokraten oder andere sich für das Verurteilen 
von Leuten einsetzen. Worum es geht, ist, die Ver-
hältnisse, soweit wir können, unter den Einfluß zu 
nehmen, daß das Unvermeidliche, bei den Gegen-
sätzen hier auch in Deutschland Unvermeidliche, 
auf das Minimum begrenzt und beschränkt wird. 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen von der 
Opposition, über die Freigabe der Kriegsgefangenen 
gibt es eine Gesamtgeschichte. Ich bin nicht der, 
der sie Ihnen hier erzählen will. Ein anderer wird 
sie nie erzählen, weil ich einer derer war, die da-
mals die ersten Schritte getan haben. Das könnte 
man sogar, wenn man Lust hätte und wenn man 
über 25 Jahre nicht nur darüber spräche, wer davon 
20 Jahre die Regierung geführt hat und wer fünf 
Jahre. Davon sind ja fast keine unserer Seiten frei, 
diese komische Wertung vorzunehmen. 

(van Delden [CDU/CSU] : Das müssen Sie 
Helmut Schmidt sagen!) 

1950 gingen zwei Abgeordnete des Deutschen Bun-
destages im Auftrage und mit Willen der damaligen 
Regierung zu den Vereinten Nationen; der eine da-
von war ich. Zwei Monate haben wir dort gewerkelt. 
Darüber heute noch zu sprechen lohnt angesichts 
dessen, was alles hier im Gegensatz dazu schon ge-
sagt worden ist, nicht. Es lohnt nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Es ist klar, daß Sie darüber nur lachen können. 
Es gibt hier Protokolle, es gibt auch Tatsachen, und 
es gibt auch Briefe. Herr Adenauer selber, auf den 
Sie sich hier berufen, hätte sich in dieser Frage so, 
wie Sie jetzt meinen, sich dazu äußern zu können, 
nicht geäußert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es würde jedermann 
übelnehmen, wenn ich um diese Freitagsmittagszeit 
auf die vielerlei Punkte ausführlich eingehen würde, 
die Herr Carstens an meine Adresse gerichtet hat. 
Ich will mich davor nicht drücken. Nur scheint mir, 
daß in drei Punkten eine Antwort sofort unerläß-
lich ist. 

Was die Aufklärung von Fehlverhalten — tat-
sächlichen oder vermeintlichen — oder tatsächlichen 
oder vermeintlichen Skandalen — angeht — es wa-
ren ja nicht die ersten und es werden auch nicht die 
letzten Untersuchungsausschüsse des Parlaments 
sein —, so wird jede Bundesregierung, Herr Pro-
fessor Carstens, die Pflicht haben, das, was sie dazu 
beitragen kann, daß die aufzuklärenden Tatsachen  

und Zusammenhänge wirklich aufgeklärt werden 
können, auch zu tun. Dies tut die gegenwärtige Bun-
desregierung. An die Bundesregierung kann man 
allerdings nicht den Appell richten, sich in den Gang 
der Ermittlungen einzufädeln, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber die Akten 
vollständig vorzulegen!) 

weder im Untersuchungsausschuß noch bei einer 
strafprozessualen Ermittlung oder wo immer. Von 
der Bundesregierung muß statt dessen vollständige 
Darlegung der Akten verlangt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wo sind die denn geblieben?!) 

Das wird auch befolgt. 

Ich will Ihnen auf die Zwischenrufe hin sagen: 
Wenn ich z. B. heute über Vorgänge aus geheimen 
Fonds einer vorgegangenen Bundesregierung befragt 
werde, so ist das, was ich darüber weiß, sehr be-
schränkt, und ich kann Ihnen mein beschränktes 
Wissen offenbaren. Wenn ich gefragt würde, was 
Herr Professor Carstens seinerzeit in seiner Eigen-
schaft als Chef des Bundeskanzleramts aus dem 
Geheimfonds für Zahlungen geleistet hat, so könnte 
ich dies nicht beantworten; ich könnte auch nicht 
beantworten, was Herr Globke an Zahlungen ge-
leistet hat; weil nämlich alle Chefs des Bundes-
kanzleramts zu jeder Zeit die Unterlagen darüber 
selbst vernichtet haben. Dies ist eine Übung, die 
Herr Carstens genauso befolgt hat, so daß er heute 
die vorige Regierung und Herrn Ehmke nicht ankla-
gen darf. Sie sitzen beide in der Kontinuität der-
selben Staatspraxis, meine Herren! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Carstens? 

Schmidt, Bundeskanzler: Bitte sehr! 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Bun-
deskanzler, ist Ihnen klar, daß Herr Ehmke als 
Zeuge im Untersuchungsausschuß die Aussage auf 
diese Frage verweigert hat mit der Begründung, das 
Kabinett habe ihm keine Aussagegenehmigung er-
teilt, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und wären Sie als Chef des neuen Kabinetts bereit, 
Herrn Ehmke nunmehr eine Aussagegenehmigung 
zu erteilen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich weiß nicht, ob Sie 
dabei waren, Herr Carstens, als diese Aussage ge-
macht wurde. Ich bin nicht ganz sicher, ob sie rich-
tig zitiert wurde; denn ich war nicht dabei. 

(Rawe [CDU/CSU] : Das können Sie im 
Protokoll nachlesen) 

Das werde ich auch tun. Im Gegensatz zu der 
Unterstellung von Herrn Carstens, der gemeint hat, 
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ich sei jemand, der sich einbilde, alles zu wissen, 
werde ich dies nachlesen, ich werde der Aufforde-
rung folgen; denn dies weiß ich bisher nicht. Eine 
aus dem Handgelenk gegebene Antwort wäre eine 
leichtfertige Antwort. Ich sehe, daß der Opposi-
tionsführer mit dem Kopf nickt und das im Grunde 
für eine gehörige Einlassung meinerseits hält. 

Was die Aussagegenehmigung angeht, Herr Pro-
fessor Carstens, so wird Ihre Bemerkung, die Sie 
an mich gerichtet haben, mich dazu führen, in 
diesen Angelegenheiten die Staatspraxen aller vor-
angegangenen Bundesregierungen in diesem Punkte 
mir ganz genau anzusehen, und ich werde mich 
exakt gegenüber dem Kabinett in meiner Empfeh-
lung so verhalten, wie Sie sich verhalten haben 
oder wie Herr Kiesinger oder wie Herr Erhard sich 
verhalten haben. Die Geheimfonds existieren ja seit 
Adenauers Zeiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da war aber nicht 
so ein Skandal!) 

Sie waren früher sehr viel größer als sie heute 
sind; sie sind kleiner geworden. Wir haben sie in 
der Großen Koalition gemeinsam verringert. Sie 
waren immer da, und ich bin  der Meinung daß 
die Bundesregierung, ohne daß sie Sicherheitsrisi-
ken schaffen darf, im übrigen so weit gehen muß, 
wie sie kann, wie ich annehme, daß das auch für 
alle anderen Bundesregierungen gegolten hat. Von 
mir haben Sie die Zusage, Herr Profesor Carstens, 
daß ich alles tun werde, um dazu beizutragen, etwas 
aufzuklären, was in den Ruch der Manipulation ge-
kommen oder gebracht worden sein mag. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der zweite Punkt: Ich muß die etwas vage auf 
den Abgeordneten Conrad Ahlers gestützte Ver-
dächtigung zurückweisen. Weder hat die Bundes-
regierung noch hat einer der Angehörigen der Bun-
desregierung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der derzeitigen!) 

den Westmächten das angesonnen, was Sie be-
hauptet haben, Herr Professor Carstens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch der vor-
hergehenden?) 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat das ge-
stern hier ausdrücklich zurückgewiesen — oder war 
es vorgestern, am Mittwoch? Daß Sie es trotzdem 
wieder aufnehmen, könnte den Schluß nahelegen, 
daß Sie dem Bundesminister des Auswärtigen nicht 
glauben. Ich kann Sie nicht zwingen, ihm zu glau-
ben. Aber ich möchte Sie bitten, nicht einerseits 
die Glaubwürdigkeit des Bundesministers des Aus-
wärtigen öffentlich in Frage zu stellen und anderer-
seits dann große Appelle über moralische Integri-
tät vom Stapel zu lassen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— van Delden [CDU/CSU] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmidt, Bundeskanzler: Nein, ich bitte um Ent-
schuldigung, Herr van Delden, ich bin mit Herrn 
Carstens im Gespräch. 

Der letzte Punkt. Sie haben mir vielerlei unter-
stellt. Das ist Ihr gutes Recht. Ich darf im Augen-
blick nicht auf alles eingehen, aber in einem Punkte 
muß ich eine Unterstellung heute und sofort zu-
rückweisen. Das ist die Unterstellung, daß der 
Bundeskanzler nicht die Absicht habe, Sie über den 
Gang der Europa-Politik zu unterrichten. Dies ist 
falsch. Der Außenminister hat dazu eine Erklärung 
im Namen der Bundesregierung, die auf den Be-
schluß der Bundesregierung hin zustande gekom-
men war, hier vorgestern abgegeben. Sie haben 
diese Erklärung debattiert. Sie hätten nachfragen 
können; Sie hätten sagen können: Wir möchten 
das im Ausschuß näher erörtern. Das wäre alles 
möglich gewesen. Ich, Herr Professor Carstens, muß 
die Unterstellung zurückweisen, ich würde mich der 
Unterrichtung der Opposition entziehen. Ich habe 
mich in den kurzen Monaten meiner gegenwärtigen 
Amtseigenschaft keinem Gespräch mit Ihnen ent-
zogen. Die Tatsache ist, daß Sie um kein einziges 
gebeten haben, Herr Professor Carstens. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Apel. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Herr Bundeskanzler hat in seiner ersten 
Intervention der Opposition eine Reihe von Fragen 
gestellt, Fragen, die für die Zukunft unseres Landes 
und der westlichen Welt von zentraler Bedeutung 
sind, z. B. die Frage, ob wir uns darüber einig sind, 
daß durch die Rohstoffpreisexplosion und insbeson-
dere durch die Ölpreisexplosion wir in der Tat in 
einer neuen ökonomischen, ja, ich muß sagen, in 
einer neuen sozialen Landschaft leben. Es ist trau-
rig, Herr Kollege Dr. Carstens, daß Sie darauf keine 
Antwort gegeben haben; denn nur dann, wenn wir 
darauf Bezug nehmen, wenn wir uns darüber einig 
sind, daß hier massive Probleme auf uns zukom-
men, sind wir zu zweierlei in der Lage: einmal, die 

 Probleme zu bewältigen, zum zweiten aber auch, die 
Situation in unserem Lande in die richtigen Größen-
ordnungen zu setzen. 

Insofern hat es auch überhaupt keinen Sinn, Zi-
tate von vor einigen Jahren mit Zitaten von heute 
zu vergleichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU — Heiterkeit bei 
der CDU/CSU) 

— Natürlich hat es keinen Sinn, in der Tat. Meine 
Herren, die Sie jetzt lachen, Sie werden das noch 
erleben: Wir sind leider in einer anderen Welt. Wir 
sind seit zwölf Monaten in einer anderen Welt. 

(Rawe [CDU/CSU] : Die Inflation haben wir 
länger als 12 Monate!) 

Darüber gibt es leider nichts zu lachen. Ich möchte 
auch gerne darüber lachen können. Dies ist tiefernst, 



7862 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 117. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. September 1974 

Bundesminister Dr. Apel 
und dies ist ein einschneidendes Ereignis in dem 
Leben aller Industrienationen in der westlichen 
Welt, ja, der Industrienationen der Welt überhaupt. 
Hier kommen neue Fakten auf uns zu, die mit La-
chen hier zwar kurzfristig beantwortet werden kön-
nen, was aber beweist, daß Sie nicht wissen, um was 
es in diesem Lande geht. 

(Rawe [CDU/CSU] : Wer lacht denn? — Sei-
ters [CDU/CSU] : Pappkameraden! — Rawe 
[CDU/CSU] : Primitive Argumentation! Hier 

lacht doch keiner!) 

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich Ihnen 
doch einfach mal die Daten vortragen, die kühlen 
Zahlen, damit wir wissen, wo wir sind und in wel-
chem Land wir sind. 

Preissteigerungsrate — ich vergleiche uns nur mit 
Ländern in Westeuropa, die die gleiche Größenord-
nung haben —: Bundesrepublik 6,9 %, Frankreich 
14,8 %, England 17,1 %, Italien 19,3% .  

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben wir doch 
schon fünfmal gehört!) 

Streiktage per 1 000 Beschäftigte: 26 in der Bun-
desrepublik, 238 in Frankreich, 319 in England und 
1 800 in Italien. 

Lebensstandard in unserem Lande — Bruttoso-
zialprodukt pro Kopf —: Bundesrepublik 14 050, 

(Zuruf von der CDU/CSU: War doch nie 
anders!) 

Frankreich 12 770, Großbritannien 9 770, Italien 
7 320. 

Währungsreserven: Bundesrepublik 34,4 Milliar-
den, Frankreich 8,1 Milliarden, England 6,9 Milliar-
den, Italien 5,5 Milliarden Dollar. 

Geschätzter Außenhandelssaldo: Bundesrepublik 
+ 20, Frankreich — 6,4, Italien — 12,2, England 
— 15,8 Milliarden Dollar. 

Voraussichtlicher Anstieg der realen Bruttolöhne 
in unserem Lande im Jahre 1974: Bundesrepublik 
+ 4,1, Frankreich + 2,7, Italien + 9,1, England 
+ 1,1. 

Als letzte Zahl möchte ich den Rückgang des rea-
len Sozialproduktes im ersten Halbjahr 1974 nen-
nen: USA — 3,0, Japan mehr als — 5, England — 6, 
Bundesrepublik + 1 bis + 1,5. 

Wenn Sie dies alles hören, so müssen Sie bitte 
aufhören, so zu argumentieren, als hätten wir Pro-
bleme in diesem Lande, die Sie anscheinend herbei-
reden wollen. Insofern stütze ich mich auf das, was 
der Herr Bundeskanzler gesagt hat: Wenn Sie von 
Psychologie in diesem Lande und von der Bedeu-
tung der Psychologie in der konjunkturellen Land-
schaft sprechen, dann bedenken Sie bitte, was Sie 
sagen! Vor allen Dingen bleiben Sie bei den Tat-
sachen! Dann haben Sie und wir keine Probleme. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Carstens hat davon gesprochen, daß 
unsere Inflationsbekämpfungspolitik nicht drastisch 
genug war. Ich zitiere den Bericht der Deutschen 
Bundesbank vom letzten Jahr — Seite 29 —: 

Die starken konjunkturellen Spannungen, die 
die wirtschaftliche Lage bis zum Frühjahr 1973 
bestimmten, haben sich unter dem Einfluß der 
von Bundesregierung und Bundesbank einge-
leiteten Stabilitätspolitik gemildert. 

Und nun kommt der entscheidende Satz: 

Wenngleich diese Politik zu Recht als der 
konsequenteste Stabilisierungsversuch bezeich-
net worden ist, der je in der Nachkriegszeit 
unternommen wurde, ist ihr doch schließlich 
wegen der Ölkrise ein befriedigender Erfolg 
versagt geblieben. 

Sie müssen also bitte zur Kenntnis nehmen, daß 
die objektive Stelle der Bundesbank uns bescheinigt, 
daß wir hier eine konsequente und, wie ich darge-
stellt habe, erfolgreiche Politik betrieben haben. 

Sie haben auf den öffentlichen Dienst abgehoben. 
Natürlich, Herr Professor Carstens, schaue ich mit 
Sorgen — ich sage das ganz offen — auf die vor uns 
liegende Runde im öffentlichen Dienst. Mir wäre 
es aber sehr lieb, wenn diese Runde nicht von fol-
genden Tönen begleitet werden würde — ich zitiere 
wörtlich —: 

Am Dienstag, dem 11. September 1973, fand ein 
Gespräch zwischen der Führung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und dem Vorstand des 
Deutschen Beamtenbundes statt. Teilnehmer: 
Fraktionsvorsitzender Karl Carstens und Be-
amtenbundsvorsitzender Alfred Krause. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : 1973 
haben Sie gesagt?) 

— Ja, das war vor der letzten Runde, die Sie uns 
hier vorhalten. 

Als Ergebnis dieses Gesprächs teilte der Spre-
cher der CDU/CSU-Fraktion mit: „Die vom Be-
amtenbund für 1974 geforderte durchschnittliche 
Erhöhung von Besoldung und Versorgung um 
mindestens 12 °/o wurde von den Vertretern der 
CDU/CSU als maßvoll anerkannt." 

(Hört! Hört! und Lachen bei der SPD) 

Dies war Ihr Beitrag. Und hier stellt sich nun wirk-
lich für mich die entscheidende Frage, ob wir in 
diesem Jahr wieder erleben müssen, daß Sie hier so 
reden und mit dem Verbandsvorsitzenden anders. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Übliche Praxis!) 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen zur Europa-
politik machen. Bitte, hüten wir uns alle — dies soll 
jetzt kein Vorwurf sein, weil die Europapolitik bis-
her in diesem Hause einheitlich von allen relevan-
ten Kräften getragen wurde — vor der zu engen 
institutionellen Debatte! Ich bin dafür, Herr Kol-
lege Dr. Carstens, daß Wir die Rolle der Kommis-
sion stärken. Sie rennen bei mir offene Türen ein, 
wenn Sie sagen, daß das Europäische Parlament Be-
fugnisse haben muß. Aber das Dilemma, in dem 
wir uns in Europa befinden, ist doch nicht der insti-
tutionelle Bereich. Den könnten wir hinkriegen. Das 
Dilemma ist, daß sich die sozialen und die ökono-
mischen Strukturen in den neun Mitgliedsländern 
in einer Weise auseinanderentwickelt haben, daß 
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Sie über keinen institutionellen Kunstgriff, wie lieb 
und wie nett es auch immer aussehen mag, in der 
Lage sein werden, die Dinge so einfach in Ordnung 
zu bringen, wie das mancher meint. Und da muß 
ich aus meiner bisherigen Tätigkeit, aber auch aus 
meiner jetzigen Arbeit als Finanzminister sagen — 
und wir sehen uns ja vielleicht sehr viel häufiger, 
als manche meinen —: Ich bin sehr dafür, daß wir 
die Instanzenzüge der Institutionen einhalten. Ich 
bin sehr dafür, daß wir dies alles beachten. Nur: 
Wenn die politischen, die ökonomischen und die so-
zialen Voraussetzungen fehlen, wird es nichts. Des-
wegen bin ich froh, wenn jeder Weg genutzt wird, 
auch der der intergouvernementalen Zusammen-
arbeit, um voranzukommen. 

Und nun ein Wort zum Italien-Kredit, Herr Kol-
lege Dr. Carstens. Hier ist doch nicht falsch infor-
miert worden, wenn ich erklärt habe, wenn der 
Sprecher der Bundesregierung erklärt hat — und Sie 
haben das ja zitiert —, daß bilaterale Hilfen nicht 
in Frage kommen. Herr Kollege Dr. Carstens, dieses 
ist keine bilaterale Hilfe. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Son-
dern eine multilaterale?) 

— Nein. Dieses ist folgendes, nun aber wirklich 
einfach dargestellt: Devisenreserven, die die Bun-
desrepublik angelegt hat, z. B. in amerikanischen 
Schatzwechseln, weil diese Devisenreserven ja auf 
dem Binnenmarkt nicht einsetzbar sind — im 
übrigen würde das ja auch Geldschöpfung sein, die 
wir nicht wollen; ich komme darauf noch zurück —, 
diese Devisenreserven in Höhe von 2 Milliarden 
Dollar werden dort nicht mehr angelegt. Sie gehen 
zu den gleichen Konditionen, zum gleichen Zinssatz 
an die italienische Zentralbank, und dafür wird uns 
Gold verpfändet, das im übrigen wirklich verpfändet 
ist, das in Fort Knox wirklich aus dem italienischen 
Keller herausgefahren und in den deutschen Keller 
gefahren wird. Insofern gibt es hier keine falsche 
Unterrichtung, sondern dies ist ein Notenbank-
kredit, der allerdings im Interesse unserer Außen-
wirtschaft liegt. Insofern finden wir diesen Weg 
richtig. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Herr Minister, 
Sie haben die Richtigkeit des gesamten Vorgangs 
nicht bezweifelt. Ich darf Sie fragen: Wissen Sie, 
daß „bi" zwei heißt, und können Sie uns sagen, daß 
außer diesen beiden, Deutschland und Italien, noch 
ein Dritter beteiligt war? Dann wäre es eine Tri-An-
gelegenheit gewesen. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Lieber 
Herr Kollege von Bismarck, es ist nicht alles hier 
im Plenum auszubreiten, Nicht alles kann hier im 
Plenum ausgebreitet werden, auch wenn Fragen ge-
stellt werden. 

Lassen Sie mich zu einigen Bemerkungen kom-
men, die im Rahmen der Haushaltsdebatte hier vor-

getragen worden sind und bei denen Sie Anspruch 
auf Antwort durch den Finanzminister haben. 

Erster Punkt: Herr Kollege Strauß und andere 
haben gesagt, ich hätte Geschichtsklitterung be-
gangen — ja, Herr Kollege Strauß hat das noch ein 
bißchen drastischer gesagt —, was die Steuerreform 
anbelangt, insbesondere was das Kindergeld anbe-
langt. Meine lieben Kollegen von der Opposition, 
natürlich hat Herr Kollege Strauß zu seiner Zeit 
als Finanzminister 200 Millionen DM bereitgestellt. 
Aber wenn man sich einmal die Größenordnung 
anguckt, die der Familienlastenausgleich nun kostet 
— heute 5 Milliarden —, dann können Sie selbst 
bei einer etwaigen Dynamisierung der Größen-
ordnung doch nicht davon ausgehen, daß dahinter 
politisch relevanter Wille steckt. 

(Strauß [CDU/CSU] : 200 Millionen?) 

— 200 Millionen — so haben Sie gestern gesagt — 
hätten Sie damals als eine Art Merkposten zusätz-
lich bereitgestellt. Aber jetzt kostet es 5 Milliarden 
zusätzlich, lieber Herr Kollege Strauß, und diese 
200 Millionen, die Sie normalerweise schon in einem 
„Bild"-Zeitungsinterview mal so eben versprechen 

(Zuruf des Abg. Strauß [CDU/CSU]) 

— ich bitte Sie —, können Sie doch nun wirklich 
nicht als Alibi einbringen. 

Aber lassen Sie uns auf die letzten Wochen und 
Monate kommen. Ihre Herren im Finanzausschuß 
haben eine verfassungsrechtliche Überprüfung der 
neuen Kindergeldregelung verlangt. Herr Kollege 
Dr. Hillermeier hat noch am 5. Juni hier im Hause 
— Sie können das im Protokoll des Deutschen Bun-
destages nachlesen — gesagt: Es bestehen bei uns 
nach wie vor eine Reihe von Bedenken, nicht nur 
verfassungsrechtlicher Art. Konsequenz: Sie haben 
die Kindergeldregelung mit akzeptiert, weil Sie 
merken mußten, daß dies in der Tat ein zentrales 
Anliegen in diesem Lande ist. Aber ich bleibe bei 
meiner Behauptung: Wir haben Sie in diesem Punkt 
mühsam zum Jagen tragen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Zweite Bemerkung: Steigerungsrate des Bundes-
haushalts. Herr Kollege Friderichs hat schon dar-
auf aufmerksam gemacht, daß Herr Stoltenberg da 
anderer Meinung ist als Herr Strauß, aber ich will 
mich hier mit Herrn Strauß auseinandersetzen. Sie 
haben einmal schon akzeptiert, Herr Strauß, daß 
wir die 600 Millionen DM Sonderprogramm heraus-
nehmen dürfen, weil Sie das früher auch heraus-
genommen haben. Insofern ist dieser Streitpunkt ab-
gehakt. Sie haben aber gesagt: Ihr habt Massage 
dadurch gemacht, daß ihr die EG-Leistungen nicht 
berücksichtigt habt, die jetzt plötzlich auf der ande-
ren Seite, nämlich auf der Einnahmeseite, erschei-
nen. Herr Kollege Strauß, wissen Sie denn gar nicht, 
daß dies ein schrittweiser Vorgang ist? Seit Jahren 
wird schrittweise die Alimentierung der Europä-
ischen Gemeinschaft auf andere Weise betrieben. 
Wenn wir dies jedesmal herausgerechnet hätten, 
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wären wir in unmögliche Rechenkunststücke ge-
kommen. 

(Strauß [CDU/CSU]: Für die Vergleichszah-
len müssen Sie doch eine korrekte Basis 

bringen!) 

— Aber wenn Sie die ganzen Jahre hindurch Ver-
gleichszahlen so berechnen, wie Sie es machen, dann 
muß ich Ihnen allerdings sagen, daß Sie in einem 
Labyrinth von Berechnungen enden, die überhaupt 
keine Zahl und keine Aussagekraft mehr haben. 
Man muß das nehmen, was effektiv in dem jeweili-
gen Haushaltsjahr gezahlt wird, und darf hier nicht 
mit Akrobatik kommen. 

Drittens sagen Sie, wir hätten die Steuerminder-
einnahmen gar nicht berücksichtigt, auch das müßte 
von uns eingebracht werden. Auch dies kann ich 
nicht akzeptieren, weil ich zur Zeit noch davon 
ausgehe, daß meine Kollegen die 1,9 Milliarden DM 
einsparen werden; denn dies habe ich von ihnen 
verlangt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber das müssen 
Sie doch absetzen!) 

Vierter Punkt. Was die Stundung der Rentenver-
sicherung anbelangt, so haben wir uns ganz strikt 
nach den Regeln der Bundeshaushaltsordnung ge-
richtet. Sie verlangt, daß immer erst dann, wenn 
Fälligkeiten da sein werden — und das wird 1982 
und 1983 der Fall sein  , dies zu berücksichtigen 
sei. 

(Strauß [CDU/CSU] : Dann als Tilgung!) 

— Ja, natürlich. 

(Strauß [CDU/CSU] : Dann als Tilgung, aber 
Kredit schreiben Sie nicht hinein!) 

Dies heißt konkret, Herr Strauß, daß der Haushalt 
zur Zeit noch um 8,7 °/o steigt. Ich gebe Ihnen aller-
dings zu: auf Grund der Konjunkturprogramme, die 
wir beschlossen haben und die im wesentlichen, 
denke ich, erst 1975 haushaltswirksam werden, wird 
es eine höhere Steigerungsrate geben; in jedem 
Falle eine Steigerungsrate, die konjunkturpolitisch 
akzeptabel ist. 

Hier ist immer wieder davon gesprochen worden, 
daß der Anteil der öffentlichen Investitionen zu-
rückgeht. Meine Kollegen, insbesondere Herr Dr. 
von Bülow, haben bereits darauf aufmerksam ge-
macht, daß es problematisch ist, zwischen den Ko-
sten für den Lehrer und den Kosten für die Schule 
zu teilen, weil natürlich das Ganze erst, wenn man 
eine Schule baut und dann Lehrer anstellt, eine 
Einheit wird. Aber ich will das nicht tun; ich will 
mich nun streng auf die Investitionsquote be-
schränken. Und da stellen wir folgendes fest. Allein 
durch die Tatsache, daß das Kindergeld den Haus-
halt auf der Ausgabenseite beträchtlich anhebt, 
wird bei gleichbleibender Investitionsrate diese im 
prozentualen Verhältnis zu den Konsumausgaben 
— Kindergeldleistungen sind ja nach unserer Defi-
nition Konsumleistungen — um 1 °/o reduziert. 

Bei den Gemeinschaftsaufgaben — darüber haben 
wir gesprochen nehmen wir den Hochschulbau 
zurück, und zwar nicht deswegen, um, wie Sie  

meinen, Herr Althammer, hier etwas Böses zu tun, 
sondern wir passen uns hier den Realitäten des 
Abflusses der Mittel und der Zahlungsunfähigkeit 
der Länder an. Auch dies senkt natürlich den Pro-
zentsatz der investiven Ausgaben beim Bund, wenn 
wir im Hochschulbau von 2,1 Milliarden DM auf 
1,4 Milliarden DM herunterschreiben. 

Schließlich haben wir bei den Wohnungsbauprä-
mien — diese werden zu den investiven Ausgaben 
gerechnet — ebenfalls auf Grund des Einziehens 
der Einkommensobergrenzen sichergestellt, daß hier 
die Ausgaben um rund ein Drittel zurückgehen. 

Wenn Sie dies alles in Ihre Rechnung einbeziehen, 
dann bleibe ich mit Ihnen insofern auf einer Linie, 
als auch ich mir Besorgnis über die Weiterentwick-
lung der öffentlichen Investitionen mache und ma-
chen muß. Nur: Diese Zahlenakrobatik, Herr Kol-
lege Strauß, für 1975 sieht dann weitgehend anders 
aus. 

Eine Bemerkung zu Herrn Althammer. Herr Alt-
hammer, Ihre Befürchtungen, daß die Konjunktur-
programme am Bundestag vorbeilaufen könnten, 
sind natürlich völlig unbegründet. § 8 des Stabili-
tätsgesetzes hat hier voll seine Gültigkeit und schal-
tet das Parlament voll und ganz ein. Wir denken 
nicht daran, uns an dieser von uns mitgeschaffenen 
Regelung vorbeimogeln zu wollen. Insofern, meine 
ich, sollten wir diese Kritik nicht weiter verfolgen. 
Sie, meine Damen und Herren, werden damit be-
faßt sein. Das wird alles seinen ordnungsgemäßen 
Gang gehen. Worauf es ankommt, ist, daß es 
schnell geht und wir keine Zeit verlieren. Damit 
werden Sie sicherlich einverstanden sein. 

Ich möchte eine Bemerkung zu einem Zwischen-
ruf machen, der hier gestern gemacht wurde und 
mir Sorgen macht, weil er Mißverständnisse aus-
lösen könnte. Es wurde durch eine Frage an Graf 
Lambsdorff der Eindruck erweckt, als hätte die 
Bundesregierung oder, genauer gesagt, der Bundes-
finanzminister — denn es ist ja noch nicht auf der 
Ebene des Kabinetts — vor, die Privatbanken oder 
die Privatbankiers in Zukunft nicht mehr zuzulas-
sen. Dies ist falsch. Es hat so in einigen Zeitungen 
gestanden, und dies ist mit auf eine nicht besonders 
glückliche Formulierung des Finanzministeriums 
zurückzuführen. Aber Tatsache ist doch, daß es 
darum geht, den Einzelbankier in Zukunft nicht 
mehr zum Geschäft neu zuzulassen, denjenigen 
also, der nicht im Stile der Offenen Handelsgesell-
schaft oder der KG oder der AG oder der GmbH 
agiert, sondern als Einzelkaufmann, und der seine 
Schulden und seine eigene Aktivität mit der des 
Bankgeschäfts verbindet. Dies führt zu unerträg-
lichen Ergebnissen. Im übrigen wollen wir — das ist 
auch die Erkenntnis aus Herstatt — in Zukunft das 
Vier-Augen-Prinzip einführen. Es sollen eben zwei 
Leute als oberste Leiter des Bankengeschäfts ver-
antwortlich sein. Allein deswegen geht der Einzel-
bankier nicht mehr. Wir sind hier in Übereinstim-
mung mit EG-Richtlinien. Übrigens hat es seit 1969 
keinen Antrag gegeben, einen neuen Einzelbankier 
zuzulassen. Also bitte, nehmen wir die Dinge so, 
wie sie sind, und argumentieren wir nicht an der 
Sache selbst vorbei! Sie wird Ihnen auf einem rela- 
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tiv kurzfristigen Wege vorgelegt werden. Wir wer-
den demnächst die Vorlage des Landes Hessen im 
Bundesrat haben, wenn ich es richtig weiß, am 
18. Oktober. Die Bundesregierung wird dazu Stel-
lung nehmen. Dann möchten wir Ihnen auf diesem 
kurzen Wege unsere Änderungsvorschläge zur Ver-
änderung des Kreditwesengesetzes zuleiten, damit 
wir schnell handlungsfähig werden. Dann muß 
dieses Parlament darüber entscheiden, ob das, was 
wir machen, ausreichend ist, ob man mehr, ob man 
weniger tun sollte. 

Eine zentrale Rolle in dieser Haushaltsdebatte 
— und darüber möchte ich abschließend mit Ihnen 
reden — hat die Frage gespielt: Können wir den 
Bundeshaushalt 1975 finanzieren? Wie ist es mit 
der Nettokreditaufnahme? 

Die Nettokreditaufnahme ist nach heutiger Schät-
zung bei den Gebietskörperschaften gut 30 Milliar-
den DM. Wenn hier von 40 Milliarden DM gespro-
chen wird, dann werden Bahn und Post mit einbe-
zogen. Das muß man vielleicht tun, aber bei den 
öffentlichen Händen geht es um 30 Milliarden DM. 

Ich kann weiter feststellen, daß wir im August 
den Nettoabsatz festverzinslicher Wertpapiere her-
vorragend haben laufen sehen. Wir sind immerhin 
4,4 Milliarden DM auf dem Markt losgeworden. 
Das ist wesentlich mehr als im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres; da waren es nur 3,6 Milliarden. Wir 
können davon ausgehen, daß die Geldvermögens-
bildung — sie betrug 1973 130 Milliarden DM — 
auf Grund der Steuerreform und auf Grund anderer 
Ereignisse, z. B. der Preisstabilität in diesem Lande 
und damit auch der Zinssenkungstendenzen, höher 
sein wird. Damit sehe ich keine zentralen und ent-
scheidenden Probleme, diese Nettokreditaufnahme 
unterbringen zu können. 

Wenn man sich einmal die Verschuldung des Bun-
des, verglichen mit den europäischen Nachbarn, an-
sieht, dann gibt es unter den Ländern, mit denen wir 
uns vergleichen können, nur noch Frankreich, das 
eine niedrigere Verschuldung in bezug auf das Brut-
tosozialprodukt hat. Alle anderen liegen doppelt, 
dreifach, vierfach über uns. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Wir haben 
zwei Inflationen gehabt!) 

— Sicher! Nur müssen wir auch sehen, lieber Herr 
Kollege Althammer, daß hier viel Raum ist. Es ist 
falsch, wenn Herr Kollege Strauß gesagt hat, wir 
würden in Zukunft selbst laufende Ausgaben aus 
der Verschuldung des Bundes finanzieren. Das ist 
falsch! Sie können das nachlesen in dem Dokument 
7/2503, Mittelfristiger Finanzplan, daß wir auch in 
Zukunft einen wesentlichen Teil der öffentlichen In-
vestitionen aus Steuereinnahmen finanzieren wer-
den. Worauf es ankommt, ist, daß wir die Kirche im 
Dorf lassen, daß wir in diesem Hause nicht zusätz-
lich Geld in Größenordnungen ausgeben wollen, die 
nicht akzeptabel sind. 

Da finde ich einen sehr interessanten Brief aus 
dem Sommer dieses Jahres vom Arbeitskreisvorsit-
zenden der CDU/CSU-Fraktion für Haushalt, 
Steuern, Geld und Kredit an den Vorsitzenden 
Herrn Dr. Kohl: 

Sehr geehrter Herr Parteivorsitzender! 

Die Vielzahl von finanzwirksamen Vorschlägen 
aus den Unionsparteien versetzt uns zuneh-
mend in Widerspruch zu unserer Stabilitätspoli-
tik. Bei einer Reihe von Vorlagen liegt die Zu-
ständigkeit ganz oder zum Teil bei den Län-
dern und Gemeinden. Damit ist eine Koordinie-
rung dieser Initiativen erfahrungsgemäß für die 
Bundestagsfraktion schwierig. 

SPD und FDP rechnen uns in der Öffentlichkeit 
jeden Vorschlag aus den Reihen unserer beiden 
Parteien, Bundestagsfraktion oder Länder an, 
der Mehrausgaben oder Mindereinnahmen ver-
ursacht. Diesem Vorwurf können wir nur durch 
eine klare Handlungsrichtlinie beider Partei-
führungen erfolgreich begegnen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Da sehen Sie 
mal, wie sehr wir uns bemühen! — Heiter

-

keit bei der SPD) 

— Ja, aber leider nur ohne Erfolg! Das ist doch das 
Dilemma. Ich brauche das nicht alles aufzuzählen; 
der Herr Bundeskanzler hat das gemacht. Elf Milliar-
den DM mal eben vorgeschlagen von Herrn Höcherl, 
von der Bayerischen Staatsregierung, von Herrn 
Strauß, erneut von der Bayerischen Staatsregierung, 
erneut von Herrn Strauß und erneut von der Bayeri-
schen Staatsregierung und dann noch einmal von 
Baden-Württemberg. Elf Milliarden DM, wenn es 
nach Ihnen ginge. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Das können 
Sie nicht zusammenrechnen!) 

— Oh, das kann ich sehr wohl zusammenrechnen. 
Das sind alles einzelne Positionen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Das sind doch 
Alternativvorschläge!) 

— Ich muß Ihnen sagen: Wo bleibt dann Ihre finanz-
wirtschaftliche Solidität und Seriosität, wenn Sie 
immer so, wie es Ihnen paßt, hier argumentieren 
wollen? 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Wir werden in den nächsten Monaten im Haus-
haltsausschuß und in den anderen Ausschüssen flei-
ßig arbeiten müssen. Ich fürchte, meine Damen und 
Herren von der Koalition, Sie werden die Arbeit 
alleine machen müssen; denn außer widersprüch-
licher Argumentation, außer Propagandaargumenten 
hat uns die Opposition in diesen zwei Tagen nicht 
gezeigt, wie sie zur Sicherung der Zukunft unseres 
Landes beitragen kann und möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Maihofer. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! 
Den Vorwurf der Demagogie, den Sie, Herr Profes-
sor Carstens, hier so leichthin erhoben haben, muß 
ich an Sie selbst zurückgeben. Das gilt für Ihre 
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demagogische Verdrehung der Politik der wirt-
schaftlichen Sicherheit dieser Regierung. Das gilt 
aber noch vielmehr — das ist meines Amtes hier — 
für die demagogische Verdrehung der Politik der 
inneren Sicherheit dieser Regierung. 

(Zuruf bei der CDU/CSU: Da hat er völlig 
recht gehabt!) 

Sie malen hier wie dort schwarz in schwarz. Hier 
wie dort entwerfen Sie Schauergemälde, in denen 
Sie die Wirklichkeit so verzeichnen und verzerren, 
daß man sich fragt, ob Sie überhaupt über dasselbe 
Land reden, in dem wir alle leben. Statt konstruk-
tiver Alternativen zur Politik dieser Regierung, wie 
es die verfassungsmäßige Aufgabe der Opposition 
wäre, beschränken Sie sich auf sterile Polemiken des 
ewigen Nein-Sagens auf fast allen Feldern der 
Außen- wie der Innenpolitik! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihre Be-
hauptung und sonst gar nichts!) 

Die Pflicht der Opposition ist es jedoch nicht, die 
Regierung einfach zu kritisieren — das ist ihr gutes 
Recht —, sondern dem Bürger alltäglich vor Augen 
zu führen, daß sie die bessere Politik und die bes-
seren Politiker hat. Dazu genügt es eben nicht, ein-
fach nur die Politik und die Politiker der Regierung 
jeweils schlecht zu machen, wie das hier — das war 
das einzige, was Sie hier heute zu bieten hatten — 
ein neues Mal geschehen ist. 

Wie beim Thema der Inflation, so stellen Sie auch 
beim Thema des Extremismus — das ist der Anlaß, 
aus dem ich mich nicht enthalten kann, einiges zu 
sagen — die wahre Wirklichkeit in unserem Lande 
völlig auf den Kopf. Wie sieht sie in Hinsicht auf 
den Extremismus wirklich aus? 

Der Anteil der Linksextremisten, selbst in den 
Studentenparlamenten, die uns jahrelang solchen 
Kummer machten, geht seit einem Jahr erstmals 
zurück. Ebenso gingen die Mandate von linksextre-
mistischen Gruppen innerhalb der Allgemeinen Stu-
dentenausschüsse von noch 60,5 % im Juli 1973 auf 
nun 51,3 % im Juli 1974 zurück, also in einem ein-
zigen Jahr um ganze 10 %. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU] : Sagen Sie die 
Gründe! — Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/ 
CSU] : Habe ich etwas anderes gesagt, Herr 
Kollege Maihofer? Waren Sie hier, als ich 

sprach?) 
— Ich war hier. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Ich 
erkenne mich in Ihrer Rede gar nicht wie-
der! Ich habe von Hamburg und der FDP 

gesprochen!) 

Diese allem öffentlichem Gerede widersprechende 
erfreuliche Entwicklung gerade auch in dem uns bis-
her so bekümmernden Bereich der Hochschule setzte 
sich auch bei der Neuwahl zum Verband Deutscher 
Studentenschaften, dem VDS, fort, die im Frühjahr 
dieses Jahres in Bonn stattfand. Dabei hat die bis-
herige Koalition aus Spartakus und SHB ihre Füh-

rungsposition verloren. Ihr Stimmenanteil sank von 
61 % noch im Jahre 1973 auf nur mehr 42 % im 
Jahre 1974. 

(Rawe [CDU/CSU]: Davon war ja gar nicht 
die Rede!) 

Das ist genau der Hintergrund all dessen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist gestern 
aufgeschrieben worden!) 

wovon wir hier in einer völlig unterschiedlichen Be-
urteilung der wahren Wirklichkeit reden. 

Ich komme damit direkt auf das Thema, das Sie 
abgehandelt haben, nämlich den Extremismus im 
öffentlichen Dienst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war von 
gestern!) 

— Aber nein. 

(Rawe [CDU/CSU] : Sie müssen dem Refe

-

renten sagen, er soll erst mal zuhören, 
wenn er etwas aufschreibt! Dann kommt 

es besser an!) 

— Ach, wenn Sie nur zuhören könnten! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber ja. In jeder Zeitung, die ich aufschlage, 
die Äußerungen Ihrer Politiker bringt, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

wird landauf landab ein Schauergemälde von wach-
sender linksextremistischer Unterwanderung un-
serer Gesellschaft, unseres Staates entworfen. 

Bei den Universitäten ist seit einem Jahre fest-
zustellen, daß das nicht mehr der Fall ist. Das 
gleiche gilt für den Extremismus im öffentlichen 
Dienst, von dem Sie gesprochen haben. In der 
Öffentlichkeit ist der Anschein verbreitet, als ob 
es da auf der einen Seite die Parteien der sozial-
liberalen Koalition und die von ihr regierten Län-
der gibt, die weniger standfeste, weniger streitbare 
Demokraten seien, als etwa die Parteien, die Ihrer 
Oppositionsfraktion angehören. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Ich 
habe von der inneren Spaltung der beiden 
Koalitionsparteien gesprochen! Das ist 

etwas anderes!) 

Die Zahlen auf Grund der letzten Erhebungen 
widerlegen auch hier die Polemik der Opposition 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Nord

-

rhein-Westfalen!) 

gegen eine extremistische Unterwanderung unseres 
Staates als reine Wahlpropaganda. Es ist erstaun-
lich, daß der Anteil von Links- und Rechtsextremi-
sten in den einzelnen Bundesländern, alle im dorti-
gen Bundesdienst, Landesdienst und Kommunal-
dienst Tätigen zusammengenommen, nicht im min-
desten mit dem Bilde zusammenstimmt, das die 
Opposition der Öffentlichkeit hier wie außerhalb 
einzureden versucht: daß es da nämlich sozial-
liberale Länder gibt, die von Linksextremisten im 
öffentlichen Dienst wimmelten, und christdemo-
kratisch regierte, die sich demgegenüber allein als 
Hüter der Demokratie nach links verstünden und 
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bewährten. Das schwingt ja auch bei Ihren Berner-
kungen etwa über unsere Hamburger Parteifreunde 
mit. Die Wahrheit sieht auch hier völlig anders aus. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Dort wer-
den Kommunisten zu kritischen Demokra-

ten!) 

— Ich komme darauf gleich. So steht im sogenann-
ten roten Hessen 138 Linksextremisten im öffent-
lichen Dienst fast die gleiche Zahl von Rechts-
extremisten gegenüber, nämlich 134. Demgegen-
über sind in einem sogenannten, wenn ich es ein-
mal so verkürzt sagen darf, schwarzen Land wie 
Baden-Württemberg, also einem von der CDU re-
gierten Land, 246 Linksextremisten im öffentlichen 
Dienst, also ein erheblich größerer Anteil gegen-
über bloß 156 Rechtsextremisten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Aber gern. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Bundesmini-
ster, könnte die Unterschiedlichkeit der Zahlen 
nicht darauf beruhen, daß in den von der CDU/CSU 
regierten Ländern die Extremisten, die in den 
öffentlichen Dienst eindringen, aufgespürt, benannt 
und damit bekannt werden, während sie in den 
Ländern, die Sie zuerst genannt haben, eben nicht 
mit der gleichen Sorgfalt aufgespürt werden? 

(Lachen bei der SPD) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Das ist doch vollkommen ausgeschlossen, weil 
die Verfassungsschutzämter aller Länder Extremi-
sten rechts wie links nach genau den gleichen Kri-
terien in solchen Statistiken zusammenfassen. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage, Herr Minister? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Bitte! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, ist 
Ihnen folgender unangenehmer Sachverhalt be-
kannt, daß z. B. Personen, die von einem Land zu-
rückgewiesen worden sind, die durch zwei Instan-
zen die Gerichte bemüht haben, wobei abschließend 
rechtskräftig festgestellt worden ist, daß die Zu-
rückweisung zu Recht erfolgt ist, dann in ein ande-
res Bundesland gegangen sind und dort genau die 
Positionen eingenommen haben,  die ihnen im ande-
ren Bundesland verwehrt worden sind? 

(Zuruf von der SPD: Von Rheinland-Pfalz 
nach Baden-Württemberg!) 

Dr.  Dr.  h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Das hat es in der Tat in Einzelfällen gegeben, 
aber — das wissen Sie sehr genau — nicht etwa 
nur in der einen Richtung, sondern genauso in der  

anderen Richtung, ja selbst bei einer Abwanderung 
von abgelehnten Bewerbern aus einem CDU-regier-
ten Land in das andere. Das ist keine Argumenta-
tion, mit der Sie uns hier beeindrucken können. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Hirsch? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Aber gerne! 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Minister, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß gerade deswegen eine Novel-
lierung des Beamtenrechtsrahmengesetzes notwen-
dig ist, damit endlich eine einheitliche Handhabung 
durch die verschiedenen Länder gesichert werden 
kann? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Herr Kollege Hirsch, genau darauf ziele ich in 
meinen weiteren Äußerungen ab und deshalb breite 
ich Ihnen dieses Material erstmals aus. — Dieser 
einfache Vergleich straft la  nämlich nicht nur alle 
Gespenstergemälde von nach links weichen Roten 
und nach rechts harten Schwarzen Lügen — wenn 
ich es einmal so versimpeln darf —, sondern das 
stimmt eben einfach, wenn man es an der Wirk-
lichkeit überprüft, nicht. Allerdings gibt es da auch 
andere Bilder im dritten Beispiel dieser Art: in 
Bayern, das in der Tat nur nach links scharfsichtig 
zu sein scheint, nach rechts aber sehr nachsichtig. 
Stehen im öffentlichen Dienst im Bereiche dieses 
Landes doch 155 Linksextremisten immerhin 247 
Rechtsextremisten gegenüber. Deshalb ist es dann 
auch kein Wunder, daß es in diesem CSU-regierten 
Land zwar immerhin vier Entlassungen von Links-
extremisten gibt, aber keine einzige bei den fast 
doppelt so vielen Rechtsextremisten. 

Daß die Bundesregierung angesichts dieser völ-
lig unterschiedlichen Einstellungspraxis — das ist 
völlig unbestreitbar — eine bundeseinheitliche Re-
gelung des Verfahrens bei Einstellung von extre-
mistischen Bewerbern im öffentlichen Dienst in An-
griff nimmt, bei der die gleichen rechtsstaatlichen 
Grundsätze nach links wie nach rechts gelten, ist 
schon angesichts dieser völlig uneinheitlichen Ver-
waltungspraxis unabweisbar. Es soll in unserem 
Lande allüberall dasselbe Beamtenrecht gelten; dar-
um handelt es sich ja. Ich meine, hier sind alle 
demokratischen Parteien dieses Hauses in einem 
Boot, und ich bedauere es zutiefst — um das ganz 
klar zu sagen —, daß heute offenbar bei der CDU/ 
CSU noch die Auffassung vorherrscht, dieses Extre-
mismusthema eigne sich als Wahlschlager. Ich bin 
demgegenüber, Herr Kollege Carstens, der Auffas-
sung, daß hier wie auf allen Feldern der inneren 
Sicherheit kein Tummelplatz für parteipolitische 
Profilierungskampagnen ist, denn wer hier das Ver-
trauen in die Verfassungstreue dieser oder jener 
demokratischen Partei in Zweifel zu ziehen sucht, 
zerstört in unserer Bevölkerung das Vertrauen in 
dieses unser demokratisches System überhaupt. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 
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Wir, die demokratischen Parteien dieses Hauses, 
sollten darum auf allen Seiten der Versuchung 
widerstehen, den Solidarisierungskampagnen poli-
tischer Extremisten noch ein weiteres Jahrfünft 
das Evergreen sogenannten Berufsverbots zu besche-
ren, nur weil man nicht bereit ist, sich in solchen 
Fällen auf eindeutige Grundsätze rechtsstaatlichen 
Verfahrens zu einigen, 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

wie sie in dem von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurf bundeseinheitlich festgeschrieben wer-
den sollen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Das ist jetzt die ak-
tuelle Auseinandersetzung mit der Rede 

von Herrn Carstens?) 

— Ich komme noch auf das Hamburger Beispiel. Er 
hat genau dahin gezielt. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Auf 
die FDP habe ich gezielt!) 

In dieser bundeseinheitlichen Regelung wird von 
folgenden vier für die Regierungsparteien unver-
rückbaren Grundsätzen ausgegangen, — 

(Sellers  [CDU/CSU] : Sie wollten doch jetzt 
von Hamburg sprechen!) 

— ich komme noch darauf; haben Sie doch Geduld. 
Sie werden gleich davon hören, unmißverständlich, 
was ich dazu meine. 

1. Der öffentliche Dienst in einem freiheitlichen 
Rechtsstaat darf nicht den Gegnern der freiheitlich-
demrokratischen Grundordnung überlassen werden. 
Ich glaube, da werden wir übereinstimmen. 

2. Da werden wir schon nicht so sehr übereinstim-
men, fürchte ich: Die Verteidigung der Freiheit 
muß auch und gerade gegenüber den Feinden der 
Freiheit nach Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit 
erfolgen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Wieso sollen 
wir da nicht übereinstimmen?) 

-- Dann müssen wir uns sehr schnell über den Re-
gierungsentwurf einigen können, wenn wir hier 
übereinstimmen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Oder  über den 
 Entwurf der Länder!) 

3. Wenn beides richtig ist, muß in jedem Einzelfall 
geprüft werden, ob tatsächlich Anhaltspunkte für 
einen begründeten Zweifel bestehen, 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Die Mitglied-
schaft!) 

daß der Bewerber die Gewähr dafür bietet, daß er 
jederzeit für die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung einsteht. Diese Einzelfallprüfung verbietet 
— das ist eben ein rechtsstaatliches Gebot; alles an-
dere ist Gesinnungs- oder Verdachtsstrafrecht, wenn 
ich es einmal so sagen darf — jede pauschale und 
generalisierende Wertung. Nur am Einzelfall kön-

nen wir über Ablehnung oder Zulassung entschei-
den. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Aber die Mit

-

gliedschaft ist doch das entscheidende Indiz! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
Stimmt das absolut überein mit dem, was 
Sie über die 250 Rechten und die 120 Linken 

gesagt haben? Genau das Gegenteil!) 

— Aber nein! Wieso? 

4. Vor der Entscheidung — das ist natürlich ein 
kritisches Problem — über die Versagung ist dem 
Bewerber die Möglichkeit zur Stellungnahme zu den 
gegen ihn vorliegenden Ablehnungsgründen zu ge-
ben. Das schließt eben aus, daß man einzig und 
allein feststellt: Der Betreffende ist Mitglied. 
Punktum, damit ist er abgelehnt. Er muß darüber, 
ob er sich mit dieser Partei oder wie er sich mit 
ihrem Programm identifiziert, persönlich gehört 
werden. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Er ist Mitglied 
und identifiziert sich nicht? Das ist ja ko

-

misch!) 

— Sie selbst haben in Ihrem Entwurf ja diese letzte 
Konsequenz offengehalten, indem Sie gesagt haben: 
Im Ausnahmefall ist auch ein Mitglied, ja selbst ein 
Funktionär, wenn ich Sie richtig verstehe, zuzulas-
sen. Das bedeutet, daß auch Sie nur mit einer voll-
kommenen Umkehr des Regel- und Ausnahmever-
hältnisses im Grunde diesen Fall durchaus mit vor-
sehen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Dann stimmen 
Sie doch zu!) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Aber gern. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß Herr Carstens 
vorhin davon gesprochen hat, daß in Hamburg die 
FDP die Einstellung von fünf Lehrern, die der KPD 
angehören, gewünscht hat 

(Bundesminister Dr. Dr. h. c. Maihofer: Zwei!) 

— gut, zwei —, während die SPD dieser Einstellung 
widersprochen hat, d. h. also, daß Herr Carstens 
abgestellt hat auf die innere Uneinigkeit innerhalb 
der Koalition? Wären Sie bereit, dazu jetzt Stellung 
zu nehmen? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Aber ja. Ich bin genau dabei, Wenn Sie mich 
weiterreden ließen, wären wir schon längst bei dem 
Thema. 

Zu 4. habe ich noch einen weiteren Satz hinzuzu-
fügen; der heißt: Der Bewerber hat einen Anspruch 
darauf, daß die Ablehnung der Einstellung schrift-
lich zu begründen ist, und zugleich, daß die Ableh-
nung nur auf gerichtsverwertbare Tatsachen gestützt 
werden darf. Auch das ist für uns ein Gebot der 
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Rechtsstaatlichkeit, und nur darum streiten wir 
eigentlich, ob diese Gebote der Rechtsstaatlichkeit 
auch hier und gerade hier gelten oder nicht. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Beant-
worten Sie doch meine Frage!) 

— Einen Augenblick! 

(Seiters [CDU/CSU] : Er hat doch sein Manu- 
skript da!) 

Danach ist klar, daß ein Bewerber, der einer Ver-
einigung angehört, die verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgt, nach einer Einzelfallprüfung abgelehnt 
werden kann und muß, wenn sich aus tatsächlichen 
Anhaltspunkten begründete Zweifel ergeben, daß 
der Bewerber jederzeit für die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung eintreten Wird.  

(Dr. Carstens [Fehmarn] ]CDU/CSU[: Außer 
seiner Mitgliedschaft soll er noch weitere 
Beweise gegen sich erbringen, oder wie?) 

— Sie wissen doch ganz genau, daß mein Vorgän-
ger, mein Parteifreund Genscher, in seiner Rede im 
Bundesrat ausdrücklich gesagt hat, daß auch die 
Mitgliedschaft, ja vor allem die Funktionärseigen-
schaft, ein in der Person des Bewerbers liegender 
Umstand sei, aus dem sich Schlüsse ergeben könn-
ten, aber, wenn es andere Tatsachen gebe, nicht 
unbedingt ergeben müßten. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Nen-
nen Sie doch mal solche anderen Tatsachen, 

z. B. in Hamburg!) 

— Wir sind bei Hamburg. 

(Seiters [CDU/CSU] : Davon haben wir noch 
nichts gemerkt!) 

— Warten Sie doch ab! Unmißverständlich klar ist: 
Sie können doch, wenn Sie eine Einzelfallprüfung 
vornehmen, auch wenn etwa Koalitionspartner dar-
an mitwirken, wenn also in jedem Einzelfall ge-
fragt werden muß, ob begründete Anhaltspunkte 
für tatsächliche Zweifel usw. vorhanden sind, nie-
mals anders entscheiden, als daß Sie nach der Ak-
tenlage, nach der Anhörung sich im Einzelfall ein 
Urteil darüber verschaffen. Da gehen dann eben die 
Meinungen auseinander, ob in diesem Fall Zweifel 
begründet sind oder nicht. Das ist doch in Hamburg 
der Streit, daß in zwei Fällen eine unterschiedliche 
Beurteilung im Einzelfall bestand. Wenn Sie pau-
schale und generelle Wertungen vornehmen, gibt 
es natürlich nie einen Zweifel. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Biehle? 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Minister, glauben Sie, 
daß zwischen der von Ihnen soeben erhobenen For-
derung, die Demokratie nicht den Gegnern freiheit-
licher Grundlagen zu überlassen, und der geübten 
Praxis auch Ihres Hauses in Verbindung mit dem 
Finanzministerium — ich nenne den Fall, daß die 
Kommunistische Partei Deutschlands Marxisten-Le-
ninisten als steuerlich förderungswürdige Partei an-
erkannt wird — ein großer Unterschied besteht? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Das ist demagogische Polemik. Sie wissen aus 
der Antwort des Finanzministeriums, daß es hier 
strenge gesetzliche Vorschriften gibt, an denen man, 
wenn man nicht den Rechtsstaat außer Kurs setzen 
will, wie es einem paßt, einfach nicht vorbei kann. 
Solange eine solche Partei nicht durch das Bundes-
verfassungsgericht verboten ist, können Sie ihr sol-
che steuerlichen Begünstigungen nicht entziehen. 
Das ist völlig ausgeschlossen. 

(Biehle [CDU/CSU] : Dann sollte man auch 
die Konsequenzen daraus ziehen!) 

— Dann haben wir eben ein völlig unterschiedliches 
Verhältnis zum Rechtsstaat, wie ich feststellen muß. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Liedtke? 

Liedtke (SPD) : Herr Minister, wie würden Sie 
folgenden Vorgang beurteilen? Auf die Frage: „Ist 
ein Bundestagskandidadt der NPD ein engagierter 
Anhänger derselben?" wurde folgende Antwort ge-
geben: „Die Frage kann aus Rechtsgründen so pau-
schal nicht beantwortet werden. Nach dem gelten-
den Beamtenrecht wie nach der Gemeinsamen Er-
klärung der Ministerpräsidenten und des Bundes-
kanzlers vom 28. Januar 1972 muß jeder Einzelfall 
für sich geprüft und entschieden werden." Die 
Frage wurde im Landtag von Rheinland-Pfalz ge-
stellt. Die Antwort wurde vom CDU-Kultusminister 
Dr. Vogel gegeben. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Dem kann ich überhaupt nichts hinzufügen. 
Das zielt genau auf die von uns zutiefst als fragwür-
dig bezeichnete Praxis, daß man in einem solchen 
Verfahren, wo es durchaus um den beruflichen 
Werdegang geht, eine solche Entscheidung nicht 
nach strengen rechtsstaatlichen Verfahrensweisen 
trifft. 

Aber nun zu dem, was Hamburg angeht: Herr 
Kollege Carstens, auch Sie haben das wieder auf-
geworfen, als ob es darüber irgendwann einmal 
einen Zweifel gegeben hätte, ob diese Regierung 
die alte und neue KPD oder auch die DKP als ver-
fassungsfeindlich beurteile oder nicht. Daran hat 
die Bundesregierung in immer und immer wieder 
wiederholten Erklärungen niemals den allergering-
sten Zweifel gelassen. Noch vor wenigen Tagen ist 
dies auch von mir wieder auf eine Mündliche An-
frage — die wir dann allerdings schriftlich beant-
worten mußten, weil keiner der Anfragenden da 
war — erneut bekräftigt worden. Nur, das gewinnt 
allmählich nun wirklich den Geruch der Lächerlich-
keit, daß man immer und immer wieder, obwohl 
man ganz genau weiß, daß die Bundesregierung 
unverrückbar an ihrer Stellungnahme festhält, diese 
Zweifel in die Welt zu setzen sucht. 

Das ist genau das gleiche im Hinblick auf die 
mißverständliche Erklärung unserer Hamburger 
Parteifreunde. Ich möchte gar nicht darum herum-
reden. Aber ich bitte Sie, auch zur Kenntnis zu 
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nehmen, daß Prof. Bialas, als Sprecher der Hambur-
ger FDP in der Bürgerschaft, eben zu dieser Erklä-
rung, in der es ja wie Sie wissen hieß, Sozial-
demokraten, Kommunisten und Liberale seien kriti-
sche Demokraten, ausdrücklich und unmißverständ-
lich das folgende erklärt hat: „Die Gleichung ist von 
uns nie aufgemacht worden; sie wird von mir auch 
in keinem Falle unterstützt. Dies ist auch gar nicht 
der Gegenstand des Beschlusses. Das Problem, um 
das es hier geht, ist, ob Leute, die sich selbst für 
kritische Demokraten halten, sich möglicherweise 
zu den Kommunisten geschlagen haben. Ich sage 
Ihnen, daß ich eine solche Entscheidung für einen 
grundsätzlichen Irrtum der Betroffenen halte. Kom-
munisten sind keine kritischen Demokraten. Das ist 
wahr." 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU /CDU] : Aber 
werden in den Staatsdienst eingestellt!) 

Ich zitiere zu Ende: „Aber daß sich jemand in Ver-
folg politischer Auseinandersetzungen irrtümlich 
auf eine verkehrte Front begibt, wäre nicht das 
erstemal in der Geschichte unseres Landes." 

Wenn wir hier wirklich ehrlich miteinander 
reden: Wir sind doch in diesem Punkte grundsätz-
lich miteinander einig, daß jemand, der einer Par-
tei angehört, die nach unserer Einschätzung ver-
fassungsfeindliche Ziele verfolgt, nichts im öffent-
lichen Dienst zu suchen hat. Aber selbst Sie haben 
in dem Entwurf, den die CDU- und CSU-regierten 
Länder im Bundesrat eingebracht haben, ebenso ge-
sagt, das gelte für Sie nur im Regelfall, wenn jemand 
Mitglied oder Funktionär der Partei sei. Im Aus-
nahmefall behalten selbst Sie sich eine entge-
gengesetzte Entscheidung vor. Damit haben Sie 
sich implicite allerdings mit einer anderen Auf-
fassung, was Beweislast usw. anlangt — auf den 
gleichen grundsätzlichen Standpunkt gestellt, daß 
es durchaus Fälle geben kann, die man nach per-
sönlicher Anhörung und Erforschung der Umstände 
anders behandeln muß als bei einer generalisier-
ten, pauschalen Wertung, wenn man alles über 
einen Leisten schlägt. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Nen-
nen Sie ein Beispiel! Das würde uns unge-

heuer interessieren!) 

— Warum? Nehmen Sie doch die Dutzende von 
Beispielen aus Baden-Württemberg und aus Bayern: 
Leute, die wirklich diesen Parteien angehören, die 
von Ihren eigenen Parteifreunden aufgenommen 
worden sind! 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Das 
ist kein Beweis für die Richtigkeit Ihrer 

These!) 

— Aber nein: Daß Sie selbst im Grunde in der 
öffentlichen Auseinandersetzung davon ausgehen, 
Mitglied und Funktionär bedeute automatischen 
Ausschluß vom öffentlichen Dienst, in Wahrheit 
aber selbst in Ihren eigenen Ländern nach völlig 
anderen Grundsätzen handeln, daß Sie nämlich 
trotz Ihrer öffentlichen Reden im Einzelfall durch-
aus zu abweichenden Entscheidungen kommen. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP)  

Sonst wären doch die Hunderte von Mitgliedern 
des öffentlichen Dienstes, die wir hier haben und 
die in den letzten Jahren dazugekommen sind, 
überhaupt nicht zu erklären. Das ist das für mich 
eigentlich zutiefst Bedauerliche, daß wir hier nicht 
wirklich ehrlich miteinander reden, daß wir auf der 
einen Seite aus dem Extremismusthema einen gro-
ßen Wahlschlager machen, während wir in Wahr-
heit im gleichen Boot sitzen, daß wir nämlich im 
Einzelfall entscheiden müssen: ja oder nein. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Moersch? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Ja. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Bundesminister, darf ich Sie bitten, dem Kolle-
gen Carstens auf seinen Zwischenruf zwei Fälle 
aus dem Bereich der NPD und einen Fall aus dem 
Bereich der DKP aus Baden-Württemberg vorzu-
legen, wobei ihm ja der Fall aus dem Bereich der 
DKP besonders vertraut sein sollte? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Das werde ich gern mit allen Akten und allem, 
was dazu gehört, tun, und dann werden Sie über-
haupt keine Möglichkeit mehr haben, Ihre Argu-
mentation aufrechtzuerhalten. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Bitte! 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Minister, kön-
nen Sie bei den Zahlen, die Sie jetzt genannt haben, 
wie viele Radikale sich in diesen Bundesländern im 
öffentlichen Dienst befinden, ausschließen, daß das 
auch Leute sind, die in Unkenntnis ihrer Eigen-
schaft in den Dienst gelangt sind oder erst hinter-
her als Radikale festgestellt wurden? Können Sie 
behaupten, daß das lauter Leute waren, die in 
Kenntnis ihrer Einstellung erst eingestellt wurden? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Es ist ja so, daß ein Teil davon durchaus als 
so verdächtig auch schon bei der Einstellung be-
kannt war, daß ein Teil davon, das gilt für rechts 
und links, erst nachher durch irgendein auffälliges 
Verhalten als extremistisch verdächtig festgestellt 
worden ist. Das kann man sehr wohl im einzelnen 
auseinanderlegen, aber die Grundtatsache, um die 
es geht, daß auch in den von Ihnen regierten Län-
dern in Wahrheit immer wieder linksextremistische 
Bewerber in den öffentlichen Dienst aufgenommen 
worden sind, obwohl bekannt war, daß sie solchen 
Organisationen angehörten, und sogar noch mehr 
rechtsextremistische, hier und dort, das ist doch 
völlig unbestreitbar. Allein darum geht es, daß Sie 

 uns den Vorwurf machen, daß wir hier nach völlig 
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anderen Grundsätzen verfahren als Sie. In Wahr-
heit handeln Sie — wie ich an den Beispielen Hes-
sens und Baden- Württembergs gezeigt habe — eher 
noch viel stärker nach den von Ihnen verurteilten 
Grundsätzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun darf ich zum Schluß kommen mit einer Be-
merkung — auch das an Ihre Adresse gerichtet, 
Herr Kollege Carstens — zur Guillaume-Affäre. 
Alle Regierungen seit Bestehen der Bundesrepublik, 
das wissen Sie so gut wie ich, waren jeweils von 
ihren Spionageaffären heimgesucht: John, Frenzel, 
Knipp, Sütterlin, Felfe stehen nur als einige will-
kürlich herausgegriffene Beispiele für viele andere. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Frenzel dürfen 
Sie nicht dazu zählen! — Dr. Arndt [Berlin] 
[SPD] : Schmidt-Wittmack hier aus dem 
Hause! — Dr. Althammer [CDU/CSU] : 
Keine Warnung vom Verfassungsschutz! 
— Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Kei-
ner saß beim Bundeskanzler, soweit ich 

sehe!) 

— Ich komme gleich darauf, Herr Carstens. 

Sicher ist der Fall Guillaume wegen der Pla-
zierung dieses Agenten in nächster Nähe des Bun-
deskanzlers 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Und wegen der 
Umstände!) 

besonders spektakulär, das hat nie jemand bestrit-
ten. 

(Seiters [CDU/CSU] : Deswegen ist der 
Kanzler ja auch zurücktreten!) 

Ob er vom angerichteten Schaden allerdings, also 
vom Verratsumfang her, wirklich, wie Sie so leicht-
hin hier behauptet haben, der größte Spionagefall in 
der Bundesrepublik Deutschland ist — das wagen 
Sie ja zu sagen, noch vor Abschluß der Ermittlun-
gen —, ist eine völlige unbewiesene Behauptung. 

(van Delden [CDU/CSU] : Hoffentlich kommt 
kein noch schlimmerer!) 

Eine auch sehr viel unscheinbarere Funktion kann 
Verratsmöglichkeiten ergeben, die mit denen eines 
Referenten im Kanzlerbüro durchaus vergleichbar 
sind, wie die ganzen Beispiele, die ich Ihnen auf-
gezeigt habe, beweisen. Ich finde nur, schon heute, 
bevor wir überhaupt wissen, was verraten wor-
den ist, nicht nur, was bewiesen werden kann, das 
so in die Welt zu setzen — „Das ist der größte 
Verratsfall in der Geschichte der Bundesrepublik!" 
— ist unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abge-
ordneten Berger? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Gleich im Anschluß. Darf ich wenigstens die-
sen Gedanken noch weiterführen? 

Ich sage das alles nicht, um den Fall Guillaume 
zu verharmlosen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Brandt ist ja auch 
zurückgetreten!) 

Die Bundesregierung hat diesen Verratsfall von An-
fang an außerordentlich ernst genommen, und sie 
hat sich um die rückhaltlose Aufklärung dieses 
Falles von Anfang an bemüht. Ich darf dazu nur zwei 
Dinge in Erinnerung rufen. Die Bundesregierung hat 
längst vor Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses des Parlaments eine eigene Kommission einge-
setzt, die alle schwachen Punkte bei der Behand-
lung dieses Sicherheitsfalles aufdecken wird. Diese 
Kommission arbeitet, wie ich mich durch einen kürz-
lich erstatteten Zwischenbericht überzeugen konnte, 
zügig und gründlich. Der Bericht der Kommission 
wird der Bundesregierung nach Ende Oktober vor-
liegen. Die Bundesregierung ist, und das bekräftige 
ich hier nochmals, entschlossen, ihn in allen Stücken 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Ich darf aber auch ein Zweites bei dieser Gele-
genheit einmal hier in Erinnerung rufen. Die Bun-
desregierung hat auch von Anfang an den parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuß bei seiner Wahr-
heitsfindung rückhaltlos unterstützt. 

(van Delden [CDU/CSU] : Und die schwarzen 
Stellen?) 

— Wir kommen gleich darauf. 

Sie hat dem Ausschuß, und das meine ich ganz 
ernst, bis an die äußerste Grenze des nach allem 
sachverständigen Urteil aus Sicherheitsgründen 
Vertretbaren ihre Unterlagen zur Verfügung ge-
stellt. Bei der Erteilung der Aussagegenehmigungen 
hat diese Regierung in der gleichen Weise gehan-
delt. Ich behaupte, daß die Bundesregierung durch 
diese Offenlegung, bis an die äußerste Grenze des 
Möglichen, überhaupt erst die Voraussetzung dafür 
geschaffen hat, daß der Untersuchungsausschuß zu 
weitgehenden Sacherkenntnissen gekommen ist. Ich 
meine, dies sollte auch einmal anerkannt werden. 
Ich würde sogar die Behauptung wagen, daß es im 
In- und Ausland keinen Vergleichsfall gibt, in dem 
eine Regierung die Arbeit eines parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses in diesem Bereich aller-
höchster Empfindlichkeit in ähnlich rückhaltloser 
Weise unterstützt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Sehr 
wahr! bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie nun die Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Berger? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Bitte! 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, darf ich auf Ihren Zweifel an den Fest-
stellungen meines Kollegen Carstens zurückkom-
men, daß es sich hier um den größten Spionagefall 
der Bundesrepublik handelt. Darf ich Sie bitten, mir 
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zu sagen, welcher andere Spionagefall seit Beste-
hen dieser Bundesrepublik zum Rücktritt eines Bun-
deskanzlers geführt hat? 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Das spricht 
eben für diesen Kanzler! — Kleinert [FDP] : 
Das kommt auf die Dickfälligkeit des Bun-

deskanzlers an!) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Das sind doch zwei ganz verschiedene Dinge: 
die Auswirkung eines solchen Spionagefalls für die 
innenpolitische Szene und die Wertung eines sol-
chen Spionagefalles als Landesverrat. Sie wissen ja, 
was Spionage ist, nämlich Verrat von Staatsgeheim-
nissen. Das steht heute doch noch in den Sternen 
— das weiß Herr Carstens so gut wie ich —, in-
wieweit in diesem Sinne dieser Spionagefall Guil-
laume in der Tat der größte Verratsfall der Bundes-
republik war. Das ist der entscheidende Punkt. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU] : Von Ver-
ratsfall war nicht die Rede, sondern von 

Spionagefall!) 

— Ja, Spionagefall! Noch niemand kann heute 
sagen, ob hier überhaupt im Rechtssinn — das 
wissen Sie ja — Spionage im Sinne von Landes-
verrat betrieben worden ist. Was durchaus auf 
der Hand liegt, ist, daß hier nachrichtendienstliche 
Tätigkeiten gegeben waren, die strafbar sind. Das 
ist klar. Aber wir reden von Spionage — und Sie 
auch. 

Präsident Frau Renger: Herr Hirsch hat noch 
eine Zwischenfrage. Gestatten Sie sie? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Bitte! 

Dr.  Hirsch  (FDP) : Herr Bundesminister, sind Sie 
nach den bisherigen Arbeitsergebnissen der von 
Ihnen eingesetzten Kommission unter Leitung von 
Herrn Eschenburg der Auffassung, daß Herr Guil-
laume überhaupt eingestellt worden wäre, wenn 
Bundesnachrichtendienst und Bundesamt für Ver-
fassungsschutz Ende des Jahres 1969 technisch 
und personell auf der Höhe ihrer Zeit gewesen 
wären? 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Wenn 
der Ehmke auf der Höhe seiner Zeit gewe-

sen wäre!) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des In-
nern: Das ist eine zu billige Sache. Das können Sie 
nicht personifizieren. Auf Ihre Frage, Herr Kollege 
Hirsch, kann ich Ihnen nur folgende Antwort geben: 
Ganz sicherlich — und das ist auch heute schon das 
Ergebnis — gibt es hier Schwächen und Mängel, die 
wir nach gründlicher Untersuchung mit allen organi-
satorischen Konsequenzen ausräumen werden. Daß 
aus diesen Schwächen die Organisationsmängel und 
Koordinationspannen entstanden, ist unbestreitbar. 
Daß diese sicherlich nicht durch die damals amtie-
rende Regierung in die Welt gebracht worden sind,  

sondern daß sie eine Organisation in beiden Be-
reichen, die Sie genannt haben, übernommen hat, 
die offenbar nicht auf der Höhe ihrer Leistungsfä-
higkeit stand, das ist doch ebenso unbestreitbar. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU] : Dazu haben 
Sie ,doch vier Jahre Zeit gehabt! — Abg. 
van Delden meldet sich zu einer Zwischne

-

frage) 

— Aber nun darf ich doch wirklich zu Ende kom-
men. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich muß noch eines sagen: Bei dieser unbestreit-
baren Sachlage halte ich es persönlich für empörend 
— Herr Kollege Carstens, ich würde Ihnen das gerne 
persönlich zu Gehör bringen —, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Gern!) 

wenn wider besseres Wissen und aus Gründen der 
Stimmungsmache immer wieder die Behauptung auf-
taucht, die Bundesregierung habe bei der Vorlage 
der Akten manipuliert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wer hier von Manipulation redet — und wenn 
deutsch noch deutsch ist, heißt das: bewußte und 
gezielte Verfälschung oder Unterdrückung von Ak-
ten; nur das bedeutet dieses Wort Manipulation —, 
wer das sagt, wie Ihr Kollege Strauß landauf und 
landab in jeder Wahlversammlung, der weiß ent-
weder nicht, wovon er spricht, oder er redet gegen 
besseres Wissen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Er sollte sich auch darüber im klaren sein, daß sein 
Vorwurf die Beamten des Bundesinnenministeriums 
trifft, die  nach bestem Wissen und Gewissen ihre 
Pflicht getan haben, und daß es sich dabei — auch 
das sage ich einmal hier öffentlich ausdrücklich — 
weithin um Beamte handelt, die politisch der Oppo-
sition nahestehen. 

(Dr. Arndt  [Hamburg]  [SPD] : Vorsitzender 
,der CDU-Betriebsgruppe im Bundesministe

-

rium des Innern!) 

Daß das so ist, gibt doch — und das möchte ich 
Ihnen sehr zu bedenken geben — diesem immer und 
immer wiederholten, an die Adresse der Regierung 
gerichteten Vorwurf der Manipulation nun eine 
höchst bedenkliche Schlagseite, und ich glaube, 
wenn Sie ihn wiederholen, dann könnte sich dieser 
Vorwurf sehr wohl als Bumerang erweisen, der ge-
gen Sie selbst zurückschlägt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte abschließend auch an dieser Stelle 
bekräftigen, daß die von der Bundesregierung ein-
gesetzte Kommission, die nach ihrem Ergebnis wie 
der Untersuchungsausschuß schon jetzt Schwächen 
und Fehler in der Arbeit der Sicherheitsbehörden 
aufgedeckt hat, nach Abschluß der Untersuchung alle 
erforderlichen organisatorischen Konsequenzen vor-
schlagen wird. Ich kann Ihnen ebenso sagen: So, 
wie diese Regierung an der rückhaltlosen Aufklä-
rung aller dieser Fälle mitwirken wird, so werden 
wir auch rückhaltlos die Lehren aus diesen Erfah- 
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rungen ziehen. Deshalb möchte ich auch meinen, daß 
das sehr durchsichtige Spiel der Opposition, 

(van Delden [CDU/CSU] : Bei Ihnen ist es 
leider undurchsichtig!) 

über diese Skandalaffären bestimmte Personen ge-
geneinander auszuspielen oder gar die Koalition 
auseinanderzutreiben, nicht aufgehen wird. Wir 
werden Sie in Ihren Erwartungen enttäuschen. Sie 

 werden allenfalls erreichen, daß wir in dieser sozial-
liberalen Koalition noch dichter zusammenstehen 
werden — das kann ich Ihnen versichern — 

(Beifall bei der FPD und der SPD) 

und gemeinsam aus unserer staatspolitischen Ver-
antwortlichkeit, in der wir uns nicht beirren lassen, 
Ihre parteipolitischen Kampagnen abwehren wer-
den, von denen ich fürchte, daß sie letztlich noch 
nicht einmal Ihrer Partei nützen, sondern zuletzt nur 
diesem Staate schaden werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Möller 
[Lübeck] [CDU/CSU] : Also den Mantel über 

die Wahrheit!) 

Wer weiß heute noch — ich sage das ausdrücklich —, 
wer Herr Steiner war  und  welcher Partei er ange-
hört hat? 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Der Bun-
deskanzler hat gesagt: Schicken Sie mal Ihre 
Frau zum Einkaufen, das Volk wird es 

Ihnen sagen!) 

— Aber wir reden jetzt von Herrn Steiner. Die ent-
scheidende Sache ist, daß letztlich alle diese partei-
politischen Versuche, hier für oder gegen die eine 
oder andere Partei Punkte zu sammeln, in das 
genaue Gegenteil ausschlagen werden, daß wir im 
Grunde Punkte sammeln 

(Dr. Carstens [Fehmarn] : Für die Wahrheit!) 

— immer, da sind wir mit Ihnen einig! 

(Dr. Carstens [Fehmarn] : Hat aber lange 
gedauert!) 

— aber nein! —, daß Sie im Grunde letztlich Punkt 
für Punkt das Vertrauen in diese unsere freiheitliche 
Demokratie zerstören. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist außerordentlich 
merkwürdig daß die Bundesregierung die Schwäche 
ihrer Position dadurch vor dem Deutschen Bundestag 
bekundet, daß jetzt schon das dritte Regierungsmit-
glied hintereinander spricht und daß durch diesen 
Mißbrauch des besonderen Rederechts der Regierung 
die echte parlamentarische Debatte über die ganze 
Mittagszeit hinweg verhindert worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — van Delden 
[CDU/CSU] : Mittagszeit ist Fernsehzeit!) 

Herr Bundesminister Maihofer, wenn Sie von der 
Erschütterung des Vertrauens in diesen Staat und in  

diese Demokratie reden, dann, so glaube ich, hat 
diese Koalition und vor allen Dingen diese Bundes-
regierung allen Anlaß, einmal selbstkritisch zu prü-
fen, welchen Anteil sie an dieser Erschütterung des 
Vertrauens hat. Wenn Sie das sachlich und ohne 
Voreingenommenheit tun, dann werden Sie mit uns 
zu dem Ergebnis kommen, daß derartige Vorwürfe, 
wie Sie sie eben an die Opposition gerichtet haben, 
auf Ihr eigenes Lager zurückfallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Arndt 
[Hamburg] [SPD] : Jägerlatein!) 

Lassen Sie mich eine dritte Vorbemerkung machen. 
Die Dimension des Spionagefalls Guillaume ergibt 
sich doch nicht aus der Frage, wieviel Dossiers oder 
wieviel kleinere oder größere Einzelfakten dieser 
Herr nach Ost-Berlin gebracht haben mag, sondern 
die Dimension ergibt sich doch schlicht und einfach 
daraus, daß es der Führung der DDR und mit ihr 
dem ganzen Ostblock über Monate hinweg möglich 
gewesen ist, Einblick in die internsten Regierungs

-

vorgänge und damit in die Vorgänge im ganzen 
westlichen Lager durch einen Mann zu bekommen, 
den sie zielbewußt in den Vorhof der Macht in 
unserem Land hineingeschleust hat. Das gibt doch 
die Dimension, die unseren Fraktionsvorsitzenden 
veranlaßt hat, davon zu reden, daß hier der größte 
Spionagefall der Nachkriegsgeschichte in Deutsch-
land stattgefunden habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Arndt? — Bitte! 

Dr.  Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Abgeordneter, 
Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, daß sich der Ober-
regierungsrat Helbig im Bundeskanzleramt sechs 
Jahre als Spion betätigt hat und daß, als er entlarvt 
worden ist, kein Bundeskanzler zurückgetreten ist? 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: Das 
ist es ja! — Das ist ja der Punkt!) 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
sage Ihnen ganz offen, daß mir das unbekannt ist. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Aber, Herr Kollege, wenn das auch nur annähernd 
eine vergleichbare Dimension gehabt hätte, dann 
möchte ich wissen, was die Sozialdemokratische Par-
tei Deutschlands in diesem Hause daraus gemacht 
hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu den Fragen, die der Herr Bundesminister Mai-
hofer zur Bekämpfung der Verfassungsfeinde im 
öffentlichen Dienst aufgeworfen hat, lassen Sie mich 
in einigen wenigen Sätzen Stellung nehmen, weil 
das, was er uns hier gesagt hat, am Kern der An-
gelegenheit vorbeigegangen ist. Zunächst einmal, 
Herr Bundesminister Maihofer, haben Sie hier, ohne 
auf die Frage des Kollegen Althammer konkrete 
und exakte Feststellungen vorlegen zu können, die 
Behauptung ins Land gesetzt, als ob in den von der 
CDU/CSU regierten Ländern Verfassungsfeinde in 



7874 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 117. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. September 1974 

Jäger (Wangen) 

Kenntnis dieser ihrer Einstellung und ihrer Haltung 
in den öffentlichen Dienst übernommen worden 
seien. Das ist eine von Ihnen nicht bewiesene Un-
terstellung, und namens dieser Länder und der Par-
teifreunde von uns, die dort regieren, weise ich 
diese Unterstellung mit aller Entschiedenheit zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Hat er doch gar nicht gesagt!) 

Wenn diese Personen im öffentlichen Dienst durch 
ihr Verhalten nachträglich gezeigt haben, daß sie 
nicht verfassungstreu sind, dann wissen Sie so gut 
wie wir alle, daß nur der sehr viel schwierigere 
Weg eines Disziplinarverfahrens dazu führen kann, 
sie aus diesem Amt wieder zu entfernen, und daß 
das nicht in jedem Fall zum Erfolg führen kann, 
brauchen wir uns wohl gegenseitig nicht zu erzäh-
len; das wissen wir alle. 

Nun zu Ihrer ersten Behauptung, in der Sie an-
klingen ließen, hier seien wir uns nicht mehr ganz 
einig. Herr Bundesminister, es gehört zum Stil, mit 
dem heute vormittag seitens der Regierung hier 
debattiert wird, daß uns ein mangelndes Rechts-
bewußtsein unterschoben werden soll, wenn Sie sa-
gen, Sie seien sich nicht sicher, ob auch wir klar 
und eindeutig nach rechtsstaatlichen Gesichtspunk-
ten prüften, ob solche Bewerber in den öffentlichen 
Dienst übernommen werden können. Auch die Op-
positionsparteien stehen eindeutig auf dem Stand-
punkt, daß nur mit rechtsstaatlichen Mitteln und 
nach rechtsstaatlichen Gesichtpunkten geprüft wer-
den darf, ob ein Bewerber für ein Amt im öffent-
lichen Dienst seinen Voraussetzungen entspricht, 
und wir sind mit Ihnen auch darin einig — auch das 
wissen Sie —, daß wir nur nach einer Einzelfallprü-
fung und nicht nach einer schematischen Prüfung zu 
diesem Ergebnis kommen. Aber — und darin unter-
scheiden wir uns im Grundsätzlichen — Sie sind 
dann offensichtlich ganz bewußt — denn ich kann 
Ihnen nicht unterstellen, daß Sie das nicht wissen — 
darüber hinweggegangen, daß unser Beamtenrecht 
einen Punkt ganz klar und deutlich herausarbei-
tet: daß jeder, der sich für ein Amt im öffentlichen 
Dienst bewirbt, die Voraussetzungen für seine Eig-
nung für dieses Amt der Dienststelle, bei der er 
sich bewirbt, nachzuweisen hat; und das gilt ganz 
besonders und insbesondere auch für seine Ver-
fassungstreue. Im Gesetz heißt es doch, daß jeder 
Bewerber die Gewähr dafür bieten muß, daß er 
jederzeit für die freiheitliche und rechtsstaatliche 
Ordnung eintritt. Dieses Wort „Gewähr bieten" 
sagt klar: er muß die entscheidenden Unterlagen 
und Nachweise dafür bringen, daß er für dieses 
Amt auch als verfassungstreuer Demokrat die Eig-
nung besitzt. Die Behörde hat ihm nicht etwa nach-
zulaufen, um eventuell dunkle Punkte in seinem 
Lebenslauf aufzuspüren, die ihn als Verfassungs-
feind entlarven. Ihre Haltung, Herr Minister Mai-
hofer, und die der Bundesregierung führt doch im 
Endergebnis zu jener Schnüffelei im Privatleben, 
die wir Oppositionsparteien gerade nicht wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Schließlich, Herr Bundesinnenminister: die Frage 
der Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen 
Partei ist von Ihnen in ihrer ganzen Bedeutung of-
fenbar nicht erfaßt worden. Denn wie könnten Sie 
sonst hier sagen, diese Mitgliedschaft könne nur 
irgendein Gesichtspunkt sein. Ist Ihnen nicht klar, 
daß ein Bürger dieses Landes, der durch seine Un-
terschrift unter den Antrag auf Aufnahme in eine 
Partei wie die DKP oder die KPD oder welche an-
dere auch immer 

(Zuruf von der SPD: Oder die NPD!) 

— oder die NPD — die Verpflichtung übernimmt, 
sich für die Ziele dieser Partei einzusetzen, allein 
schon mit dieser Verpflichtung — von deren Ernst-
haftigkeit man doch im Normalfall ausgehen muß — 
gezeigt hat, daß er in seiner Willensrichtung gegen 
unsere freiheitliche rechtsstaatliche Ordnung arbei-
tet? Wenn also ein Bewerber diese Unterschrift ge-
leistet hat und er darüber hinaus sich sogar noch 
in ein führendes Amt wählen läßt, irgendeine Funk-
tion übernimmt, dann ist doch für jeden, der die 
Wirklichkeit in unserem Lande kennt, damit ein so 
massiver Anhaltspunkt gegeben, daß der Beschluß 
der Ministerpräsidenten und des früheren Bundes-
kanzlers Brandt berechtigt ist, daß dies fundamen-
tale Zweifel an seiner Verfassungstreue begründet; 
und wenn der Bewerber selber diese Zweifel nicht 
durch Gegenbeweise zu entkräften vermag, dann 
muß ihm allein aus diesem Grunde die Einstellung 
in den öffentlichen Dienst verweigert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage des Abgeordneten Liedtke? 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Liedtke (SPD) : Herr Kollege, vielleicht sind wir 
gar nicht so weit auseinander. Aber diese Umkeh-
rung der Beweislast macht uns ein bißchen Sorgen. 
Der Begriff „verfassungswidrig" ist grundgesetzlich 
gesichert. Verfassungswidrige Parteien — ja oder 
nein? liegt in der Entscheidungsautonomie des Bun-
desverfassungsgerichts. So weit sind wir uns einig. 
Sie bringen nun den politischen Begriff der Ver-
fassungsfeindlichkeit hinein, und wenn die festge-
stellt ist, tritt die Umkehrung der Beweislast ein. 
Meine Frage ist: Wird die CDU die Definition des 
Begriffs „verfassungsfeindlich" — das ist ja ein 
politisches Wort — und die Stelle nachliefern, die 
darüber entscheiden soll, und klarstellen, nach wel-
chen Kriterien entschieden werden soll? Alles das 
fehlt in dem Regierungsentwurf von Bayern und 
Baden-Württemberg. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege, die 
Frage, ob eine Partei verfassungsfeindlich ist, ergibt 
sich sowohl aus den Zielen ihres Programms als 
auch aus ihrer faktischen Tätigkeit. Diese Schluß-
folgerung hat auch schon eine frühere Bundesregie-
rung der SPD /FDP-Koalition unter dem damaligen 
Innenminister Genscher bereits gezogen, als sie in 
einem früheren Verfassungsschutzbericht — im jet- 
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Jäger (Wangen) 
zigen steht es freilich nicht mehr drin, Herr Genscher  

war hier noch ein bißchen deutlicher — die DKP ein-
deutig unter diese Gruppierungen eingereiht hat.  

Man braucht für die Feststellung, ob eine politische  
Partei in ihren Zielen und in ihrem Verhalten gegen  
diesen Staat eintritt, das Bundesverfassungsgericht  
noch nicht, sondern das Bundesverfassungsgericht  
entscheidet darüber, ob eine solche Partei auf Grund  
dieser Verfassungsfeindlichkeit noch am öffentli-
chen Leben als Partei teilnehmen kann oder nicht,  

auf gut deutsch: ob sie also verboten wird oder  

nicht.  

Ich glaube, wenn wir — und damit bin ich be-
reits bei der letzten Ausführung, die ich zu diesem  
Thema machen möchte,  

(Beifall bei der SPD und der FDP)  

und Ihre Frage, die Sie mir dazu gestellt haben,  

gibt mir den richtigen Anlaß — dahin kämen, Herr  

Kollege, daß wir nur noch auf die Frage abstellen,  
ob eine politische Partei vom Bundesverfassungs-
gericht für verfassungswidrig erklärt ist oder nicht,  
dann treiben wir die Bundesregierung oder die  
Landesregierungen, dann treiben wir all jene, die  
den Ka m pf gegen  die Verfassungsfeinde im öffent

-lichen Dienst ernsthaft führen wollen, letztlich an  

einen Punkt, wohin wir sie gar nicht treiben wol-
len. Dann zwingt man nämlich dazu, eine solche  

Partei zu verbieten, um damit — und nur noch damit  
— Klarheit in den Verhältnissen zwischen solchen  
Parteien und dem Staat zu schaffen. Aber das kann  

doch nicht das Interesse der Bundesregierung sein.  

Ich glaube, es ist auch nicht das Interesse der  

Bundesregierung, es an diesen Punkt zu bringen.  
Aber wenn Sie alle Entscheidungen, die eine solche  

Partei betreffen, nur davon abhängig machen, ob  
das Bundesverfassungsgericht die Verfassungs-
widrigkeit nach Artikel 21 GG feststellt, dann  
bleibt nur noch dieser Weg. Im übrigen darf ich  
doch immerhin daran erinnern, Herr Kollege, daß  

das Bundesverfassungsgericht selbst in seinem KPD- 
Urteil von 1956 klar und deutlich erklärt hat, daß  
Nachfolge- und Ersatzorganisationen der verbote-
nen KPD von damals verfassungswidrig sind und  

daß es keines erneuten Beschlusses des Bundes-
verfassungsgerichtes bedarf, um eine solche Nach-
folge- oder Ersatzorganisation festzustellen. Das nur  

nebenbei.  

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließen mit der Feststellung, die Christlich-Demo-
kratische und die Christlich-Soziale Union haben mit  
dem Entwurf der Länder Bayern und Baden-Würt-
temberg die rechtsstaatliche und zugleich die wirk-
same Alternative zu der verfahrenen und rechtlich  

unwirksamen Vorlage der Bundesregierung gebo-

ten, und es wäre allerhöchste Zeit, daß die Regie-
rungskoalition mit uns gemeinsam diesen vernünf-
tigen und rechtsstaatlichen Weg beschreitet.  

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Präsident Frau Renger: Meine Damen und  
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Debatte. 

Der Ältestenrat schlägt vor, das Haushaltsgesetz 
1975 und den Finanzplan und das Investitionspro-
gramm des Bundes 1974 bis 1978 an den Haushalts-
ausschuß zu überweisen. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe jetzt die Zusatzpunkte 2 bis 4 der Tages-
ordnung auf: 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Waffengesetzes  

— Drucksache 7/2379 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates:  

Innenausschuß  

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung  

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur  
Änderung und Ergänzung des Zweiten Geset-
zes zur Vereinheitlichung und Neuregelung  
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern  
(ErgG 2. BesVNG)  

— Drucksache 7/2442 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO  

4. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Bundes-Seuchengesetzes  

— Drucksache 7/2468 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Die Überweisungsvorschläge stehen auf der 
Tagesordnung. Wer diesen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tages-
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung ein für 
Mittwoch, den 25. September, 13.30 Uhr. 

(Schluß der Sitzung: 13.54 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens ** 20. 9. 
Dr. Aigner * 20. 9. 
Batz 20. 9. 
Behrendt * 20. 9. 
Biechele 20. 9. 
Blumenfeld 20. 9. 
Dr. Burgbacher * 20. 9. 
Conradi 15. 11. 
Dr. Erhard 20. 9. 
Dr. Evers 20. 9. 
Fellermaier * 20. 9. 
Freiherr von Fircks 20. 9. 
Dr. Fischer  27. 9. 
Dr. Freiwald 20. 9. 
Graaff 23. 9. 
Haase (Kassel) 20. 9. 
von Hassel 27. 9. 
Herold 20. 9. 
Heyen 20. 9. 
Dr. Kempfler 23. 9. 
Dr. Klepsch 20. 9. 
Krall * 19. 9. 
Krampe 20. 9. 
Dr. Lohmar 20. 9. 
Lautenschlager * 20. 9. 
Lemmrich ** 21. 9. 
Lücker * 21. 9. 
Dr. Marx 20. 9. 
Mertes (Stuttgart) 20. 9. 
Müller (Berlin) 20. 9. 
Müller (Mülheim) *  20. 9. 
Dr. Müller (München) ** 21. 9. 
Müller (Remscheid) 30. 9. 
Dr. Probst 20. 9. 
Richter ** 20. 9. 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein

-

Hohenstein 20. 9. 
Schedl 20. 9. 
Schmidhuber 20. 9. 
Schmidt (Wattenscheid) 20. 9. 
Schmidt (München)  20. 9. 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 20. 9. 
Schreiber 21. 9. 
Spilker 20. 9. 
Dr. Starke (Franken) 20. 9. 
Stücklen 20. 9. 
Tillmann 21. 9. 
Dr. Todenhöfer 22. 9. 
Frau Verhülsdonk 29. 9. 
Vogelsang 21. 9. 
Dr. Frhr. von Weizsäcker 20. 9. 
Wienand 19. 10. 
Wittmann 20. 9. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarats 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Baron von Wrangel 	 20. 9. 
Dr. Zimmermann   	 20. 9. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Graf Stauffenberg 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Frage A 7) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, es kündige sich ein 
„Hoch" in den Beziehungen zu Ost-Berlin an, wenn gleichzeitig 
die Sowjetunion in einer grundsätzlichen Stellungnahme Leistun-
gen, die die östliche Seite nach dem Viermächteabkommen 
zu erbringen hätte, als Zugeständnisse an die westliche Seite 
bezeichnet, zu denen sie nicht verpflichtet sei und die für sie 
nicht in Frage kämen, und hält die Bundesregierung einen Be-
amten, der zu einem solchen Urteil kommt, als Leiter der 
Ständigen Vertretung in Ost-Berlin für tragbar? 

Staatssekretär Gaus hat die im ersten Teil Ihrer 
Frage erwähnte Auffassung nicht geäußert. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Fragen A 51 und 52) : 

In welcher Höhe mußten auf Grund der Verschlechterung der 
Kassenlage des Bundes seit Ende des Haushaltsjahres 1973 Kas-
senkredite in Anspruch genommen werden? 

Wird der Sinngehalt der Kassenkredite, die ihrem Wesen 
nach kurzzeitig aufgenommen werden sollten, nicht dadurch ver-
fälscht, daß von ihm häufiger und länger als in den Vorjahren 
Gebrauch gemacht wird? 

Der seit Ende des Haushaltsjahres 1973 in An-
spruch genommene Kassenkredit diente wie in 
früheren Jahren ausschließlich dem kurzfristigen 
Ausgleich vorübergehender Schwankungen in den 
Einnahmen und Ausgaben. Seit dem 1. Januar 1974 
wies das laufende Konto der Bundesregierung bei 
der Bundesbank sowohl Guthaben als auch Bela-
stungen aus. Der höchste Guthabenstand betrug 
3 517,9 Millionen DM (Juni 1974). Der höchste 
Schuldenstand lag im Februar mit 4 602,2 Millionen 
DM. Auch dieser Höchststand liegt noch weit unter 
dem seit Jahren unveränderten haushaltsgesetzli-
chen Ermächtigungsrahmen zur Aufnahme von Kas-
senverstärkungskrediten von 7 Mrd. DM. Der der-
zeitige Kontostand  (1 8.  September) weist  ein Gut-
haben von 1853,2 Millionen DM auf. Mit Aus-
nahme des steuerschwachen Monats Februar 1974 
ist der Buchkredit bei der Deutschen Bundesbank 
stets innerhalb eines Monats voll zurückgezahlt 
worden. 

Die Inanspruchnahme von Kassenkrediten hat 
also auch in diesem Jahr nicht dem Sinn dieser 
Einrichtung widersprochen, vorübergehende 
Schwankungen in der Liquidität des Bundes auszu-
gleichen. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU! 
CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 1) : 

Wie hoch sind die Beträge, die die Bundesrepublik Deutsch-
land aufwenden mußte, um Deutsche in Krisengebieten, die be-
gründeten und zumutbaren Ratschlägen und Aufforderungen nicht 
nachkamen, in Sicherheit und nach Hause zu bringen, und wer-
den die Betreffenden die von ihnen verursachten Aufwendungen 
ersetzen müssen? 

Bei den amtlichen Evakuierungen der letzten 
Jahre, in denen noch rechtzeitig zum Verlassen des 
Krisengebietes geraten werden konnte, folgten nach 
Kenntnis des Auswärtigen Amts alle Deutschen die-
sem Ratschlag, soweit sie nicht aus verkehrstechni-
schen Gründen daran gehindert waren. Der Bundes-
republik Deutschland sind hieraus feststellbare 
Mehraufwendungen nicht erwachsen. 

Zur Frage der Aufwendungen ist allgemein fol-
gendes zu bemerken: Während die für eine Evakuie-
rung aus Krisengebieten aufgewendeten Bundes-
mittel nach den Erläuterungen zu Kapitel 0502 
Titel 686 01 des Bundeshaushaltsplans von jedem 
Rückgeführten anteilig bis zur Höhe der billigsten 
Flugreise zu tragen sind, werden bei Heimführungen 
außerhalb amtlicher Evakuierungsmaßnahmen die 
tatsächlich erforderlichen Kosten bevorschußt und 
anschließend wieder eingezogen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Memmel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Frage B 2) : 

Warum sieht das bisher bekanntgewordene Programm für den 
Staatsbesuch der Ministerpräsidentin von Sri Lanka trotz seiner 
Dauer von einer Woche keinen Besuch im Land Berlin vor? 

Ich verweise auf meine Antwort an den Abgeord-
neten Dr. Schulz vom 16. Juli 1973 zum gleichen 
Thema „Staats- und offizielle Besuche im Land Ber-
lin" (Bundestagsdrucksache 7/928, S. 5). Die von 
mir am 16. Juli 1973 dargelegten Gründe gelten 
auch für den vorliegenden Fall des Besuchs der 
Ministerpräsidentin von Sri Lanka. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Roser (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 3) : 

Treffen Meldungen zu, Bulgarien habe eine amerikanische 
Maschine auf dem Weg von Berlin in die Türkei trotz vorliegen-
der Überfluggenehmigung, die nach der Zusage einer Zwischen-
landung in Nürnberg erteilt worden war, zurückgewiesen, und 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Verstärkung 
der bulgarischen Schikanen darauf zurückzuführen ist, daß sie es 
bisher unterlassen hat, Gegenmaßnahmen zu ergreifen? 

Die Bundesregierung ist von amerikanischer Seite 
unterrichtet worden, daß am 7. September einer 
amerikanischen Zivilmaschine auf dem Flug von 
Berlin (West) in die Türkei trotz vorher erteilter 
Überfluggenehmigung der Überflug über Bulgarien 
verweigert wurde. Die Bundesregierung wurde wei-
terhin davon unterichtet, daß die amerikanische Re-
gierung gegen die Verweigerung des Überflugs 
einen Protest eingelegt hat. Über ein Ergebnis die-
ses Protestschritts ist noch nichts bekannt. 

Nach Verweigerung der Überfluggenehmigung am 
7. September 1974 haben die bulgarischen Behörden 
mehrfach Überfluggenehmigungen für britische aus 
Berlin (West) kommende Flüge in Richtung Türkei 
erteilt. Auch zwei weitere Flüge der amerikanischen 
Luftverkehrsgesellschaft, deren Flugzeug am 7. Sep-
tember 1974 zurückgewiesen worden war, sind in 
der Zwischenzeit genehmigt und durchgeführt wor-
den. Die Bundesregierung ist angesichts dieser Sach-
lage nicht der Meinung, daß ihr bisheriges Verhal-
ten in dieser Angelegenheit die bulgarische Haltung 
beeinflußt hat. Sie ist der Meinung, daß es sich bei 
der Verweigerung der Überfluggenehmigung für 
das amerikanische Flugzeug am 7. September 1974 
um einen Einzelfall gehandelt hat, dessen Hinter-
gründe noch ungeklärt sind. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schachtschabel (SPD) 
(Drucksache 7/2531 Frage B 4) : 

Trifft es zu, daß die Botschaften, Generalkonsulate und Kon-
sulate der Bundesrepublik Deutschland nur notdürftig mit moder-
nen Nachrichtengeräten, insbesondere mit Funkgeräten, ausge-
stattet sind, so daß in kritischen Situationen (wie im Falle 
Zyperns) eine unmittelbare und schnelle Information gar nicht 
oder nur schwer möglich ist, und falls diese Annahme zutrifft, 
frage ich, was die Bundesregierung zu tun gedenkt, um die 
Nachrichtenverbindungen zu intensivieren, damit gerade in Kri-
senzeiten unmittelbare Kontakte technisch möglich sind? 

Das Auswärtige Amt hat in den letzten Jahren 
versucht, das amtseigene von anderen Kommunika-
tionsmitteln unabhängige Funknetz so auszubauen, 
daß es den Anforderungen auch bei plötzlich entste-
henden Krisensituationen gerecht werden kann. Es 
waren und sind bei diesem Ausbau personelle und 
finanzielle Schwierigkeiten zu überwinden. Das in-
zwischen vorhandene Funknetz dürfte aber bereits 
jetzt den Erfordernissen genügen, wenn nicht eine 
besondere Häufung von Krisenlagen auftritt. Über 
den gegenwärtigen Stand im einzelnen und den 
beabsichtigten weiteren Ausbau im Bereich der 
Funkverbindungen mit den Botschaften, General-
konsulaten und Konsulaten läßt sich folgendes 
sagen: 

1. Basisfunkstellen 

Das Netz der Basisfunkstellen umfaßt gegenwärtig 
25 Botschaften. Vorgesehen ist, daß etwa 30 Bot-
schaften mit ständig besetzten Basisfunkstellen aus-
gestattet sind. Damit dürfte dann die Gewähr gebo- 
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ten sein, daß alle sonstigen Auslandsvertretungen 
bei Ausrüstung mit einem Krisen-(Sprech-)Funkgerät 
(vgl. 2.) an das Basisnetz angeschlossen werden kön-
nen, wie dies bereits jetzt in den meisten Fällen 
möglich ist. Die Basisfunkstellen sind mit Funk-
sende- und Empfangsbetriebsanlagen für die Über-
mittlung von offenen und verschlüsselten Fernschrei-
ben ausgestattet. Der Erweiterung des Netzes sind 
enge Grenzen gesetzt, da die Einrichtung einer Basis-
funkstelle einen beträchtlichen Sach- und Personal-
aufwand erfordert: 

— hohe Investitionskosten (etwa 150 000,— DM) 

— die Genehmigung des Gastlandes (die wider-
rufen werden kann, womit vor allem in Krisen-
situationen gerechnet werden muß) 

— technisch geschulte Fachkräfte für den Aufbau 

— ausgebildete Fernmeldebeamte mit international 
anerkanntem Funkzeugnis für den Betrieb. 

2. Krisen-(Sprech-)Funkanlagen 

Das Auswärtige Amt wird weitere Krisen- (Sprech-) 
Funkanlagen anschaffen, um sicherzustellen, daß 
Vertretungen an krisengefährdeten Auslandsdienst-
orten, die keine Basisfunkstelle haben, mit einer sol-
chen Anlage ausgestattet werden und außerdem 
eine ausreichende Zahl von Reserveanlagen zur Ver-
fügung stehen, um im Bedarfsfall in kürzester Frist 
weitere Vertretungen entsprechend auszustatten. 
Letzteres ist kürzlich bei unseren Vertretungen in 
Nikosia, Luanda und Lourenco Marques geschehen. 

Die Krisen- (Sprech-) Funkanlage ermöglicht die 
Verbindung (überwiegend Sprechverbindung) zu 
einer benachbarten Basisfunkstelle. Ihr Bereich ist 
räumlich begrenzt; sie erfordert nur geringe Inve-
stitionskosten und benötigt zu ihrer Bedienung kein 
Fachpersonal. Sie ist ausschließlich für Krisensitua-
tionen vorgesehen und kann von einer Fachkraft 
kurzfristig installiert werden. 

3. Informationsfunk 

Die bei allen Botschaften vorhandenen Empfangs-
anlagen für den Informationsfunk des BPA werden 
mit Zusatzgeräten so erweitert, daß auf diesem —
nur einseitig zu den Botschaften hin gerichteten — 
Funkverbindungswege auch die Übermittlung (auch 
verschlüsselter) Weisungen der Zentrale über eine 
Dauer von täglich etwa 12 Stunden erfolgen kann. 

Die Ausstattung der Vertretungen mit den erfor-
derlichen Fehlerkorrekturgeräten ist 1973 begonnen 
worden und wird voraussichtlich im Frühjahr 1975 
beendet sein. 

4. Zusammenarbeit mit anderen auswärtigen 
Diensten 

Die Zusammenarbeit des Auswärtigen Amts mit 
den Außenministerien befreundeter Länder — ins-
besondere der Partnerländer der EPZ — auf dem 
Gebiet der Kommunikation mit ihren Auslandsver-
tretungen wird weiter ausgebaut. 

Diese Zusammenarbeit, die aufgrund bilateraler 
Vereinbarungen seit Jahren praktiziert wird und sich  

während der Zypern-Krise wie auch bereits in frühe-
ren Krisensituationen gut bewährt hat, wird syste-
matisch erweitert. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 5): 

In welcher Höhe und an wen wurde im laufenden Haushalts-
jahr NATO-Militärhilfe geleistet? 

Die Bundesregierung leistet NATO-Verteidi-
gungshilfe an die Türkei. Im Haushalt des laufenden 
Jahres sind hierfür 63 Millionen DM vorgesehen, 
die jedoch den Kürzungen unterliegen, die auch für 
andere Haushaltstitel gelten. 

Das Abkommen über die 7. Tranche der NATO-
Verteidigungshilfe ist am 31. 10. 1973 abgeschlos-
sen worden. Diese Tranche ist noch nicht voll abge-
wickelt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Fra-
gen B 6 und 7) : 

Ist die Bundesregierung bereit, für die Grenzschutzbeamten 
des gehobenen und höheren Dienstes die gleichen Möglichkeiten 
des Studiums zu bieten, wie sie für die Bundeswehr geschaffen 
worden sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Stabsmeister und Ober-
stabsmeister im Bundesgrenzschutz dienstgradmäßig in den ge-
hobenen Dienst zu übernehmen? 

Zu Frage B 6: 

Das im Februar 1974 von der Ständigen Konferenz 
der Innenminister /-senatoren des Bundes und der 
Länder beschlossene „Programm für die Innere Si-
cherheit in der Bundesrepublik Deutschland" legt 
die Ausbildungsziele für die Laufbahnen des Polizei-
vollzugsdienstes fest. Danach ist für die Tätigkeit im 
gehobenen Dienst eine berufspraktische Ausbildung 
auf wissenschaftlicher Grundlage anzustreben. Be-
werber für den höheren Dienst ohne zweite juristi-
sche Staatsprüfung sollen ihre Ausbildung an der 
Polizeiführungsakademie erhalten. 

Diese Ausbildungsziele decken sich nicht mit de-
nen der Bundeswehr. Die Ausbildung der Bundes-
wehroffiziere wird im Wege eines wissenschaftli-
chen — 3 Jahre umfassenden — Studiums vollzogen, 
das mit einer Diplomprüfung abschließt. Diese Prü-
fung befähigt sowohl für eine Verwendung in der 
Offizierlaufbahn als auch für eine Berufstätigkeit 
außerhalb der Bundeswehr. Die Vermittlung einer 
doppelt verwertbaren Befähigung ist erforderlich, 
weil eine erhebliche Anzahl von Offizieren weder 



7880* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 117. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. September 1974 

in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten noch 
in andere Verwendungen im öffentlichen Dienst be-
rufen werden kann. Im Gegensatz dazu hat die Aus-
bildung bei der Polizei eine Laufbahnbefähigung 
zum Ziel, die ausschließlich auf die Aufgabenstel-
lung in der Polizei vorbereitet, da die Beamten des 
gehobenen und höheren Polizeivollzugsdienstes als 
Lebenszeitbeamte im Vollzugsdienst der Polizei des 
Bundes oder der Länder verbleiben. 

Die in dem Sicherheitsprogramm enthaltenen Be-
schlüsse über die Ausbildung gelten auch für den 
Bundesgrenzschutz als Polizei des Bundes. 

Um die für den Bundesgrenzschutz aus diesem Be-
schluß sich ergebenden Folgerungen in Gang zu set-
zen, hatte der Bundesminister des Innern alsbald 
nach der Verabschiedung des Sicherheitsprogramms 
aus Führungskräften des Bundesgrenzschutzes und 
der Polizeien der Länder einen Beirat „Ausbildung 
beim Bundesgrenzschutz" gebildet, der zu Beginn 
1974 eine Konzeption vorgelegt hat. Diese Konzep-
tion habe ich inzwischen im Grundsatz gebilligt. Da-
nach ist für die Ausbildung zum gehobenen Polizei-
vollzugsdienst im Bundesgrenzschutz ein Fachhoch-
schulstudium von 3 Jahren vorgesehen, das sich in 
einen wissenschaftlich /theoretischen und in einen 
studienpraktischen Teil gliedert. Das Studium soll 
mit der Laufbahnprüfung für den gehobenen Dienst 
abschließen, die gleichzeitig die Graduierung nach 
dem Fachhochschulrecht einschließt. Für die Ausbil-
dung der Anwärter des höheren Polizeivollzugs-
dienstes soll der von dem Kuratorium bei der Poli-
zeiführungsakademie beschlossene Studienplan mit 
einer Dauer von zwei Jahren gelten. 

Zu Frage B 7: 

Das Programm für die Innere Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland sieht auch eine Harmo-
nisierung des Laufbahnrechts in Bund und Ländern 
vor. Im Zuge der Angleichung des Dienstrechts der 
Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes an 
das der Polizeivollzugsbeamten der Länder werden 
die Ämter der Stabsmeister und Oberstabsmeister 
beim BGS wegfallen. Entsprechende Ämter kennen 
die Laufbahnen der Polizeien der Länder nicht. 

Bei der Neuordnung des Laufbahnrechts werden 
die vorhandenen Stabsmeister und Oberstabsmei-
ster unter Wahrung ihres Besitzstands ihre Ämter 
behalten. Stabsmeister werden auch noch zu Ober-
stabsmeister befördert werden können. 

Die bisherigen Ämter der Stabsmeister und Ober-
stabsmeister müssen im Zuge der Angleichung an 
das Laufbahnrecht der Länder neu bewertet werden. 
Zumindest teilweise werden diese Ämter weiterhin 
dem mittleren Dienst zugerechnet werden. Deshalb 
kommt eine pauschale Überführung der vorhande-
nen Stabsmeister und Oberstabsmeister in den ge-
hobenen Dienst nicht in Betracht. 

Nach § 21 Abs. 2 der BGS-Laufbahnverordnung 
können auch heute schon bewährte Unterführer zur 
Offizierausbildung zugelassen werden, wenn sie 
einen Aufbaulehrgang der Grenzschutzfachschule er-
folgreich abgeschlossen haben. Im Zuge der beab-

sichtigten Angleichung des Laufbahnrechts wird ge-
prüft werden, ob als Übergangslösung für Stabsmei-
ster und Oberstabsmeister zusätzliche Möglichkei-
ten für die Erlangung der Befähigung für den geho-
benen Polizeivollzugsdienst geschaffen werden kön-
nen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 8) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf der Elbe patroul-
lierenden Schnellboote der DDR zwischen Schnackenburg und 
Boizenburg erstmalig seit Kriegsende mit Maschinengewehren 
ausgerüstet werden, und welche Überlegungen der DDR sind der 
Bundesregierung für das Ergreifen dieser Maßnahme bekannt, 
und wie steht dieser Vorgang in Übereinstimmung mit der von 
der Bundesregierung immer wieder propagierten größeren Durch-
lässigkeit an der innerdeutschen Grenze? 

Es trifft zu, daß seit etwa Mai 1974 die NVA-
Boote auf der Elbe am Heck mit Halterungen für 
Maschinengewehre ausgestattet sind. Die Gründe, 
die die DDR zu dieser Maßnahme im jetzigen Zeit-
punkt bewogen haben, sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, was sie von den Absperrmaßnahmen der 
DDR an der Grenze zur Bundesrepublik hält. Sie 
läßt sich dadurch jedoch nicht in ihren Bemühungen 
um eine Entspannung auch unseres Verhältnisses 
zur DDR entmutigen. Nur eine solche Politik kann 
nach und nach zu einer größeren Durchlässigkeit an 
der innerdeutschen Grenze führen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Lenzer 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Fragen B 9 und 10) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in letzter Zeit in der 
Öffentlichkeit mehrfach vorgebrachten Behauptungen, „der Reak-

torunfall im Atomkraftwerk Würgassen an der Oberweser 1973 
sei nadi Mitteilung des Bundesinnenministeriums ,beinahe 
einem GAU' gleichgekommen. Professor Hell: GAU bedeutet 
größtmöglicher Atomunfall; d. h. größte Gefahr für die Bevölke-
rung und erfordert sofortige Evakuierung und Isolierung aller im 
Umkreis von 50 km befindlichen Personen" (Neue Hannoversche 
Presse 3. August 1974), (auch Neue Ruhrzeitung 12. August 
1974), auch im Zusammenhang mit dem Brief des Bundesministers 
des Innern vom 13. April 1973 an den Vorsitzenden des Innen-
ausschusses des Deutschen Bundestages, bezüglich des Kern-
kraftwerkes Würgassen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den den obigen Behaup-
tungen zugrunde liegenden Störfall im Kernkraftwerk Wür-
gassen im Zusammenhang mit dem Reaktorsicherheitskonzept 
der Bundesregierung? 

Zu Frage B 9: 

Herr Minister Genscher hat in seinem Schreiben 
vom 13. April 1973 an den Vorsitzenden des Innen-
ausschusses des Deutschen Bundestages einen Be-
richt über den Störfall vom 25. Februar 1973 im 
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Kernkraftwerk Würgassen gegeben. Neben einer 
Sachdarstellung enthielt dieser eine in der Öffent-
lichkeit häufig mißverstandene Wertung, die fol-
gendes besagt: 

Die im Kernkraftwerk Würgassen aufgetretenen 
Schäden hätten selbst bei pessimistischen Annah-
men über einen alternativen Störfallablauf allenfalls 
zu dem Bruch einer Hauptfrischdampfleitung füh-
ren können. Der Abriß einer Hauptfrischdampf-
leitung stellt den totalen Bruch einer Hauptleitung 
im primärkühlmittelführenden System dar (sog. 
Kühlmittelverlust-Störfall) und ist somit der Kate-
gorie des größten anzunehmenden Unfalls (GAU) 
zuzurechnen. Diese Kategorie der Störfälle nimmt 
als letzte Sicherheitsbarriere gegenüber der Beein-
trächtigung der Umgebung der Anlage das Druck-
abbausystem ggf. das Notkühlsystem, in jedem Fall 
aber den Sicherheitseinschluß in Anspruch. 

Die Kategorie des GAU schließt insbesondere den 
Auslegungsstörfall ein (hier: Bruch der Treibwas-
serschleife), den schwersten Störfall, für den der 
Sicherheitseinschluß als letzte Schutzbarriere — mit 
den notwendigen Reserven — ausgelegt ist. In-
sofern ist die Anlage gegen diese Störfälle gerade 
noch ausgelegt. 

Evakuierung oder Isolierung der in der Kraft-
werksumgebung befindlichen Personen ist selbst 
beim extrem unwahrscheinlichen Eintritt des Aus-
legungsstörfalls nicht erforderlich. 

Der tatsächliche Störfallverlauf am 25. Februar 
1973 war allerdings weit von einem solchen schwe-
ren Kühlmittelverlustunfall entfernt, insbesondere 
wurde niemand verletzt und es wurden auch keine 
radioaktiven Stoffe freigesetzt. 

Zu Frage B 10: 

Soweit mit dem Reaktorsicherheitskonzept die 
grundlegende Forderung nach der Beherrschbar-
keit des GAU gemeint ist, stellt die Bundesregie-
rung fest, daß der besagte Störfall die Erfüllung 
dieses Konzepts beim Kernkraftwerk Würgassen 
nicht in Frage gestellt hat. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr.  de  With auf die 
Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau Schleicher 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 11) : 

Wie ist die von Medizinern sogenannte „passive Sterbehilfe" 
rechtlich zu beurteilen, und erwägt die Bundesregierung auf die-
sem Gebiet Änderungen des geltenden Rechts? 

Ich begreife unter passiver Sterbehilfe jene Fälle, 
in denen ein Arzt bewußt von weiteren Maßnahmen 
zur Lebensverlängerung absieht, um den Sterbenden 
nicht längeren Qualen auszusetzen. 

Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang ein 
Arzt eine Behandlung seines Patienten fortsetzen 
muß, hängt jeweils von der Ausgestaltung des kon-

kreten Einzelfalles ab. Denn nur soweit er im Ein-
zelfall eine Rechtspflicht zum Handeln hat, kommt 
hier eine Strafbarkeit des Arztes wegen eines Unter-
lassens in Betracht. Klare Grenzen dieser Rechts-
pflicht aufzuzuzeigen, muß ich mir versagen, da dies 
Aufgabe der Rechtsprechung ist. Ich möchte jedoch 
erwähnen, daß es hier ein breites Spektrum von 
Fallgestaltungen gibt, die von der Pflicht zur schlich-
ten Pflege des Patienten bis hin zum Einsatz extre-
mer technischer Apparaturen reicht. In welchem 
Maße der behandelnde Arzt die heute vorhandenen 
technischen Möglichkeiten zu einer u. U. geringen, 
aber qualvollen Lebensverlängerung nutzen muß, 
wird man nur von Fall zu Fall entscheiden können. 
Bemerken kann ich hierzu, daß mir aus der höchst-
richterlichen Rechtsprechung keine Urteile bekannt-
geworden sind, die für das Bedürfnis nach einer kor-
rigierenden gesetzlichen Regelung sprechen wür-
den. Offenbar ist es der Praxis bislang gelungen, 
den unterschiedlichen Aspekten dieses Fragenkrei-
ses angemessen Rechnung zu tragen. 

In jüngster Zeit sind von der Diskussion um die 
passive Sterbehilfe auch jene Fälle erfaßt worden, in 
denen dem Sterbenden schmerzlindernde, jedoch in-
folge ihrer Nebenwirkungen zugleich lebensverkür-
zende Medikamente verabreicht worden sind. So-
weit derartige Mittel aus ärztlicher Sicht zur 
Schmerzlinderung gegeben werden müssen, scheidet 
nach herrschender Meinung — jedoch ohne nähere 
dogmatische Begründung und nicht unbestritten — 
eine Strafbarkeit des Arztes aus. Dagegen wird sich 
derjenige wegen eines Tötungsdeliktes zu verant-
worten haben, der seinem unheilbaren Patienten 
eine Überdosis eines entsprechenden Medikamentes 
gibt, nicht um dessen Schmerzen zu lindern, sondern 
ihn durch den Tod endgültig von seinem Leiden zu 
befreien. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Frage B 12) : 

Trifft die Meldung eines Informationsdienstes zu, daß das 
Bundesministerium der Finanzen in einem internen Erlaß über 
die Regelung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Beiträgen 
und Spenden an politische Parteien die radikalextreme „Kom-
munistische Partei Deutschlands /Marxisten-Leninisten (KPD /ML)" 
als förderungswürdige politische Partei anerkannt hat, obwohl 
das Bundesministerium des Innern 1973 eine gegenteilige Emp-
fehlung gegeben hatte? 

Bereits in meiner Antwort auf die schriftliche An-
frage Ihres Fraktionskollegen Vogel (Ennepetal) für 
die Fragestunde im Juli 1974 habe ich dargelegt, daß 
kraft Gesetzes (§ 10 b Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes) jede politische Vereinigung zum Empfang 
steuerbegünstigter Spenden berechtigt ist, die eine 
Partei im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes dar-
stellt und nicht durch Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts für verfassungswidrig erklärt wor-
den ist. Wegen der Einzelheiten verweise ich auf 
die Bundestagsdrucksache 7/2494, Seite 8. 
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Da die KPD-ML, Fraktion „Roter Morgen", diese 
Voraussetzungen erfüllt, kann sie vom Empfang 
steuerbegünstigter Spenden nicht ausgeschlossen 
werden. Diese Auffassung wird vom Bundesministe-
rium des Innern uneingeschränkt geteilt. Es trifft 
also nicht zu, daß Spenden an die KPD-ML, Frak-
tion „Roter Morgen", gegen den Widerspruch des 
Bundesministerium des Innern von den Finanzbe-
hörden als abzugsfähig anerkannt werden. Das Ge-
genteil ist richtig. Nachdem die KPD-ML, Fraktion 
„Roter Morgen", sich an der Bürgerschaftswahl 
in Hamburg beteiligt hatte, hat das Bundesministe-
rium des Innern darauf hingewiesen, daß diese Ver-
einigung den Charakter einer Partei im Sinne des 
Parteiengesetzes besitzt. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 14) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei zu erwartenden Ent-
lassungen deutscher Arbeitnehmer bei den US-Streitkräften im 
US-Depot Nahbollenbach das Rationalisierungsschutzabkommen 
für deutsche Arbeitnehmer bei den Alliierten für alle Betroffe-
nen zur Anwendung kommt, und ist die Bundesregierung im 
Interesse der Arbeitnehmer gegebenenfalls bereit, sich für eine 
Anwendung einzusetzen? 

Das Heeres-Depot der US-Streitkräfte in Nahbol-
lenbach ist zwischen November 1973 und Ende 
Juni 1974 — bedingt durch eine Umorganisation des 
militärischen Nachschubwesens der US-Streitkräfte 
— aufgelöst worden. Von dieser Maßnahme wurden 
679 zivile Arbeitnehmer betroffen. Hiervon sind 
inzwischen 593 Arbeitnehmer bei anderen ameri-
kanischen Dienststellen untergebracht worden. 

Grundsätzlich findet der Tarifvertrag vom 31. 8. 
1971 — TV soziale Sicherung — auf die entlasse-
nen Arbeitnehmer Anwendung, weil die Auflösung 
der US-Dienststelle aus militärischen Gründen er-
folgt ist. 

Von den 86 Arbeitnehmern, die am 30. 6. 1974 ent-
lassen werden mußten, erfüllen 18 Arbeitnehmer 
die persönlichen Voraussetzungen (z. B. Dauer der 
Beschäftigungszeit, Lebensalter) für den Anspruch 
auf die tarifvertraglichen Leistungen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 15) : 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob Bausparverträge 
steuer- und prämienunschädlich zum Erwerb von Bruchteileigen-
tum von Energieinvestitionen eingesetzt werden können? 

Die Bundesregierung hält eine Prüfung, ob Bau-
sparverträge steuer- und prämienunschädlich zum 

Erwerb von Bruchteileigentum von Energieinvesti-
tionen eingesetzt werden können, nicht für ange-
bracht. 

Eine Ausdehnung der bisherigen Steuer- und Prä-
mienbegünstigung von Bausparbeiträgen über die 
Förderung des Wohnungsbaus hinaus zur Finanzie-
rung von Energieinvestitionen würde eine Ände-
rung des Gesetzes über Bausparkassen vorn 16. No-
vember 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2097) vorausset-
zen. 

Von der Bundesregierung und den gesetzgeben-
den Körperschaften ist bei den Beratungen dieses 
am 1. Januar 1973 in Kraft getretenen Gesetzes die 
Frage, für welche Bauvorhaben eine Finanzierung 
durch Bausparkassen zulässig sein soll, ausführlich 
geprüft worden. Der Gesetzgeber hat durch die Ver-
abschiedung dieses Gesetzes bestätigt, daß auch in 
Zukunft die Finanzierungsaufgaben der Bauspar-
kassen in erster Linie auf dem Gebiet des Woh-
nungsbaus liegen. Andere Bauvorhaben, wozu auch 
die Finanzierung von Energieversorgungseinrichtun-
gen zählt, können von Bausparkassen nur finanziert 
werden, soweit sie im Zusammenhang mit dem Bau 
von Wohnungen erforderlich sind oder der Erschlie-
ßung oder Förderung von Wohngebieten dienen 
(vgl. § 1 Abs. 3 Gesetz über Bausparkassen). 

Die Bundesregierung verkennt hierbei keines-
wegs, daß im Bereich der Energiewirtschaft in den 
kommenden Jahren erhebliche Investitionen erfor-
derlich sind. Sie wird zu den Möglichkeiten der 
Finanzierung dieser Investitionen im Rahmen der 
Fortschreibung des Energieprogramms Stellung neh-
men. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Lenders (SPD) 
(Drucksache 7/2531 Fragen B 16 und 17) : 

Ist die beabsichtigte erneute Erhöhung der Arbeitspreise für 
Erdgas um 43 0/o zum 1. Oktober 1974 durch die Gasversorgung 
Süddeutschland (s. Stuttgarter Zeitung vom 3. September 1974) 
vom Bundeskartellamt nach wettbewerbsrechtlichen Bestimmun-
gen, insbesondere auch die Frage, inwieweit es zulässig ist, den 
außergewöhnlich starken Anstieg der Heizölpreise während 
der Mineralölkrise bei der Gestaltung der Erdgaspreise im 
Rahmen der Preisanpassungsklauseln zu berücksichtigen, unter-
sucht worden, und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die zum 1. Oktober 1974 
anstehende Heraufsetzung der Arbeitspreise für Erdgas um 43 % 
durch die Gasversorgung Süddeutschland unter dem Gesichts-
punkt, daß konzentrierte Preisschübe im Erdgasbereich nach An-
sicht der Bundesregierung preis- und wettbewerbspolitisch un-
erwünscht sind, und mit welchen zur Verfügung stehenden Mit-
teln gedenkt sie, gegebenenfalls auf eine angemessene Preis-
gestaltung hinzuwirken? 

Zu Frage B 16: 

Wie in der Antwort vom 24. Juli 1974 auf Ihre 
Anfrage zur Entwicklung der Erdgaspreise darge-
legt, untersucht das Bundeskartellamt gegenwärtig 
die Preisanhebungen in diesem Bereich. In die 
Überprüfung ist auch die beabsichtigte Preiserhö-
hung der Gasversorgung Süddeutschland (GVS) 
einbezogen. Die Prüfung erstreckt sich dabei ins- 
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besondere auch auf die Frage, inwieweit die Preis-
erhöhung durch Preisanhebungen der Vorlieferan-
ten begründet ist. In diesem Zusammenhang ist von 
Bedeutung, daß das an die GVS gelieferte Erdgas 
überwiegend aus den Niederlanden stammt und 
daher die Preispolitik der ausländischen Lieferan-
ten mit berücksichtigt werden muß. Diese Prüfung 
ist noch nicht abgeschlossen. 

Zu Frage B 17: 

Die Heraufsetzung der Arbeitspreise für Erdgas 
um 43 % durch die Gasversorgung Süddeutschland 
wird von einem Unternehmen damit begründet, daß 
sein Vorlieferant eine Erhöhung seiner Preise in 
diesem Umfang zum 1. Oktober 1974 durchführe und 
die GVS nicht in der Lage sei, diese Preiserhöhung 
kostenmäßig aufzufangen. Die Preiserhöhung der 
GVS bezieht sich jedoch nur auf einen Preisbe-
standteil, den Arbeitspreis. Der Leistungspreis als 
zweiter Bestandteil ist von der Erhöhung ausge-
nommen. Die Erhöhung des Arbeitspreises um 43 % 
entspricht einer Erhöhung des Gesamtpreises um 
rund 30 %. 

Der Gaspreis der GVS stellt für deren kommunale 
Abnehmer sicherlich einen wesentlichen, aber 
nicht den einzigen Kostenbestandteil dar. Er dürfte 
für die Tarifbindung der Gemeinden etwa die Hälfte 
der Kosten ausmachen. Unter dieser Annahme 
würde die Preiserhöhung der GVS damit auf den 
Endverbraucherpreis mit durchschnittlich etwa 
15 % durchschlagen. 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß 
zunächst die gegenwärtig laufenden Ermittlungen 
des Bundeskartellamts abgeschlossen werden. Sie 
wird ihre weitere Haltung an den Ergebnissen die-
ser Untersuchung ausrichten. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Orth 
(SPD) (Drucksache 7/2531 Fragen B 18 und 19) : 

Wie steht die Bundesregierung zu den Initiativen der Ver-
braucher hinsichtlich der Preisvergleiche, und was gedenkt sie 
zu tun, um Angriffen gegen diese Initiativen zu begegnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verbraucher zu informieren, 
unter welchen Voraussetzungen und in welcher Art und Weise 
Preisvergleiche durchgeführt werden müssen, damit nicht die 
Gefahr besteht, durch die Veröffentlichung von Preisvergleichen 
wegen geschäftsschädigender Äußerungen verurteilt zu werden? 

Zu Frage B 18: 

Die Bundesregierung begrüßt die Initiativen der 
Verbraucher zu den Preisvergleichen. Sie hat be-
reits in ihrem Bericht zur Verbraucherpolitik vom 
Oktober 1971 die Preisvergleiche besonders ange-
sprochen und in ihren Beschlüssen zur Intensivie-
rung der Verbraucherpolitik vom August /September 
1973 nochmals herausgestellt, daß der Verbraucher 
durch Preisvergleiche über Preisunterschiede am 
Markt informiert und zu preisbewußtem Handeln 
angehalten werden soll. 

Die Preisvergleiche der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher werden vom Bundesministerium für 
Wirtschaft im Jahre 1974 mit ca. DM 325 000 unter-
stützt. Auch die Stiftung Warentest, die ebenfalls 
aus dem Haushalt des Bundesministeriums für Wirt-
schaft bezuschußt wird, veröffentlicht mit ihren Tests 
vielfach überregionale von-bis-Preise. Der Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
fördert Preisvergleiche für Nahrungsmittel. 

Auf der Grundlage dieser Programme sind Initia-
tiven zu Preisvergleichen von der Bundesregierung 
in der Öffentlichkeit und gegenüber den Verbänden 
stets unterstützt worden. Die Bundesregierung hält 
an dieser Auffassung fest, weil sie darin ein wich-
tiges Mittel zur Verbraucherinformation sieht. 

Zu Frage B 19: 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat in Ab-
stimmung mit dem Bundesministerium der Justiz 
bereits im März 1972 zu den rechtlichen Fragen im 
Zusammenhang mit Preisvergleichen Stellung ge-
nommen. Diese Stellungnahme ist anderen interes-
sierten Stellen, auch einigen Initiativgruppen von 
Verbrauchern, zugänglich gemacht worden. Mit 
Rücksicht auf diese Stellungnahme veröffentlicht die 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher zusammen mit 
den Ergebnisesn ihrer Vergleiche jeweils auch er-
gänzende Hinweise. 

Nach Auffassung der Bundesregierung liegt es im 
Interesse der Verbraucher selbst, daß die in der 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Wirt-
schaft niedergelegten Grundsätze bei den Preisver-
gleichen beachtet werden. Preisvergleiche sind für 
den Verbraucher nämlich wertlos, wenn der Testver

-

anstalter nicht objektiv, das Ergebnis unrichtig oder 
die Darstellung unsachlich gehalten ist. Es besteht 
dann die Gefahr, daß sich der Verbraucher gerade 
durch Preisvergleiche zu Fehlentscheidungen ver-
leiten läßt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Immer (SPD) (Drucksache 
7/2531 Frage B 20) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung nach erfolgter 
Neuabgrenzung der Fördergebiete, nun doch noch die Kreisstadt 
Altenkirchen /Westerwald als Schwerpunktort (C) in das regionale 
Aktionsprogramm Mittelrhein-Lahn-Sieg aufzunehmen, und wird 
sie sich gegebenenfalls dafür einsetzen? 

Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat im Zusammenhang mit den Beschlüssen über 
die Eckwerte der Neuabgrenzung der Fördergebiete 
auch einen Beschluß zur Auswahl von Schwerpunkt-
orten gefaßt. Danach ist bei der Auswahl der 
Schwerpunktorte grundsätzlich von Arbeitsmarkt-
zentren und Arbeitsmarktsubzentren der einzelnen 
Regionen auszugehen. 
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Da die Stadt Altenkirchen gemäß den vorliegen-
den wissenschaftlichen Ergebnissen als Arbeits-
marktsubzentrum ausgewiesen ist, könnte sie 
grundsätzlich als Schwerpunktort anerkannt wer-
den. Dies hängt jedoch weitgehend davon ab, ob 
die Rheinland-Pfälzische Landesregierung einen ent-
sprechenden Vorschlag im Rahmen der Anmeldung 
zum 4. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe für 
den Zeitraum 1975 bis 1978 unterbreitet. 

Einen solchen Vorschlag werde ich in den mit der 
Aufstellung des 4. Rahmenplans befaßten Gremien 
befürworten. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Mursch (Soltau

-

Harburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Fragen 
B 21 und 22) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Einbringung eines Bun-
desberggesetzes sicherzustellen, daß ein Bergamt als Aufsichts-
behörde gehalten ist, sachdienliche Angaben über die Kausalität 
von Sprengschäden zu machen und damit zu verhindern, daß 
den Geschädigten Auskünfte über Ort und Schußmengen der 
Sprengungen verweigert werden, so daß die Geschädigten nicht 
in der Lage sind, die erforderlichen Beweise für ihre Schadens-
ersatzansprüche beizubringen? 

Wird die Bundesregierung durch Einbringung eines Bundes-
berggesetzes dafür sorgen, daß die durch seismische Sprengun-
gen von Erdölgesellschaften Geschädigten, die in jahrelangen 
Bemühungen vergebens versucht haben, von den verantwort-
lichen Gesellschaften Schadenersatz zu erhalten, zu ihrem Recht 
kommen? 

Zu Frage B 21: 

Die Frage der Kausalität von Sprengstoffen für 
die Entstehung eines Schadens berührt das Berg-
recht nur dann, wenn die schädigende Handlung bei 
der Aufsuchung und/oder Gewinnung von Boden-
schätzen vorgenommen wird und zwar nur solcher 
Bodenschätze, die den Berggesetzen unterliegen. Für 
diesen Fall kann ein Bergschaden vorliegen, dessen 
rechtliche Regelung sich in den Berggesetzen der 
Länder findet. Es handelt sich dabei aber nicht um 
öffentliches Recht, sondern um die gesetzliche Ge-
staltung privater Rechtsverhältnisse zwischen Schä-
diger und Geschädigtem. 

Die von Ihnen angestrebte Auskunftserteilung 
durch ein Bergamt dagegen ist im Bergrecht nicht 
geregelt. Sie kann auch nicht Gegenstand einer 
Neuordnung des Bergrechts im Rahmen eines Bun-
desberggesetzes sein, weil es hier um die Geheim-
haltung durch Behörden und der Verschwiegenheits-
pflicht im öffentlichen Dienst Beschäftigter, also um 
ein allgemeines verwaltungs- und dienstrechtliches 
Problem geht. Die Auskunftserteilung durch eine 
Behörde hat dort ihre Grenze, wo diese Behörde in 
bezug auf die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
der Beteiligten zur Geheimhaltung verpflichtet ist 
(vgl. hierzu die in § 26 des Entwurfs eines Verwal-
tungsverfahrensgesetzes — BT-Drucksache 7/910 — 
vorgesehene Regelung und die hierzu in der Be-
gründung — S. 54 — aufgeführten Grundsätze). 
Demgegenüber sollte das Bergrecht, wie andere 

Spezialgesetze auch — vgl. z. B. das Gesetz über 
explosionsgefährliche Stoffe vom 25. August 1969 
— (BGBl. I S. 1358) —, keine Sonderregelung tref-
fen. 

Zu Frage B 22: 

Im Rahmen der beabsichtigten Neuordnung des 
Bergrechts kann auf eine gesetzliche Normierung 
des Bergschadensrechts keineswegs verzichtet wer-
den. Allerdings muß dabei an einer Zuordnung die-
ser Rechtsmaterie zum bürgerlichen Recht festgehal-
ten werden, Das Bundesberggesetz soll deshalb 
keine verfahrensmäßige Sonderregeln für die Durch-
setzung zivilrechtlicher Schadensersatzansprüche 
schaffen. Materiell-rechtlich jedoch ist zugunsten der 
Geschädigten an eine Reform verschiedener Sach-
bereiche des Bergschadensrechts — wie z. B. die 
Ausdehnung der Bergschadenshaftung auf alle be-
weglichen Sachen und auf Personen — gedacht. 

Sofern seismische Sprengungen von Erdölgesell-
schaften als Ursache von Bergschäden in Betracht 
kommen, würde sich also die Position Geschädigter 
nicht unerheblich verbessern. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 23) : 

Wie ist das Abbrennen der Stoppelfelder rechtlich, landwirt-
schaftlich und unter Gesichtspunkten des Umweltschutzes zu be-
urteilen, welche Schäden sind insbesondere dadurch schon ent-
standen, und welche Maßnahmen können dagegen ergriffen wer-
den, bzw. welche Voraussetzungen müssen dafür geschaffen 
werden? 

Ein generelles bundeseinheitliches Verbot der 
Strohverbrenung besteht nicht; Personen- oder 
Sachschäden, die beim Verbrennen von Stroh auf-
treten, konnten bislang bereits zivil-, straf- oder 
öffentlich-rechtlich verfolgt werden. 

Neben bestehenden landesrechtlichen Teilrege-
lungen ist durch das am 8. Juni 1974 in Kraft ge-
tretene Abfallbeseitigungsgesetz eine neue recht-
liche Basis geschaffen worden. Das Gesetz schreibt 
vor, Abfälle so zu beseitigen, daß Gesundheit und 
Wohlbefinden der Menschen nicht beeinträchtigt 
und schädliche Umwelteinwirkungen vermieden wer-
den. Nach § 4 Abs. 4 dieses Gesetzes können die 
Landesregierungen durch Rechtsverordnungen die 
Beseitigung bestimmter Abfälle oder bestimmter 
Mengen dieser Abfälle außerhalb von Beseitigungs-
anlagen zulassen und die Voraussetzungen und die 
Art und Weise der Beseitigung festlegen. Auf die-
ser Basis sind in mehreren Bundesländern Rechts-
verordnungen zur Regelung der Strohverbrennung 
erlassen worden. 

Mit Strohverbrennungen sind erhebliche Gefähr-
dungen des Menschen verbunden. So sind bereits 
zahlreiche schwere Verletzungen teilweise mit To-
desfolge dadurch verursacht worden. Die Einwir- 
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kungen auf Mikroorganismen, Flora und Fauna 
führen nicht zu Dauerschäden. Die starke Hitze-
entwicklung kann zwar kurzfristig zu einer Redu-
zierung der Bestände führen, die jedoch durch Re-
generation in der Regel sehr schnell wieder aus-
geglichen wird. Dagegen kann eine regelmäßige 
Strohverbrennung langfristig ungünstige Auswir-
kungen auf den Humus- und Nährstoffhaushalt der 
Böden haben. Das gilt insbesondere für leichte Bö-
den mit niedriger Sorptionskapazität, wenn nicht 
durch Düngung und Zwischenfruchtbau ein ent-
sprechender Ausgleich geschaffen wird. 

Andererseits ist eine ständige Einarbeitung des 
anfallenden Strohs auf bestimmten Böden, insbeson-
dere bei engen Getreidefruchtfolgen, aus pflanzen-
baulichen Gründen dann nicht möglich, wenn im 
mehrjährigen Verlauf eine Umsetzung im Boden 
nicht erfolgt. 

Ich halte ein generelles Verbot der Strohverbren-
nung nicht für vertretbar und nicht für erforderlich. 
Ich habe mich statt dessen bemüht, mit den Bundes-
ländern aufgrund von § 4 Absatz 4 Abfallbeseiti-
gungsgesetz eine angemessene Lösung zu finden, 
um die Strohverbrennung möglichst einzuschrän-
ken. Nach mehreren Beratungen und Abstimmun-
gen mit den Bundesländern ist den Herren Mini-
stern und Senatoren für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten der Länder mit Schreiben vom 29. 3. 
1974 eine grundsätzliche Stellungnahme zu diesem 
Problembereich mit der Bitte um Berücksichtigung 
bei Erlaß von Vorschriften für die Strohverbren-
nung übermittelt worden. Ich übersende anliegend 
eine Fotokopie dieses Schreibens zur gef. Kennt-
nisnahme. 

DER BUNDESMINISTER FÜR ERNÄHRUNG, 
LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 

Bonn, 29. März 1974 

An die 
Herren Minister und Senatoren 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 
der Länder 

nachrichtlich 
an die 

Vertretungen der Länder 
beim Bund 

53 Bonn  

Betr.: Strohverbrennung 

Bezug: Arbeitstagung der Leiter der Abteilungen 
„Landwirtschaftliche Erzeugung" am 4. De-
zember 1973 in Bonn 

Anläßlich der o. g. Arbeitstagung war angeregt 
worden, die auf Länderebene bestehenden oder in 
Vorbereitung befindlichen Vorschriften über die 
Strohverbrennung zu erfassen. Eine solche Über-
sicht sollte dazu dienen, allgemeine Grundsätze 
festzustellen, um ein möglichst einheitliches Vor-
gehen in den Ländern zu erreichen. 

Das Ergebnis der von den Ländern mitgeteilten 
Auskünfte ist in der beiliegenden Übersicht ent-
halten. In den meisten Ländern ist man zur Zeit be-
müht, Verordnungsentwürfe auf der Grundlage von 
§ 4 Abs. 4 AbfG zu erstellen. Aus diesem Grunde 
konnten teilweise nur knappe Hinweise gegeben 
werden. Es ist jedoch erkennbar, daß man sich über-
wiegend an den Musterentwurf der Länderarbeits-
gemeinschaft Abfallbeseitigung anlehnen wird. 

Aufgrund der vorliegenden Erfahrungen und un-
ter Auswertung der Ländermitteilungen erscheint es 
mir aus fachlicher Sicht empfehlenswert zu sein, 
bei dem Komplex „Strohverbrennung" von folgen-
den Grundsätzen auszugehen: 

1. Die Strohverbrennung sollte eine Ausnahme 
bleiben. Es sind jedoch Fälle nicht auszuschlie-
ßen, wo diese Maßnahme aus landwirtschaft-
lichen Gründen notwendig ist, z. B. wenn Stroh 
bei zunehmendem Getreidebau in Mengen an-
fällt, die im mehrjährigen Verlauf vom Boden 
nicht umgesetzt werden können. 

2. Der Strohdüngung ist absolute Priorität einzu-
räumen. Hierauf sollte durch die Beratung ver-
stärkt hingewiesen werden. Die Bestrebungen, 
die Strohdüngung durch entsprechende Mecha-
nisierung zu fördern, sind als beispielhaft anzu-
sehen. 

3. Die Voraussetzungen, unter denen eine Stroh-
verbrennung unumgänglich ist, sind in den ein-
zelnen Landesbereichen verschieden, da sie ins-
besondere von den Anbau- und Bodenverhält-
nissen abhängen. Oberste Richtschnur sollte die 
Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit sein. Eine Ab-
grenzung bestimmter Gebiete und die Prüfung 
der Voraussetzungen können nur von einer 
landwirtschaftlichen Fachbehörde vorgenommen 
werden. 

4. Um Schadensfälle und Belästigungen der Um-
welt zu vermeiden, sollte man den Landwirten 
für den Fall einer Strohverbrennung bestimmte 
Auflagen machen. Da hierbei die örtlichen Ver-
hältnisse berücksichtigt werden müssen, lassen 
sich bundesweit keine festen Normen vorschla-
gen. Es sollte insbesondere gefordert werden: 

a) Vorherige Meldung bei der zuständigen Be-
hörde. 

b) Ständiges Überwachen der Verbrennung. 

c) Einhalten von Sicherheitsabständen zu Ge-
bäuden, Straßen, Gehölzen, Nachbargrund-
stücken usw. 

d) Vermeiden von Verkehrsgefährdung. 

e) Möglichst flächenhaftes Abbrennen, da eine 
Verbrennung im Schwad oder in Haufen sich 
als nachteilig herausgestellt hat. 

f) Abbrennen jeweils nur auf Teilflächen von 
höchstens 3 ha Größe nacheinander. 

g) Umpflügen von Randstreifen, wenn der Bo-
denzustand es zuläßt. 

Diese Empfehlungen sind mit der Gruppe „Um-
welt, Naturschutz" meines Hauses abgestimmt wor- 
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den. Ich würde es im Interesse einer einheitlichen 
Regelung begrüßen, wenn Sie diese Grundsätze 
beim Erlaß von Vorschriften für die Strohverbren-
nung berücksichtigen könnten. 

Anlage 21 

Antwort 

des Bundesministers Ertl auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) (Drucksache 
7/2531 Frage B 24) : 

Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die für das Jahr 
1974 bereitgestellten Mittel für die Ausgleichszulage beim Berg-
bauern-Programm dann, wenn die Auszahlung erst 1975 erfolgen 
kann, nicht verfallen sowie Auszahlungen auch nur für das Jahr 
1974 angerechnet werden und Ansprüche oder Zuweisungen für 
das Jahr 1975 nicht beeinträchtigen? 

Veranlassung zu Vorkehrungen der genannten Art 
bestehen nach Auffassung der Bundesregierung erst 
dann, wenn über den Zeitpunkt der Anwendung der 
Ausgleichszulage in der Bundesrepublik entschie-
den worden ist. Diese Entscheidung kann die Bun-
desregierung nicht allein treffen. Da die Ausgleichs-
zulage im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe durch-
geführt werden soll, bedarf es eines gemeinsamen 
Beschlusses von Bund und Ländern im Planungsaus-
schuß. Der Planungsausschuß wird sich am 23. Sep-
tember 1974 mit dieser Frage befassen. Der Bund 
hat im Einzelplan 10 Mittel bereitgestellt, die eine 
Anwendung der Ausgleichszulage ab 1. Oktober 
1974 zulassen würden. Die Bundesregierung ist nach 
wie vor gewillt, wie bereits mehrfach auf Anfragen 
dargelegt (s. BT 7/2197, Schreiben an den Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages, Herrn Kiechle, 
vom 2. September 1974), das Bergbauernprogramm 
1974 anlaufen zu lassen und hierfür die haushaltsmä-
ßigen Vorkehrungen zu treffen. Voraussetzung da-
für ist aber, daß die Länder ebenfalls entsprechende 
Mittel bereitstellen können. Soweit der Bundesre-
gierung jedoch bekannt ist, haben die meisten Bun-
desländer bisher für die Ausgleichszulage im Haus-
haltsjahr 1974 keine Mittel zusätzlich bereitgestellt 
oder sonst verfügbar gemacht, um den nach dem 
Gemeinschaftsaufgabengesetz vorgesehenen Finan-
zierungsanteil in Höhe von 40 % der Ausgaben zu 
bestreiten. 

Die sich bei einem Inkrafttreten 1974 ergeben-
den technischen Schwierigkeiten sind aus der Sicht 
des Bundes überwindbar. Falls die Auszahlung der 
Mittel für in 1974 eingegangene Verpflichtungen im 
Haushaltsjahr 1974 aus diesen Gründen nicht mehr 
möglich ist, könnten diese mit Zustimmung des Bun-
desministers der Finanzen auf das Haushaltsjahr 
1975 übertragen und ohne Anrechnung auf die für 
1975 entfallenden Beträge an die Berechtigten ausge-
zahlt werden. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Immer (SPD) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 25) : 

Inwieweit gedenkt die Bundesregierung, zum Schutze der hei-
mischen Landwirtschaft besondere Maßnahmen zu ergreifen (z. B. 
Herabsetzung der Schwellwerte im einzelbetrieblichen Förde-
rungsprogramm, großzügigere Handhabung von Stallerweite-
rungsbauten, Förderung von Kooperationen), die insbesondere 
dem Umstand Rechnung tragen, daß sich die Ertragslage der 
Futterbaubetriebe im Bereich der deutschen Mittelgebirge erheb-
lich verschlechtert hat? 

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung wird 
in der Bundesrepublik im Rahmen des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" durchgeführt. Da-
bei ist die Richtlinie des EG-Ministerrates über die 
Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe zu be-
rücksichtigen. 

Die Förderungsmodalitäten richten sich nach den 
vom Planungsausschuß für Agrarstruktur und Kü-
stenschutz, d. h. von Bund und Ländern, beschlosse-
nen Grundsätzen. Diese Förderungsgrundsätze fül-
len den durch die EG-Richtlinie vorgegebenen Rah-
men aus. Bei den bevorstehenden Beratungen über 
die ab 1975 gültigen Förderungsbeträge werden 
Bund und Länder prüfen, inwieweit die Förderungs-
konditionen, die insbesondere für Grünlandbetriebe 
schon bisher außerordentlich günstig sind, einer Än-
derung bedürfen. Darüber hinaus hat die EG-Kom-
mission vorgeschlagen, die Mitgliedstaaten zu er-
mächtigen, in Zukunft eine höhere Zinsverbilligung 
zu gewähren. Mein Haus begrüßt diesen Vorschlag. 

Nationale Alleingänge, die dem EWG-Vertrag 
widersprechen, hat die Bundesregierung stets mit 
Nachdruck zurückgewiesen. Daher kann sie auch 
einer einseitigen Herabsetzung der Förderungs-
schwelle, die der EG-Richtlinie widersprechen 
würde, nicht zustimmen. Im übrigen würde mit einer 
solchen Maßnahme der Einkommensabstand der 
Landwirtschaft gegenüber der übrigen Wirtschaft 
festgeschrieben. 

Die Bundesregierung wird vielmehr alles daran 
setzen, damit die im Rahmen der „Richtlinie des 
Rates über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
in bestimmten benachteiligten Gebieten" vorgesehe-
nen Hilfen schnellstmöglich anlaufen können. Nicht 
durch die Herabsetzung der Förderungsschwelle, 
sondern durch die vorgesehene verbesserte Investi-
tionsförderung sowie ggf. durch die Ausgleichszu-
lage wird es möglich sein, den in den benachteiligten 
Gebieten wirtschaftenden Betrieben bei ihren An-
passungsbemühungen zu helfen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Frage B 26) : 
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Wie wird sich die Bundesregierung im Ministerrat in Brüssel  

zu dem Vorschlag der Kommission verhalten, daß Artikel 4 a der  
VO 974/71, der besagt, daß Ausgleichsbeträge nicht für Produkte  

erhoben werden, deren Weltmarktpreis über dem EG-Niveau  

liegt, wegfallen soll?  

Die Bundesregierung kann aus verständlichen 
Gründen ihre Haltung zu bevorstehenden Verhand-
lungen im EG-Ministerrat vorher nicht öffentlich 
bekanntgeben.  

Zu den Auswirkungen einer evtl. Aufhebung oder  
Aussetzung des Art. 4 a der Verordnung (EWG)  
974/71 möchte ich Sie jedoch darauf hinweisen, daß  
davon nur der Grenzausgleich in den abwertend  
floatenden EG-Mitgliedstaaten betroffen wird. Für  
solche Agrarprodukte, bei denen die Weltmarkt-
preise gegenwärtig über dem EG-Niveau liegen  
(z. B. bei Getreide), würden künftig Einfuhrsubven-
tionen durch die Importländer (z. B. Großbritannien)  
gewährt und Ausfuhrabgaben durch die Ausfuhr-
länder (z. B. Frankreich) erhoben. Die Wettbewerbs-
stellung der deutschen Landwirtschaft würde sich  
dadurch nicht verschlechtern.  

Anlage 24  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU)  
(Drucksache 7/2531 Frage B 27):  

Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung zur Ver-
sorgung der europäischen Verbraucher mit Zucker, nachdem das 
Weltmarktpreisniveau auf 2151,66 DM je t gestiegen ist und da-
mit um mehr als 100 °Io über dem EG-Marktordnungspreis liegt? 

Auf dem Zuckersektor besteht eine gemeinsame 
Marktorganisation. Maßnahmen zur Versorgung der 
europäischen Verbraucher mit Zucker werden auf 
Gemeinschaftsebene beschlossen. Um sicher zu stel-
len, daß die Gemeinschaftserzeugung dem Binnen-
markt zur Verfügung steht, wird eine Abschöpfung 
bei der Ausfuhr erhoben, die dem Abfließen des in 
der Gemeinschaft benötigten Zuckers entgegen-
wirkt. Außerdem hat der Rat auf Vorschlag der 
Kommission beschlossen, diese Abschöpfung auch 
auf die 1974/75 über die Höchstquote hinaus er-
zeugte Zuckermenge bis zu 80 % dieser Menge an-
zuwenden. 

Anlage 25  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Frage B 28) : 

Wie will die Bundesregierung die zu erwartende Misere im  

rheinland-pfälzischen Weinbau (erst ein Drittel der Ernte 1973  
ist abgesetzt) im Blick auf die zu erwartende Ernte 1974 ver-
hindern?  

Nach vorliegenden Berichten wird die Weinmost-
ernte 1974 etwa 7,5 Millionen hl betragen. Durch die  

im Laufe des Jahres von den Erzeugern erweiterten (V 
Lagerräume, durch die EWG-Maßnahmen zur Um-
lagerung von Tafelwein und zur Transportkosten-
erstattung von Qualitätswein bestimmter Anbauge-
biete sowie durch die Bezuschussung zur Anmie-
tung von Keller- und Lagerraum durch das Land  
Rheinland-Pfalz und die Bundesregierung ist mit 

 einer ausreichenden Lagerraumkapazität im Herbst 
1974 zu rechnen. 

Sowohl im ersten Halbjahr wie auch in den sonst 
ruhigen Monaten Juli und August dieses Jahres 
wurde nicht weniger Wein an die Letztverbraucher 
verkauft als in dem gleichen Zeitraum des Vorjah-
res. Der Überschuß von ca. 3 Millionen hl in den 
Kellern der Winzer ist auf die übergroße Ernte von 
10,7 Millionen hl im letzten Jahr gegenüber 7,5 Mil-
lionen hl im Durchschnitt der letzten Jahre zurück-
zuführen. Überschüsse dieses Umfanges lassen sich 
erfahrungsgemäß nicht in einem Jahr abbauen. 

Die Preissituation hat sich im Laufe des Sommers 
1974 auf Grund der eingeleiteten Interventions-
maßnahmen gefestigt. Zur Zeit werden in den Pro-
blemgebieten Rheinhessen durchschnittlich 65,—DM/ 
hl in der  Rheinpfalz     660 	DM/hl und an der  

Mosel 110,— DM/hl Wein gezahlt.  

Die EWG-Maßnahme zur Destillation von Tafel-
weinen der Weinart A II (Müller-Thurgau und Sil-
vaner), die bis zum 31. 10. 1974 läuft, wurde bisher  

nur in einem relativ geringen Umfang ausgenutzt,  
obwohl die Zuschüsse aus Brüssel die deutschen  
Weine gegenüber den Auslandsweinen konkur-
renzfähig machen.  

Aus diesen Gründen ist die Bundesregierung der  
Auffassung, daß zur Zeit keine weiteren Maßnah-
men erforderlich sind.  

Anlage 26  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Fragen B 29  
und 30) :  

Wie hoch wird nach den jetzigen Schätzungen gegen Ende des  

Jahres das Haushaltsdefizit der Bundesanstalt für Arbeit in Nürn-
berg sein?  

Wie hoch werden die voraussichtlichen Mehreinnahmen der  
Bundesanstalt für Arbeit aus der Erhöhung des Beitragssatzes  

im Jahr 1975 sein und in weicher Höhe wird der Bund im näch-
sten Jahr der Bundesanstalt für Arbeit Darlehen zur Ab-
deckung ihres Haushaltsdefizits zur Verfügung stellen?  

Zu Frage B 29:  

Nach der bisherigen Ausgabenentwicklung muß  
damit gerechnet werden, daß das Haushaltsdefizit  
der Bundesanstalt für Arbeit in diesem Jahr etwa  
den im Haushaltsplan geschätzten Betrag von 2.149  
Millionen DM erreicht. Zur Deckung stehen Mittel  
der Rücklage zur Verfügung.  
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Zu Frage B 30: 

Der Verzicht auf eine erneute Herabsetzung des 
gesetzlichen Beitragssatzes führt im Jahr 1975 vor-
aussichtlich zu Mehreinnahmen in Höhe von rd. 
i Milliarde DM. Ein trotzdem zu erwartendes Haus-
haltsdefizit wird — über das ganze Jahr 1975 gese-
hen nach dem derzeitigen Stand der Haushaltsbera-
tungen — durch Entnahmen aus der Rücklage der 
Bundesanstalt ausgeglichen werden können. Dar-
lehen des Bundes nach § 187 Abs. 1 Arbeitsförde-
rungsgesetz dürften nur zur Überbrückung vorüber-
gehender Liquiditätsschwierigkeiten notwendig wer-
den. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Wende (SPD) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 31): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne des Berufs-
bildungswerks Stetten im Rems-Tal zum Ausbau ihrer Berufs-
bildungseinrichtungen in Waiblingen, und ist die Bundesregie-
rung bereit, diese Ausbaupläne zu unterstützen und gegebenen-
falls bei der Bundesanstalt für Arbeit für entsprechende zu-
sätzliche Förderung einzutreten? 

Die Planung des Berufsbildungswerkes in Waib-
lingen ist in der Vergangenheit eingehend mit der 
Bundesanstalt für Arbeit und dem Land Baden-Würt-
temberg erörtert worden. Danach soll das Berufs-
bildungswerk vor allem solchen Jugendlichen eine 
geordnete und anerkannte Berufsausbildung vermit-
teln, die den Anforderungen der allgemeinen Ausbil-
dungsberufe nicht im vollen Umfange oder nur mit 
besonderen ausbildungsbegleitenden Hilfen gewach-
sen sind. Es wird sich vor allem um Abgänger der 
Sonderschulen für Lernbehinderte handeln. Die im 
Berufsbildungswerk Waiblingen erarbeiteten Aus-
bildungsordnungen und Methoden sollen Modell 
auch für andere Berufsbildungswerke und Betriebe 
der Wirtschaft sein. Die Erfahrungen und bisherigen 
Leistungen des Trägers lassen hoffen, daß diese 
schwierige Aufgabe bewältigt werden kann. 

Unter den beteiligten Stellen besteht deshalb 
Einvernehmen, daß das Vorhaben die zu stellenden 
Anforderungen erfüllt und die Voraussetzungen für 
eine Förderung im Rahmen des „Aktionsprogramms 
der Bundesregierung zur Förderung der Rehabilita-
tion der Behinderten" grundsätzlich gegeben sind. 
Danach sollen aufgrund einer gemeinsamen Planung 
des Bundes, der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Länder zunächst rd. 6 000 neue Ausbildungsplätze 
für behinderte Jugendliche im Bundesgebiet ge-
schaffen werden. Das Berufsbildungswerk Waiblin-
gen ist Bestandteil dieser Planung. 

Die Bundesregierung ist bereit, das Projekt im 
Rahmen der in der mittelfristigen Finanzplanung zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel nach den all-
gemein geltenden Förderungsgrundsätzen zu unter-
stützen. Die Einzelheiten der Finanzierung sind mit  

dem Land und der Bundesanstalt für Arbeit bereits 
abgestimmt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat sich 
dabei bereiterklärt, das Berufsbildungswerk Waib-
lingen maßgeblich zu fördern. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Fragen B 32 und 33) : 

Inwieweit ist die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland 
legal beschäftigten Gastarbeiter seit dem 1. Oktober des ver-
gangenen Jahres zurückgegangen? 

Wie wird sich der Gastarbeiterstopp voraussichtlich weiter 
auf die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigten 
Ausländer auswirken? 

Zu Frage B 32: 

Genaue Zahlen über die in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigten ausländischen Arbeitneh-
mer liegen z. Z. nicht vor. Nach Hochrechnungen der 
Bundesanstalt für Arbeit waren Ende September 
1973 ca. 2 595 000 und Ende März 1974 ca. 2 490 000 
ausländische Arbeitnehmer im Bundesgebiet be-
schäftigt. 

Zu Frage B 33: 

Es ist mit einer weiter rückläufigen Tendenz zu 
rechnen, solange der Anwerbestopp aufrechterhalten 
bleibt, zumal ein Teil der ausländischen Arbeitneh-
mer während des Anwerbestopps auf Dauer in die 
Herkunftsländer zurückkehrt. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Zebisch (SPD) 
(Drucksache 7/2531 Fragen B 34 und 35) : 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um der unverhältnismäßig hohen Frauenarbeitslosenquote ent-
gegenzusteuern, um das Recht der Frauen auf Arbeit zu sichern? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um das immer 
noch bestehende Defizit an Werksärzten sobald wie möglich zu 
schließen? 

Zu Frage B 34: 

Die verhältnismäßig hohe Zahl weiblicher 
Arbeitsloser hat mehrere Ursachen. Neben konjunk-
turelle und strukturelle Gründe treten individuelle 
Umstände, die die Vermittlungsfähigkeit zahlreicher 
Frauen einschränken. Vor allem Familienbindun-
gen führen oft dazu, daß Frauen weder regional mo-
bil sind noch für eine Vollzeitarbeit zur Verfügung 
stehen. 

Die Arbeitsämter bemühen sich daher um eine 
verstärkte Vermittlung. Sie werben für ein viel-
fältigeres Angebot an Teilzeitstellen und geben 
Hilfen zur Förderung der Arbeitsaufnahme. Die 
Bundesanstalt für Arbeit fördert ferner in erheb-
lichem Umfange Umschulungs- und Fortbildungs- 
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maßnahmen. Diese ermöglichen die Anpassung an 
die gegenwärtigen Anforderungen der Wirtschaft 
sowie eine Korrektur früherer Fehlentscheidungen 
bei der Berufswahl und sollen den Frauen dadurch 
zu neuen, qualifizierten und weniger konjunktur-
empfindlichen Arbeitsplätzen verhelfen. Wenn eine 
Teilnahme an Lehrgängen nicht möglich oder zweck-
mäßig ist, werden Einarbeitungszuschüsse für die 
Zeit des Anlernens an einem Arbeitsplatz gewährt. 

Zu Frage B 35: 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine 
der Wirkungen des am 1. Dezember 1974 in Kraft 
tretenden Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheits-
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit ist, das Interesse an der Arbeitsmedi-
zin zu verstärken. Auch die neue Approbations-
ordnung für Ärzte, nach der den Studierenden auch 
arbeitsmedizinische Kenntnisse vermittelt werden 
sollen, trägt dieser Notwendigkeit Rechnung. Die 
hierfür erforderlichen Studienmöglichkeiten sind 
bei der Mehrzahl der medizinischen Fakultäten an 
den Universitäten und Hochschulen in Form von 
Lehrstühlen oder Lehraufträgen vorb anden. Einige 
Lehrstühle sind noch im Aufbau begriffen. Auch für 
bereits approbierte Ärzte besteht die Möglichkeit, 
Qualifikationen auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin 
zu erwerben. So werden an den Akademien für 
Arbeitsmedizin in Berlin und in München laufend 
Kurse abgehalten, an denen ein steigendes Interesse 
festgestellt werden kann. Während z. B. im Jahr 
1967 etwa 160 Teilnehmer insgesamt zu verzeichnen 
waren, betragen die Teilnehmerzahlen nach 
neuesten Mitteilungen etwa 500 bis 600 je Akade-
mie und Jahr. 

Für die Anfangsphase des Gesetzes über die Be-
triebsärzte soll als Nachweis der geforderten ar-
beitsmedizinischen Fachkunde ein mindestens 
14tägiger Einführungslehrgang genügen, der im Ein-
vernehmen mit den Ärztekammern von verschiede-
nen Trägern veranstaltet wird. 

Grundsätzlich ist jedoch hinzuweisen, daß die 
Bundesregierung die Zahl der Betriebsärzte nicht 
unmittelbar beeinflussen kann. Sie hofft jedoch, daß 
insbesondere die letztgenannten praxisbezogenen 
Regelungen die Voraussetzungen schaffen, daß die 
zur Durchführung des Gesetzes notwendige Zahl an 
Betriebsärzten schrittweise erreicht wird. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schachtschabel 
(SPD) (Drucksache 7/2531 Frage B 36) : 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der bestehenden Rege-
lung  ins  Rahmen der Rentenversicherung, daß die durch die 
Kriegsteilnahme bedingte Zeit bei der Rentenbemessung ledig-
lich als Ausfallzeit bewertet wird, während die Nichtkriegs-
teilnehmer entsprechend den abgeführten Versicherungsbeiträ-
gen berücksichtigt werden? 

Zeiten des militärischen und militärähnlichen 
Dienstes und der Kriegsgefangenschaft sowie Zeiten 
einer anschließenden Krankheit oder unverschulde-
ten Arbeitslosigkeit werden, sofern für diese Zeiten 
keine Pflichtbeiträge zu entrichten waren, bei der 
Rentenberechnung unter den im Gesetz bestimmten 
Voraussetzungen als Ersatzzeiten angerechnet. Die 
Voraussetzungen für die Anrechnung von Ersatz-
zeiten sind dergestalt, daß sie praktisch von allen 
Versicherten erfüllt werden können. Liegen diese 
Voraussetzungen vor, so wirkt sich die Anrech-
nung der genannten Zeiten als Ersatzzeiten grund-
sätzlich wie die Anrechnung von Beitragszeiten aus; 
denn die Ersatzzeiten werden nicht nur auf Warte-
zeiten angerechnet, vielmehr führt ihre Anrechnung 
auch zu einer Rentensteigerung. 

Bewertet werden die Ersatzzeiten grundsätzlich 
mit dem Durchschnitt aus allen Beitragszeiten vor 
1965. Diese Regelung über die Bewertung der Er-
satzzeiten ist getroffen worden, weil es nicht mög-
lich wäre, bei allen Versicherten die Arbeitsent-
gelte zu ermitteln, die während der Ersatzzeiten hät-
ten erzielt werden können. Die Bewertung der Er-
satzzeiten stellt im allgemeinen sicher, daß die 
Kriegsteilnehmer gegenüber den Nichtkriegsteilneh-
mern in der Rentenversicherung nicht benachteiligt 
sind. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß der Bundestag die Bundesregierung ersucht hat 
zu prüfen, bei welchen Personen aus langen Zeiten 
des militärischen und militärähnlichen Dienstes und 
der Kriegsgefangenschaft besondere Nachteile in der 
Rentenversicherung eintreten, und Vorschläge zu 
machen, wie solche Nachteile ggf. vermieden werden 
können (vgl. Bundestagsdrucksachen 7/668 und 
7/1684). Die Bundesregierung wird einen entspre-
chenden Bericht noch in diesem Jahr vorlegen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Frage B 37): 

Hat die Bundesregierung Richtlinien erlassen, die eine Be-
lieferung der Bundeswehr mit Material aus den Ostblockstaaten 
verhindern, und ist sie gegebenenfalls bereit, im Interesse unse-
rer echt kalkulierenden heimischen Werkzeugindustrie solche 
Richtlinien zu erlassen? 

Die Bundeswehr kauft kein Material unmittelbar 
in Ostblockstaaten, da weder eine ordnungsgemäße 
Fertigungsüberwachung noch eine reibungslose Ver-
sorgung der Truppe gewährleistet werden kann. 

Werden Waren aufgrund entsprechender Han-
delsabkommen von Firmen mit dem Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland aus Ostblockstaaten 
ordnungsgemäß eingeführt — es handelt sich regel-
mäßig um handelsübliche Waren — wird deren Be-
schaffung von deutschen Firmen zugelassen, um 
den Wettbewerb zu fördern. Liegen die Preise die-
ser Artikel 20 % und mehr unter den deutschen 
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Preisen (Dumpingpreise) soll in Übereinstimmung 
mit dem BMWi von einem Erwerb abgesehen wer-
den. 

Die beschaffenden Dienststellen der Bundeswehr 
sind über diese Grundsätze unterrichtet. In Zwei-
felsfällen entscheidet das Bundesministerium der 
Verteidigung. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Fragen B 38 und 39) : 

Hält die Bundesregierung an dem Plan fest, im Raum Zülpich 
ein Sanitätsdepot zu bauen, wenn ja, wann kann mit dem Bau-
beginn gerechnet werden? 

Können der Stadt Zülpich Beihilfen des Bundes für Infra-
strukturmaßnahmen im Zusammenhang mit der Errichtung des 
Sanitätsdepots gewährt werden, wenn ja, von welcher Grund-
lage aus kann die Stadt Zülpich Anträge an das Bundesver-
teidigungsministerium stellen? 

Zu Frage B 38: 

An der Planung wird nach dem jetzigen Erkennt-
nisstand festgehalten. Der Baubeginn ist jedoch 
nicht vor 1979 vorgesehen. 

Zu Frage B 39: 

Bundesfinanzhilfen können der Stadt Zülpich für 
Infrastrukturmaßnahmen in Verbindung mit der 
Depotplanung in Höhe des Bundeswehr-Interessen-
anteiles gewährt werden. 

Art und Umfang dieser Maßnahmen sind jedoch 
noch nicht bekannt. Ein entsprechender Antrag der 
Stadt bei der hierfür zuständigen Wehrbereichsver-
waltung III in Düsseldorf liegt bisher nicht vor. 

Anlage 33 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Härzschel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2531 Fragen B 40 und 41) : 

Trifft es zu, daß die deutschen Grenzgänger, die in der Schweiz 
arbeiten und ihr Einkommen in der Bundesrepublik Deutschland 
versteuern, durch die Steuerreform 1974 benachteiligt werden, 
weil sie vor allem für das 1. und 2. Kind kein erhöhtes Kinder-
geld erhalten, ihnen aber keine Steuerfreibeträge mehr zu-
stehen? 

Wenn ja, hält die Bundesregierung dann im Blick auf ihre 
soziale Verpflichtung auch diesen Familien gegenüber diese 
Verschlechterung für gerechtfertigt, und wird sie notfalls vor 
Inkrafttreten eine Änderung herbeiführen? 

Zu Frage B 40: 

Die Deutschen, die als Grenzgänger in der Schweiz 
erwerbstätig sind, verlieren vom 1. Januar 1975 an 
— wie alle Einkommensteuerpflichtigen --- die bis 
dahin in Form der Kinderfreibeträge gewährte Ein-
kommensteuerermäßigung. Sie können für ihre Kin-

der halbes Kindergeld nach Maßgabe des § 3 der ( 
 Zweiten Verordnung zur Durchführung des Bundes-

kindergeldgesetzes — Verordnung zu § 6 Abs. 2 
BKGG — vom 21. März 1966 (BGB1. I S. 185) erhal-
ten. Hiernach ist vom 1. Januar 1975 an die Zahlung 
von halbem Kindergeld nicht nur für das vierte und 
jedes weitere Kind, sondern für jedes Kind möglich 
(§ 3 der genannten Verordnung in der Fassung des 
Artikels 2 Nr. 23 des Einkommensteuerreformgeset-
zes vom 5. August 1974 — BGB1. I S. 1769 —). 

Die Einführung des Kindergeldes für das erste 
Kind und die Erhöhung der Kindergeldsätze, die 
zum 1. Januar 1975 wirksam werden, kommen auch 
den nach § 3 der genannten Verordnung Berechtig-
ten zur Hälfte zugute; sie sind für sie ein Ersatz für 
die wegfallenden Kinderfreibeträge. Die Erhöhung 
der Kindergeldsätze führt zu einer Erweiterung des 
Kreises der nach § 3 der genannten Verordnung Be-
rechtigten. Denn sie mindert die Bedeutung der Aus-
schlußvorschrift des § 3 Satz 2 dieser Verordnung. 
Nach dieser Vorschrift entfällt die Zahlung von hal-
bem Kindergeld für diejenigen Kinder von Grenz-
gängern, für die nach den schweizerischen Rechts-
vorschriften ein Anspruch auf eine dem Kindergeld 
vergleichbare Leistung besteht, die höher ist als die 
Hälfte des Kindergeldes. 

Zu Frage B 41: 

Die Bundesregierung prüft, ob der in der Antwort 
auf die erste Frage dargestellte ersatzlose Wegfall 
hingenommen werden kann oder ob eine Änderung 
der dargestellten Rechtslagen zugunsten der be-
troffenen Grenzgänger geboten ist. Die Prüfung 
wird noch einige Zeit in Anspruch nehmen, zumal 
die zu berücksichtigenden schweizerischen Rechts-
vorschriften kantonalen Rechts, also innerhalb der 
Schweiz nicht einheitlich sind. 

Falls eine Änderung geboten ist, wird die Bundes-
regierung das dazu Erforderliche veranlassen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Baron von Wrangel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 42) : 

Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, daß eine weitere 
Verzögerung des dringend erforderlichen Ausbaues der Kreuzung 
B 207 / L 200 bei Breitenfelde im Kreis Herzogtum Lauenburg für 
die dortige Bevölkerung nicht mehr zumutbar ist, weil die 
Kreuzung im derzeitigen Zustand eine Todesgefahr für alle Be-
nutzer darstellt? 

Die Kreuzungsanlage hat bezüglich ihrer straßen-
bautechnischen Gestaltung keine wesentlichen Män-
gel und weist gegenüber vergleichbaren Kreuzungen 
auch keine erhöhten Unfallzahlen auf. Wegen der 
geringfügigen Sichtbehinderung sind auf längere 
Sicht gewisse bauliche Verbesserungen vorgesehen. 
Wann diese Maßnahmen durchgeführt werden, läßt 
sich zur Zeit noch nicht sagen. 
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Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Zeyer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Fragen B 43 und 44) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der Deutsche Bun-
destag in einstimmig angenommenen Entschließungsanträgen in 
seiner Sitzung vom 18. Juni 1969 anläßlich der Debatte über 
die wirtschaftliche Gesundung des Saarlandes für einen be-
schleunigten Ausbau der Autobahn Saarbrücken—Hermeskeil und 
deren Fertigstellung bis 1973/74 ausgesprochen hat und der 
damalige Bundesminister für Verkehr in Kenntnis dieser Ent-
scheidung des Deutschen Bundestages in einem Schreiben vom 
21. Juli 1969 an den Minister des Innern in Saarbrücken dein 
Saarland in Aussicht gestellt hat, daß für den Zeitraum des 
ersten Fünfjahresplanes von einem Anteil des Saarlandes am 
Bundesfernstraßenhaushalt „von -jährlich bis zu 140 Millionen 
DM" ausgegangen werden könne, und ist die Bundesregierung 
auch heute noch bereit, dem Saarland diese Mittel innerhalb 
des ersten Fünfjahresplanes zur Verbesserung seiner verkehr-
lichen Infrastruktur zur Verfügung zu stellen? 

Trifft es zu, daß dem Saarland entgegen der Einplanung im 
ersten Fünfjahresplan in diesem Jahre statt 98 Millionen DM nur 
77 Millionen DM für den Autobahnneubau zur Verfügung ge-
stellt wurden, und meint die Bundesregierung gegebenenfalls, 
daß diese Mittelkürzung mit dem einstimmigen Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 18. Juni 1969 und dem Schreiben 
des Bundesministers für Verkehr vom 21. Juli 1969 in Einklang 
zu bringen sei? 

Zu Frage B 43: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich der 
Deutsche Bundestag im Jahre 1969 für einen be-
schleunigten Ausbau der damaligen Bundesstraße 
327 Saarbrücken—Hermeskeil ausgesprochen hat. Der 
unterschiedlich von den Fraktionen geforderte Fer-
tigstellungstermin liegt zwischen 1973 und 1975. Die 
seit 1970 als Autobahn A 171 gebaute B 327 wird auf 
saarländischem Gebiet Anfang 1975, evtl. mit einer 
Fahrbahn noch in diesem Jahr fertiggestellt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat 1969 dem 
Saarland lediglich mitgeteilt, es möge bei seinen 
personellen Dispositionen von einem Betrag bis zu 
140 Millionen DM ausgehen. Das Saarland wird für 
den Bundesfernstraßenbau innerhalb des 1. Fünf-
jahresplans voraussichtlich 703 Millionen DM er-
halten, das sind 23 Millionen DM mehr als 1970 ver-
anschlagt waren. 

Zu Frage B 44: 

Dem Saarland sind in diesem Jahr für den Bundes-
autobahnneubau nicht 77 Millionen DM sondern 
92 Millionen DM zur Verfügung gestellt worden. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine im 
Vergleich zu dem ursprünglich eingeplanten Betrag 
unerhebliche Mittelkürzung in Anbetracht der in den 
letzten Jahren eingetretenen Kostensteigerungen 
und Mittelkürzungen im Bundesfernstraßenbau noch 
mit den genannten Bundestagsbeschlüssen und Er-
klärungen des Bundesministers für Verkehr aus 
dem Jahre 1969 im Einklang steht. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Franke (Osnabrück) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 45) : 

Unter welchen Voraussetzungen ist die Bundesregierung be

-r

eit, sich weiterhin an den Kosten der Nahverkehrsversuche, 
z. B. Hannover, zu beteiligen, und wenn ja, in welchem Umfang? 

Die Bundesregierung hat sich bisher an Kosten 
der Nahverkehrsversuche im Raum Hannover nicht 
beteiligt. Insoweit stellt sich hier auch die Frage der 
Fortsetzung einer solchen Beteiligung nicht. 

Allerdings beteiligt sich die Deutsche Bundesbahn 
am Großraumverkehr Hannover, über dessen Fort-
führung demnächst zwischen ihr und dem Groß-
raumverband Hannover verhandelt werden wird. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2531 Frage B 46) : 

Kann im Rahmen belebender Konjunkturmaßnahmen für struk-
turschwache Gebiete der Bau der Ortsumgehung Erbendorf (B 22) 
unverzüglich in Angriff genommen werden, nachdem die Bundes-
straßenbauverwaltung den Grund bereits erworben hat und auch 
Gin Vorziehen dieser Maßnahme zur Weiterführung der Flur-

bereinigung dienlich c? 

Nach dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 11. 9. 
1974 wird der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesminister für Wirtschaft — unter Beteiligung 
der einschlägigen Ressorts — für die Kabinett-
sitzung am 25. 9. 1974 ein Sonderprogramm zur 
regionalen und lokalen Abstützung der Beschäf-
tigung vorbereiten. Zur Zeit kann daher noch nicht 
gesagt werden, welche Maßnahmen im einzelnen 
im Rahmen dieses Programmes berücksichtigt wer-
den können. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Baier (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 47) : 

Wird der Bundesminister für Verkehr bei dem geplanten Still-
legungsantrag der Deutschen Bundesbahn für den Streckenab-
schnitt „Meckesheim—Aglasterhausen" die Argumente der be-
troffenen Bevölkerung zur Kenntnis nehmen, wonach eine Still-
legung der Bundesbahnstrecke Meckesheim—Aglasterhausen da-
zu führen würde, daß die gesamte Infrastruktur und die weitere 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft erhebliche Einbußen er-
leiden, und im übrigen die Stillegung dieses Streckenabschnittes 
im Widerspruch zu der Strukturpolitik der Bundesregierung 
stehen würde, wie sie im 12. regionalen Aktionsprogramm 
„Hohenlohe—Odenwald" festgelegt ist, und aus diesem Grunde 
den Stillegungsantrag ablehnen? 

Bei Vorlage eines Stillegungsantrages prüft der 
Bundesminister für Verkehr alle Argumente, die 
nach Ansicht der Beteiligten gegen die Durchführung 
der Maßnahme sprechen. Ergeben sich Ansatz-
punkte, daß die von Ihnen genannten Auswirkungen 
eintreten können, werden der Bundesminister für 
Wirtschaft (Regionalstruktur) und der Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(Raumordnung) bei der Entscheidung beteiligt. Zur 
Zeit liegt dem Bundesminister für Verkehr ein An-
trag noch nicht vor. 
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Anfrage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des  Abgeordneten Josten (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 48) : 

Wann ist damit zu rechnen, daß das kurze Teilstück der Bun-
desautobahn, BAB — Umgehung Meckenheim, welches eine große 
Erleichterung für den gesamten Verkehr von Bonn nach Bad 
Neuenahr-Ahrweiler und für die Eifel bedeutet, fertiggestellt 
wird? 

Die Verkehrsfreigabe für die Umgehung Mecken-
heim im Zuge der B 257 n bis zum Autobahnkreuz 
Meckenheim ist im Sommer 1975 vorgesehen. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2531 Frage B 49) : 

Was kann nach Auffassung der Bundesregierung geschehen, 
um den vierspurigen Ausbau der B 44 zwischen Zeppelinheim 
und Walldorf-Nord zu beschleunigen? 

Die Dringlichkeit der Maßnahme ist bekannt. Der 
Ausbau kann jedoch nur im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Aschaffenburger Straße erfolgen. 
Hierfür ist das Land Hessen Baulastträger. Die Vor-
bereitungen der hessischen Straßenbauverwaltung 

I sind für beide Maßnahme darauf ausgerichtet, daß 
mit den Bauarbeiten im Herbst 1976 begonnen wer-
den kann. Ein früherer Baubeginn ist sowohl aus 
technischen als auch aus finanziellen Gründen nicht 
möglich. Zunächst sind noch das Planfeststellungs-
verfahren und der Grunderweb durchzuführen und 
der Bauentwurf ist aufzustellen. Auf den Ablauf des 
nach dem Bundesfernstraßengesetz vorgeschriebe-
nen Planfeststellungsverfahrens hat die Bundesre-
gierung keinen Einfluß. Planfeststellungsbehörde ist 
der Hessische Minister für Wirtschaft und Technik. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 50) : 

Hat die Bundesregierung die Absicht, aus dem von ihr be-
schlossenen „Regionalen und lokalen Sonderprogramm" auch zu-
sätzliche Mittel für den Neubau der B 27 zwischen Stuttgart und 
Tübingen/Reutlingen zur Verfügung zu stellen? 

Nach dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 
11. 9. 1974 wird der Bundesminister der Finanzen 
und der Bundesminister für Wirtschaft — unter 
Beteiligung der einschlägigen Ressorts — für die 
Kabinettsitzung am 25. 9. 1974 ein Sonderprogramm 
zur regionalen und lokalen Abstützung der Beschäf-
tigung vorbereiten. Zur Zeit kann daher noch nicht  

gesagt werden, welche Maßnahmen im einzelnen 
im Rahmen dieses Programmes berücksichtigt wer-
den können. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2531 Frage B 51): 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, das Postamt Groß 
Gerau im Interesse der Postkunden und zahlreicher Beschäftig

-

ter im Postverwaltungsdienst als selbständiges Postamt zu er-
halten? 

Die Untersuchungen über Rationalisierungsmaß-
nahmen im Verwaltungsdienst der Postämter sind 
noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung ist 
daher nicht in der Lage, im gegenwärtigen Zeit-
punkt eine verbindliche Aussage über die künftige 
Organisationsform des Postamts Groß Gerau zu 
machen. 

Die beabsichtigten Maßnahmen werden sich aus-
schließlich auf den Verwaltungsdienst bei den Post-
ämtern erstrecken. Das betriebliche Leistungsange-
bot der Postämter und damit die Bedienung und Ver-
sorgung der Postkunden würden durch eine etwaige 
Verlegung der Verwaltungsaufgaben von Groß 
Gerau zu einem anderen Postamt nicht berührt wer-
den. Von einer solchen Aufgabenverlegung würden 
gegebenenfalls etwa 10 Kräfte des Postamts Groß 
Gerau betroffen, die zu einer anderen Dienststelle 
versetzt werden müßten. 

Dabei würde, wie bei allen anderen organisato-
rischen Maßnahmen der Deutschen Bundespost, auf-
grund geltender Rationalisierungsschutz-Regelungen 
sichergestellt sein, daß sich für diese Kräfte keine 
untragbaren Härten ergeben würden. Die Bundes-
regierung ist daher überzeugt, daß eine etwaige Än-
derung in der Organisationsform des Postamts Groß 
Gerau weder zu Schwierigkeiten für die Postkunden 
noch zu unvertretbaren Belastungen für die Be-
diensteten führen würde. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 52) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die nach § 6 Abs. 3 
des Gesetzes über Fernmeldeanlagen (FAG) schon in der Fassung 
vom 14. Januar 1928 (in Worten: Neunzehnhundertachtundzwan-
zig) als zu erlassen vorgesehenen Vorschriften für die Über-
wachung bis heute nicht ergangen sind, und wann ist mit dem 
Erlaß dieser Vorschriften zu rechnen? 

Bei dem gem. § 6 Abs. 3 des Gesetzes über Fern-
meldeanlagen (FAG) zu erlassenden Vorschriften 
handelt es sich um Verwaltungsvorschriften für die 
Überwachung von Fernmeldeanlagen, die nicht gem. 
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§ 1 FAG vom Bund bzw. der Deutschen Bundespost,  

sondern von anderen (private Fernmeldeanlagen)  

aufgrund einer Genehmigung der Deutschen Bundes-
post gem. § 2 FAG oder als genehmigungsfreie An-
lage gem. § 3 FAG errichtet und betrieben werden.  

Die Überwachung ist gem. § 6 Abs. 1 bzw. Abs. 2  
FAG darauf gerichtet, ob bei Errichtung und Be-
trieb der Fernmeldeanlage die Verleihungsbedin-
gungen eingehalten werden bzw. ob Errichtung und  
Betrieb sich innerhalb der gesetzlichen Grenzen hal-
ten.  

Soweit sich ein Bedürfnis gezeigt hat, die Über-
wachung privater Fernmeldeanlagen zu regeln, wur-
den die erforderlichen Vorschriften vom Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen im Rah-
men seiner Zuständigkeit erlassen (Art. 86, 87 GG,  

§ 6 Abs. 3 FAG in der Fassung der Sammlung des  

Bundesrechts, BGBl. III 9020-1, § 3 Abs. 1 des Ge-
setzes über die Sammlung des Bundesrechts vom  
10. 7. 1958, BGBl. I, S. 437, § 3 des Gesetzes über den  
Abschluß der Sammlung des Bundesrechts vom  
28. 12. 1968, BGBl. I, S. 1451; BGBl. III 114-4). So  
regeln zum Beispiel die „Bestimmungen über private  

Drahtfernmeldeanlagen (BestprDrFAnl)" veröffent-
licht im Amtsblatt des Bundesministers für das Post-
und Fernmeldewesen, Ausgabe A, 1973, Nr. 112, die  
einen Großteil der privaten Fernmeldeanlagen er-
fassen, in § 3 die Überwachung wie folgt:  

„(1) Drahtfernmeldeanlagen, die nach § 1 Abs. 1  
Buchst. a) aufgrund einer Genehmigung der Deut-
schen Bundespost errichtet und betrieben werden,  

unterliegen der Überwachung durch die Deutsche  

Bundespost daraufhin, daß die Auflagen der Geneh-
migung eingehalten werden.  

(2) Drahtfernmeldeanlagen, die nach § 1 Abs. 1  
Buchst. b) ohne Genehmigung der Deutschen Bun-
despost errichtet und betrieben werden, unterlie-
gen der Überwachung durch die Deutsche Bun-
despost daraufhin, daß Errichtung und Betrieb sich  

innerhalb der gesetzlichen Grenzen halten.  

(3) Inhaber von Drahtfernmeldeanlagen nach  
Abs. 1 und 2 sind verpflichtet, Beauftragten der  
Deutschen Bundespost, die sich ordnungsgemäß aus-
weisen, während der verkehrsüblichen Zeiten Zu-
tritt zu den Grundstücken, Räumen und Fahrzeugen  

zu gewähren, auf bzw. in denen sich Einrichtungen  

der Drahtfernmeldeanlagen befinden. Hierbei sind  

dem Beauftragten der Deutschen Bundespost alle  

über die Drahtfernmeldeanlagen und deren Betrieb  
gewünschten Auskünfte zu erteilen. Die Genehmi-
gungsurkunden sind, in den Fällen nach Abs. 1, auf  
Verlangen vorzuzeigen."  

Anlage 44  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche  

Frage des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2531 Frage B 53) :  

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß  

die neue Fernmeldelehrwerkstatt in Bad Kreuznach, deren Aus-
bildungskapazität zur Zeit nur zu einem Drittel ausgelastet  
sein soll, nicht mehr weiter betrieben werden soll, und was  
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun, diese mit  

großem finanziellen Aufwand errichtete Ausbildungsstätte wie-
der in vollem Umfang zu nutzen?  

Pressemeldungen, nach denen die neue Ausbil-
dungsstätte in Bad Kreuznach nicht weiter genutzt  
werden soll, können nicht bestätigt werden. Die  

vorhandene Ausbildungskapazität im 1. und 2. Lern-
jahr von je 20 Ausbildungsplätzen wird z. Z. im  

2. Lernjahr voll und im 1. Lernjahr mit 16 genutzt.  

Wie viele Auszubildende im Fernmeldehandwerk  
im Rechnungsjahr 1975 im Bereich der Oberpost-
direktion Koblenz eingestellt werden können, ist  

Gegenstand einer zur Zeit laufenden Untersuchung  
im Rahmen der Personalplanung für den fernmelde-
technischen Dienst.  

Anlage 45  

Antwort  

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen  

Fragen des Abgeordneten Laermann (FDP) (Druck-
sache 7/2531 Fragen B 54 und 55):  

Welche Forschungsprojekte zur Nutzung der Sonnenenergie  
sind bisher von der Bundesregierung gefördert worden?  

Ist die Erstellung eines Forschungsprogramms „Sonnenenergie"  

geplant und falls ja, welche Einzelmaßnahmen (finanzieller Um-
fang, Zeitraum) sollen zur Erreichung welchen angestrebten  
Zieles führen?  

Zu Frage B 54:  

Die Bundesregierung fördert seit Jahren im Rah-
men der Weltraumforschung die Nutzung der Son-
nenenergie für die Energieversorgung von Satelli-
ten und Weltraumsonden. Schwerpunkte sind hier-
bei folgende Forschungsvorhaben auf dem Gebiet  

der Solarzellen und Solargeneratoren:  

1. Experimentalstudie über die theoretischen und  
technologischen Möglichkeiten zur Herstellung von  

Solarzellen aus GAALAS-Schichten (Gallium-Alu-
minium-Arsenid) auf GAAS-Strukturen (Gallium-
Arsenid).  

2. Entwicklung eines Solarzellengenerators für  
Leistungen im 10 KW-Bereich  

3. Modularisierte Energieaufbereitungssysteme  

4. Solarzellen — Modultechnik  

5. Schweißen von Solarzellen mittels Laser 

Energieversorgung und  Wärmehaushait 6.Energieversorgung un
d ziumsolarzellen,Solargeneratorentechnik 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung im Rah-
menprogramm Energieforschung 1974-1977 unter 
dem Programmschwerpunkt Energieumwandlung, 
-transport, -speicherung der Nutzung der Sonnen-
energie für terrestrische Zwecke besondere Auf-
merksamkeit geschenkt. Die geförderten Forschungs-
vorhaben beziehen sich dabei vor allem auf die 
Sammlung experimentell gesicherter Daten über die 
Einsatzmöglichkeiten von Sonnenenergie in euro- 
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päischen Breiten. In diesem Zusammenhang werden 
von der Bundesrepublik folgende Forschungsvorha-
ben bereits jetzt oder in Kürze gefördert: 

1. Warmwasserbereitung mit Sonnenenergie 

2. Studie über nichtfossile und nichtnukleare Pri-
märenergieträger für die zukünfte Energieversor-
gung 

3. Systemstudie über die Nutzung von Sonnen-
energie in unbewohnten und bewohnten Gegenden 

4. Studie: Jahreswärmespeicher 

5. Systeme zur Nutzung der Sonnenenergie und 
zur rationellen Energieanwendung in Gebäuden 

6. Spezielle Solarabsorberflächen zur Wärmege-
winnung 

1975 werden sich die Förderungsmittel zur Nut-
zung der Sonnenenergie in der Größenordnung von 
10 Mio DM bewegen. 

Zu Frage B 55: 

Im Rahmenprogramm Energieforschung 1974 
bis 1977 ist vorgesehen, daß vorrangig experimen-
tell gesicherte Daten über das Potential der Sonnen-
energie für terrestrische Anwendung gesammelt 
werden sollen. 

Aufgrund der bisher gewonnenen Erkenntnisse 
ist es nunmehr möglich, über die Zielsetzung des 
Rahmenprogramms hinaus die Anwendungsmöglich-
keiten der Sonnenenergie verstärkt zu fördern. Da-
bei steht die Frage der dezentralen Nutzung der 
Sonnenenergie für Heiz- (und Kühl-) Zwecke im 
Vordergrund. 

In erster Linie ist es daher notwendig, kostengün-
stige und anwenderfreundliche Solarkollektoren zu  

entwickeln. Darüber hinaus wird die Nutzungsmög-
lichkeit der Sonnenenergie an Bedeutung gewinnen, 
wenn es gelingt, Langzeitwärmespeicher mit vertret-
barem finanziellen Aufwand herzustellen. Außer-
dem müssen Fragen der Integration der aus solarer 
Energie gewonnenen Wärme in bestehende Heiz-
systeme gelöst werden. 

Ein Forschungsprogramm „Sonnenenergie" soll 
nicht abgetrennt werden. Vielmehr ist vorgesehen, 
die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Nut-
zung solarer Energie in die übrigen Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Energieforschung einzubeziehen und 
laufend mit ihnen zu koordinieren. 

Anlage 46 

Antwort 

des Bundesministers Bahr auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Drucksache 
7/2531 Frage B 56) : 

Wird die Bundesregierung anläßlich der annektionistischen 
Politik Indiens gegenüber Sikkim, die Erinnerungen an frühere 
vergleichbare Vorstöße wachruft, ihre Politik der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit mit diesem Staat einer Überprüfung unterziehen, 
und zu welchen Schlußfolgerungen gibt diese — gegebenen-
falls — Anlaß? 

Die Bundesregierung hat zur Kenntnis genom-
men, daß das indische Zentralparlament durch ein 
die Verfassung ergänzendes Gesetz den Status des 
Protektorats Sikkim in den eines der Indischen 
Union assoziierten Staates geändert hat. 

Die Bundesregierung sieht in dem Vorgang keine 
Veranlassung, ihre Politik der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit Indien zu überprüfen. 
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